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Sechste Abtheilnng.
Bemerkungen und Erläuterungen zu den, in
den vorhergehenden Abtheilungen dargestell¬
ten, Verhältnissen. Verschiedene ftaatswirth-

schaftliche und politische Betrachtungen.

Vier und sechzigstes Kapitel.
Kurze Bemerkungen oder Erläuterungen zu den Ta¬

bellen 4—10.

H. 262.
Vierte und fünfte Tabelle, oder die Staats - Revenuen und Gemeinde-

Steuern in Preußen und Frankreich.

In beiden Tabellen dürften nur sehr wenige Steuern
oder Einkünfte unausgeführt geblieben seyu. Absichtlich
sind nicht aufgeführt worden:

n) Die Strafgelder. Diese fließen in Preußen
wie in Frankreich zu einein großen Theile nicht in die
Staatskassen, sondern sie gehören den Geineinden oder
wohlthätigen nnd gemeinnützigen Instituten; mitunter
erhalten auch die Angeber der Straffälligen einen An-
theil. Die Normirung der Strafgelder für beide Staa¬
ten, besonders für Preußen, dürste schwer sehn, und
kaum ist zu bezweifeln, daß, wenn sie richtig ermittelt
würden, der Beitrag in Preußen verhälruißmäßig viel
größer, als in Frankreich sich herausstellen müßte. Demi
erstlich wird in Preußen viel mehr admiuistrirt oder
geboten und verboten, und es ist daher mehr Veranlas¬
sung zum Strafen, als in Frankreich; zweitens ist in
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Mmn Lande die Strafe der Vermögens-Konfiskation
völlig abgeschafft, während sie in dem erstern noch
besteht.

b) Die Zensur-Gebühren in Prenßen, eine
nicht unbeträchtliche Steuer für den Steuerpflichtigen,
welche in manchen Städten für die Zensoren, — mei¬
stens Regiernngsrärhe nnd Polizei-Direktoren, — eine
nicht unerhebliche Besoldungs-Zulage bildet. In Frank¬
reich besteht keine Zensur, folglich auch keine Zensur-
Gebühr.

c) Einige Abgaben, welche in Frankreich
durch die Unternehmer von Privat-Lchranstal-
ten an die königliche Universität zu entrichten
sind. Diese Abgaben mögen die Zensur-Gebühren in
Preußen kompensiren.

ck) Verschiedene Gebühren für Ex a in in a-
tionen von Beamten, Gelehrten, für die Er-
thcilung der Doktor-Würde und dergl. Solche
Gebühren dürsten in Prenßen verbältnißmäßig mehr als
in Frankreich betragen, weil das Examiiiiren in dem er¬
stern Staate viel mehr an der Tagesordnung ist, als im
letztern; dergestalt, daß wenn die Examinationen den
Maßstab zu dem Verstände, der Tüchtigkeit nnd den
Kenntnissen der Verwaltnngs- nnd höhern Staatsbeamten
allein bildeten, Prenßen die größten Staatsmänner nnd
die geschicktesten Administratoren, die besten, einfachsten
Nnd am vorzüglichsten redigirten Gesetze und überhaupt
die größte Zweckmäßigkeit und Harmonie in dem Staats-
Organismns besitzen, Frankreich dagegen in allen diesen
Vorzügen außerordentlich weit zurückstehen müßte.

Der allerhöchsten Wahrscheinlichkeitnach trägt Pren¬
ßen zu den absichtlich nicht aufgenommenenStenern oder
Einkünften sowohl wie zu denen, die unabsichtlichüber¬
gangen sehn könnten, verhältnißmäßig mehr bei als Frank¬
reich, zumal da eine Steuer in Prenßen, wegen man¬
gelnder Nachweisen, leichter übergangen werden kann

In beiden Tabellen sind die verschiedenen Stenern
oder Einkünfte in analoge Haupt - Rubriken abgecheckt,
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um die Uebersicht und die Vergleichnngen zu erleichtern.

Es ist hierbei aber zu bemerken, daß in dieser Beziehung

nicht überall eine völlige Gleichheit der Natur der

Stenern Statt findet. So z. B. einhalten in der fünf¬

ten Tabelle die direkten Stenern sub No. 6. wirklich

alle, welche in Frankreich, mit Ausnahme von Gemein¬

de-Steuern, entrichtet werdcn, und da daselbst gar keine

indirekten Departe'"ental-Steuern bestehen, zugleich alle

diese letztem; in der vierten Tabelle dagegen find diese

nur in so weit in der Rubrik der direkten Stenern ent¬

halten, als sie in Zuschlagen zur Grundsteuer bestehen,

der übrige Theil ist unter der Rubrik der besondern Ver-

waltnngs-Steuern, als Provinzial - Stenern aufgeführt

worden, und in diesen letztern sind einige direkte Stenern,

nämlich Zuschläge zur Klassen- und Gewerb-Steuer be¬

griffen, welche gleichwobl snd iXu. 47 zu der allgemei¬

nen Rubrik der indirekten Stenern gezahlt worden sind.

Dergleichen klcbelstände oder kleine Differenzen, welche

dem aufmerksamen Leser bei der Darstellung der Steuern

im Vergleiche mit den Tabellen nicht entgehen werde»,

waren bei der Verschiedenartigkeit des Stenerwesens von

Preußen und Frankreich, und besonders bei den man¬

gelnden vollständigen Nachweisen über die Stenern des

erstem Staates schwer zu vermeiden; indessen beeinträch¬

tigen sie auch wesentlich wenig die Richtigkeit der Folge¬

rungen. Damit um so leichter die Einwirkung in dieser

Beziehung übersehen werden könne, sind ans den bei¬

den Tabellen die HH. bemerkt worden, wo über die

Steuern oder Einkünfte in der Darstellung derselben

das Nähere nachgesehen werden kann.

H. 263.

Sechste Tabelle, oder die Steuern, welche im Regierungsbezirk Aachen
während der französischen Herrschaft und im Jahre 1328 ent¬

richtet worden sind.

Ans dieser Tabelle ist der größere Theil der im vo¬

rigen H. enthaltenen Bemerkungen anwendbar.
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Das Resultat der Tabelle, eine höchst beträchtliche
Steuer -Erhöhung in der Rheinprovinz seit dein Ueber-
gange von der französischen Herrschaft zur preußischen,
erfordert einige Bemerkungen.

Unter den direkten Steuern ist eigentlich die Perso¬
nen -Steuer am meisten erhöhet worden. Die Klassen-
steuer ergiebt gegen die frühere französische Personal- und
Mobilar-Steuer ein Mehr von 83939 Rthlr.; dazu
muß der ganze Betrag der Mahl- und Schlacht-Steuer
mit 24637 Rthlr. gerechnet werden, weil diese da, wo
sie besteht, die Klassenstener erseht, also in dieser Bezie¬
hung die Natur der Personen-Steuer hat. Der Unter¬
schied macht daher im Ganzen 158576 Rthlr., und der
Steuer-Ertrag ist fast dreimal so groß, als derjenige der
frühem Personal- und Mobilar-Stener. Ungeachtet ans
den Kops der Bevölkerung, wegen der betrachtlichenZu¬
nahme der letztern, der Unterschiedweniger groß ist, be¬
trägt das Mehr demnach 12 Sgr, 8 Ps., denn srüher-
hiu hatte jeder Mensch im Durchschnitt 8 Sgr. 6 Pf.
au Personen-Steuer zu entrichten, und jetzt machen die
beiden diese letztern darstellenden, Stenern zusammen
2! Sgr. 2 Ps. im nämlichen Durchschnitt.

Die Gewerbesteuer,obgleich dieselbe auch ohne Er¬
höhung der Steuersätze durch Zunahme der Gewerbe ge¬
stiegen seyn würde, bietet einen so reichlichen Betrag dar,
daß derselbe diesem Unistande nicht allein zugeschrieben
werden kann.

Zieht man von den Stenern von Getranken und
.Lebensmitteln die oben schon berücksichtigte Mahl- und
Schlacht-Steuer ab, so bleibt der Mehrertrag noch
108V34 Rthlr., oder ans den Kops der Bevölkerung
7 Sgr. 2 Ps. Ein großer Theil dieser Steuer-Vermeh¬
rung hat ohne Zweifel seinen Grund in der vermehrten
Zunahme des Verbrauchs, und ist daher in so weit nicht
Srener-Erhöhnng zu nennen; soviel diese zum Mehrer¬
trage mitwirkt, liegt sie weniger in höhern Steuersätzen
als in einer zweckmäßigen, den Unterschleis verhütenden
Erhebnngsweise.
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Als unverkennbare Steuer-Erhöbungensind mehrere
neue Stenern, die in der Tabelle nnter No. 34—37,
23, 25, 26 angeführten, zn betrachten.

Auch die Zunahme der Gemeinde - Stenern muß
zum großen Theil als erhebliche Steuer - Erhöhnng be¬
trachtet werden.

Dagegen dürften die Mehrertrage der Zölle und der
Wasserzölle und Abgaben von Konnnnnikations-Anftalten,
wie erheblich jene auch sind, schwerlich als Steuer-Erhö¬
hungen anzusehen sevn. Denn die Zollsatze sind zum
großen Theil viel niedriger, als nnter der französischen
Herrschaft, und der Ertrag der Zölle belegt neuerdings
den in der Finanzwissenschaft bekannten Erfahrnngssatz,
daß zwei mal zwei weniger als zwei, oder daß ein Vier¬
tel von zwei gar vier sevn kann. Die große Vermehrung
der Wasserzölle und Abgaben von Kommunikatious-An-
ftalten dürfte theils daher rühren, daß das Rhein-Oktroi
einen guten Theil davon ausmacht, theils daher, daß die
Fluß-Schisssahrt jetzt viel stärker als während der fran¬
zösischen Herrschaftund des Kontinental?Svstems ist,
endlich daher, daß die Kommunikarions - Anstalten ver¬
mehrt und verbessert sind und mehr als srüherhin benutzt
werden; so z. B. sind bei Köln und Koblenz, an die
Stelle der vorhin bestandenen fliegenden Brücken, Schiff¬
brücken gelegt worden, und diese tragen an Ueberfahrts-
geldern, ohne Erhöhung der Abgaben, sicherlich we¬
nigstens zehn Mal mehr, als die fliegendenBrücken,
durch den vermehrten Gebrauch ein.

Wesentliche Steuer-Verminderungen finden bei der
Tabaksteuer und Stempel- und Einregistrirnngs-Gebüh¬
ren Start.

Die erstere Steuer kann als Luxus-Steuer betrachtet
werden; indessen ist die Verminderung nicht ganz so groß
wie sie scheint, denn die preußische Tabaks-Besteuerung
steckt zum Theil in den Zollgefällcn, was bei der auf¬
geführten französischen Tabaks-Steuer nicht der Fall ist.
Die andre Steuer wurde mehr von dem wohlhabenden
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Theilc der Unterthanen getragen, und drückte die mein¬

er vermögenden in geringein Maße.
Schließlich bemerke ich noch, daß die in der sechsten

Tabelle angewendeten Verbälrnißzahlen folgende sind:

n) Bevölkernng des Regierungsbezirks

Aachen nach H. 20, während der

französischen Herrschaft 305000 Seelen

im Jahre 1828 347232 -

b) Flachenranm des nämlichen Bezirks 75^ O.. Meil.

e) Reinertrag der Grnndgüter in dem¬

selben, nach H. 51, während der fran¬

zösischen Herrschaft 1,925100 Rthlr.

im Jahre 1828 2,026400 —

H. 264.

Siebente Tabelle, ober die Grundsteuer - Verhältnisse in den preußischen
Provinzen und in Frankreich, ohne Berücksichtigungder Zuschläge

für Gemeinde-Bedürfnisse.

Zur Erlänternng dieser Tabelle ist nnn hinsichtlich

des Steuer-Verhältnisses des zur Vervollständigung des

Vergleichnngspnnktes in die Tabelle aufgenommenen Re¬

gierungsbezirks Aachen eine Bemerkung erforderlich.

Es muß nämlich auffallen, daß die Grundsteuer im

Verhältnis? zum Reinerträge in: Regierungsbezirk Aachen

höher erscheint, als in der Rheinprovinz. Der Grund

davon liegt in zwei Umständen. Der erste ist, daß, wie

im 32 gezeigt worden ist, die Prinzipal-Summe der

Grundsteuer nach einer im Jahr 1831 erfolgten Ausglei¬

chung der katastrirten Theile der westlichen Provinzen

im Regierungsbezirk Aachen 12/°^ Prozent des Kata¬

stral-Reinertrages betrug, und daß dagegen der Reiner¬

trag der Rheinprovinz nach dem niedrigern Verhältniß

von 12 des Katastral-Reinercrages zu 100 der Prinzipal-

Summe der Grundsteuer ermittelt worden ist. Der zweite

Grund besteht darin, daß die Grundsteuer nach der Ver-

theilung des Jahres 1828 normirt, und daß dagegen

ün Jahr 1831, von welchem Zeitpunkte das vorstehende
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Verhältnis hergenommen worden ist, durch die Ausglei¬
chung der Grundsteuer-Beitrag des Regierungsbezirks
Aachen niedriger zu stehen gekommen war.

Man muß daher annehmen, daß wenn einmal die
Ausgleichungin der ganzen Rheinprovinz erfolgt seyn
wird, das durchschnittlicheVerhältniß der Grundsteuer
sich noch etwas höher, dagegen in dem Regierungsbezirk
Aachen etwas niedriger stellen wird, als solches in der
Tabelle angegeben worden ist.

In sofern man von dem angegebenen Unterschiede
der Grundsteuerdes Regierungsbezirks Aachen gegen die
der Rheinprovinzdie Folgerung herleiten möchte, daß
auch das in der sechsten Tabelle angegebene Verhältniß
der frühcrn französischen zur preußischenGrundsteuer im
Jahr 1828, nicht ans die Rheinprovinz anwendbar seh,
so kann dieß, in Beziehung des Verhältnisses
von Grundsteuer zum Reinertrag richtig seyn;
dasjenige der Erhöhung der preußischen Grund¬
steuer paßt aber im Durchschnitt für die ganze Rhcin-
provinz, wenigstens für den am linken Rheinnfer liegen¬
den Theil derselben, weil nach der von mir angenomme¬
nen Norm im Wesentlichen noch die von der französischen
Verwaltung herstammende Prinzipal-Summe beibehalten
worden ist, und weil die Erhöhung in den Zulage-Cen¬
timen liegt. Wenn durch spätere Ausgleichungen das
Grundsteuer - Kontingent des RegierungsbezirksAachen
kleiner geworden ist, so ist das von andern Bezirken da¬
gegen um so viel größer geworden; und so bleibt das
Maß der Erhöhung wie dasselbe in der sechsten Ta¬
belle dargestellt worden ist, für die sämmtlichen am lin¬
ken Rheinnfer liegenden Theile der Rheinprovinz anwend¬
bar, ungeachtet der Verschiedenheit, welche nach der sie¬
benten Tabelle im Steuermaße des Regierungsbezirks
Aachen im Vergleiche gegen die Rheinprovinz im Jahre
1828 Statt gefunden hat.
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H. 265.

Achte Tabelle, oder bic direkten Stenern und die Mabl- nnd Schlacht-
Steuer, ausschließlich der Zuschläge für Gemeinde-Bedürfnisse; darge¬

stellt nach den Beitragen, welche von jeder preußischen Provinz
nnd von Frankreich geleistet werden.

Auf diese Tabelle ist die Bemerkung anwendbar,

welche der H. 262 wegen der direkten Stenern enthalt.

H. 266.

Neunte Tabelle, oder Haupt - Vcrgleichnng der Stenern nnd sonstigen
Staats-Rcvcnücn in Preußen und in Frankreich.

Zur Erläuterung dieser Tabelle dienen die in H. 262

enthaltenen Bemerkungen über die Eintheilnng der Stenern

und sonstigen Staats-Revenuen in Haupt-Rubriken.

H. 267.

Zehnte Tabelle, oder Ilcbcrslcht der beträchtlichsten Staatskosten in

Preußen nnd Frankreich.

Der Mangel an speciellen Nachweisen über die Ver¬

wendung der Staats-Einkünfte in Preußen ist Ursache,

daß nur einige, nicht alle Staatslasten nachgewiesen wor¬

den sind. Besonders habe ich bedauert, daß mir das

Material fehlte, um die Kosteil des Unterrrichts-Wesens

in Preußen aufstellen zu können, weil dieß eine der Glanz¬

seiten der preußischen Staatsverwaltung ist, in welcher

dieselbe der französischen weit voraus geeilt ist.

Fünf nnd sechzigstes Kapitel.

Elemente zur B enrtheilung politischer Verhältnisse.
Die Staatsmacht und die Staatskräste; die

Schwerkraft der Staatsgewalt.

H. 268.

Die praktische Politik besteht in der Fähigkeit, d-c

Macht eines Staates sowohl hinsichtlich der innern Ver-
17
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Hältnisse als derjenigen zum Auslande dauernd zu erhal¬
ten und zn erhöhen, so viel dieß nur unter den gegebe¬
nen Ilmstanden möglich ist. Meister dieser Knust kann
nur der vollendetste Staatsmann sehn, welcher mit den
mannichfachstei« Kenntnissen die hellste und unbefangenste
Auffassung dieses sichere Merlmal großer VerstandeSkräftc
vereinigt; die Kunst ist umso schwerer, als sie tiefe Men-
schcnkenntniß vorausseht.

Doch, es sollen hier nicht alle die Eigenschaften ei¬
nes vollendeten Staatsmannes oder Politikers erörtert,
sondern es sollte nur beiläufig bemerkt werden, wie sehr
groß die Fähigkeiten desselben sehn müssen, und wie sel¬
ten sie sich daher in einer Person vereinigt finden. Ins¬
besondere aber wollte ich daraus aufmerksam machen, wie
höchst wichtig in der höhern Politik eine richtige Beur-
theilnng und Würdigung der relativen Staatsmacht und
Staatskräfre, so wie der Schwerkraft der Staatsgewalt
ist. Nicht nur der Staatsmann darf in dieser Hinsicht
sich keinen Täuschungen hingeben, sondern es ist auch
nützlich, wenn diese selbst bei den llnterthanen nicht we¬
sentlich vorwalten; denn die Ansichten und die Stimmung
der letztern wirken mehr oder weniger aus die Entschlüsse
der Staatsregieruugen ein, und können daher, wenn sie
irrig oder verschroben sind, sehr nachtheilige Folgen ha¬
ben. Die für Preußen so unglücklichenEreignisse des
Jahres 1806 find zum Thcil aus solchen irrigen Ansich¬
ten ursprünglich entstanden.

H. 269.
Daß die Staatsmacht und die Staatskräfte Frank¬

reichs viel größer als diejenigen Preußens find, nicht nur
nach der Bevölkerungund den Staatsrevenüen, son¬
dern auch wegen der geographischenGestalt beider Lan¬
der, ist höchst bekannt; ich will daher nur auf einige
andere Verhältnisse aufmerksam machen.

Zu solchen Verhältnissengehört vor allen Dingen,
daß das Haupt-NationalvermögenFrankreichs nach mei¬
ner Ermittelung fünfmal so groß als das von Preußen
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ist, während das Bcvölkerungs-Verhältniß sich verhält
wie 2^- zu 1. Indessen wünsche ich, daß jene Ermitte¬
lung das Verhältniß unrichtig dargestellt, und daß das¬
selbe günstiger für Preußen sevn möge; ein einsichtsvoller
Slaarswirlh kann keine dem Patrioten erfreulichere Ab¬
handlung schreiben, als eine solche Berichtigung. Für
den Bewohner der Rheinprovinz würde dieselbe zugleich
in anderer Hinsicht erfreulich sehn. Denn das Verhält¬
niß wäre nur dann günstiger für Preußen, wenn erwie¬
sen würde, daß das Haupt-Nationalvermögen Frankreichs
zu hoch, oder das von Preußen zu niedrig veranschlagt
worden ist, oder daß, — was am leichtesten möglich
seyn könnte, — beides zusammen Statt gefunden hat;
wäre aber das Haupt - NationalvermögenPreußens zu
niedrig veranschlagt worden, so müßte die größte Diffe¬
renz nicht bei der Rheinprovinz, sondern bei den übrigen
Provinzen sich ergeben, und dann hätte die erstere so viel
Grund mehr, von der Billigkeit und Gerechtigkeit der
preußischen StaatSregierung eine Steuer-Verminderung
zu erwarteil.

Ein andrer zu berücksichtigender Umstand ist das
Kosten-Vcrhäuniß der Armee und der Marine. Frank¬
reich besitzt nämlich beides gegen einen Kosten-Aufwand,
welcher 24,^ Prozent der sämmtlichen Staatsrevenüen,
oder 14,° ^ Prozent von dein Reinertrageder Grundgü¬
ter beträgt; Preußen dagegen besitzt keine Marine, und
die Armee-Verwaltung allein kostet 47,' - Prozent der
sänumlichen Staatsrevenüen, oder 26/- Prozent von
dem Reinertrage der Grundgüter.

Ueber einige andere auf das Verhältniß der Staats¬
kräfte einwirkende Umstände werde ich an andern Stellen
mich zu äußern Veranlassung finden. Hier will ich aber
schon darauf aufmerksam machen, daß die angeführten
Verhältnissekeinesweges allein den Maßstab der rela¬
tiven Staatsmacht Preußens und Frankreichs bilden kön¬
nen, sondern daß insbesondere auch folgende dabei zu er¬
wägen sind:

1) ein zweckmäßiger Staats - Organismus, durch
17"
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welchen die Ausbildung der Staatskräste gefördert, und
die leichte Benutzung derselben für höhere Staatszwecke
möglich gemacht wird;

Z) ein so eingerichteter Staats-Organismus, daß die
so seltenen Fähigkeiten zum höhern Staatsdienste, oder
zum vollendeten Staatsmann?, gleichsam von selbst in
die Höhe getrieben werden, so daß die Landeshoheit
die höchsten Staatsstellen auch mit den fähig¬
sten Männern zu besehen im Stande ist.

3) National-Gefühl; Anhänglichkeit der Nation an
die Dynastie und an die Staats-Institutionen; Einheit
und Gleichartigkeit der National-Gesinnungund -Juter¬
esten in den verschiedenen Theilen des Staates.

Daraus folgt, daß Preußen, wenn es nicht nur
allein zu Frankreich, sondern auch zu den übrigen euro¬
päischen Großmächten in keinem untergeordneten Verhält¬
nis; der Staatsmacht stehen soll, die besten und zweckmä¬
ßigsten Staats - Institutionen, die einfachste und beste
Verwaltung, die beste Gesetzgebung und die größten
Staatsmänner am Ruder, und überhaupt die höchste mo¬
ralische Kraft besitzen muß. Mit einem Worte, die mo¬
ralischen Kräfte müssen zum großen Theile die Inferiori¬
tät der materiellen ausgleichen.

Es folgt ferner hieraus, daß die relative Staats¬
macht Preußens sinkt, wenun eine der andern europäi¬
schen Großmächte ihre Institutionen, oder die Verwal¬
tung, oder die Gesetzgebung verbessert, oder ans andere
Weise die moralischen und materiellen Kräfte erhöhet, in
sofern Preußen nicht wenigstens in gleichem Maße und
ans ähnliche Weise die Staatsmacht und die Staatskraftc
vermehrte; denn jede Macht eines Staates ist groß
oder klein nur in dem Verhältnis; zu der Macht der an¬
dern Staaten.

Würde aber auch Preußen die materiellen und mo¬
ralischen Staatskrästc stets aus dem Punkte der ange¬
messensten Entwickelung halten, so ist doch unverkennbar,
das; es hinsichtlich der nämlichen Kräfte den andern euro¬
päischen Großmächten, welche auch die Ausbildung der-
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selben nicht verabsäumen, uuiergeordner bleibt, und daß,
menn dieß durch einen großen Armee-Etat einigermaßen

ausgeglichen werden soll, ein zu großer Verbranch von

Sraatskräften herbeigeführt wird, welcher der Vermeh¬

rung der lehtern wesentlich schadet. Es entsteht daher

die höchst wichtige Frage, ob überhaupt Preußen für sich

allein eine nützliche und angemessene Stellung als fünfte

europäische Großmacht einnimmt, und ob es nicht als

Schntzmacht der kleinern mittel-europäischen Staaten eine

die Staatskräfte weniger verzehrende, angemessenere und

und mächtigere Stellung in Europa einnehmen würde.

Auf diese scheint in der That Preußen durch geographi¬

sche Lage, durch die Zerstückelung und Weitlänftigkeit der

Gebietstheile, durch eignes Interesse und durch das der

kleinern Staaten naturgemäß angewiesen zu sevn. Ohne

diese Ansicht, welche die reiflichste Prüfung der Staats¬

männer verdient, hier völlig ausführen zu «vollen, mache

ich nur auf einige Umstände, welche dieselbe unterstützen,

aufmerksam.

n) Preußen liegt ziemlich im Zentrum der kleinen

mittel-europäischen Staaten.

b) Sobald Preußens höhere Staatspolitik völlig die

Tendenz des Schutzes und der Unabhängigkeit der klei¬

nen mittel-europäischen Staaten annimmt, entsteht durch

die Homogenität der Interessen der letztern mit dem preu¬

ßische Interesse eine viel selbststäudigere und größere

Macht, als «venu Preußen sich isolirt mehr oder weni¬

ger an eine oder mehrere der andern europäischen Groß¬

mächte besonders anschließt.

o) Das Bedürfnis; eines völlig freien Verkehrs un¬

ter den kleinen« mittel-europäischen Staaten tritt immer

stärker hervor, und nur Preußen kann, vermöge seiner

Lage und seines Zoll-Shstemes, welches mehr als das¬

jenige der andern europäischen Großmächte den freisinni¬

gem und richtiger«« staatswirthschaftlichen Grundsätzen

entspricht, und sehr leicht noch mehr nach denselben mo-

difizirt werden kann, die Idee ausführbar machen, einen

solchen freien Verkehr mit der Zeit herzustellen. Man
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denke sich die großen Vorthcile, welche für Preußen und
die kleinem germanischen Staaten, zu welchen auch Dä¬
nemark, Holland und Belgien gehören, ans einem ge¬
genseitig völlig freien Verkehr zwischen 34^ Millionen
Menschen ans 11700 O.. Meilen entspringen würden:
Zunahme des Wohlstandes und der Zufriedenheitder
Menschen, Homogenirat der Interessen und die daraus
entstehende größere Sorge für innere und äußere Sicher¬
heit, Parität der kleinern Staaten in den Vortheilen,
welche die größern europäischen Staaten vermittelst des
freien Verkehrs im Innern besitzen. Ich werde im 73.
Kapitel über diese Vorrheilc mehr reden.

ck) Ein mehr gesicherter Friedens-Zustand für die
andern europäischen Großmächte, und die höchste Wahr¬
scheinlichkeit für Preußen und die kleinern mittel-euro¬
päischen Staaten, daß sie fortan nicht mehr der Tummel¬
platz für alle europäische Fehden sevn würden; denn die
Folge der Homogenität der Interessen würde ein verei¬
nigtes Defensiv - System, den andern Staaten gegen¬
über, scyn.

Könnte oder möchte Preußen sich auf diesen politi¬
schen Standpunkt stellen, und wäre überhaupt diese, vor¬
stehend nur in den allgemeinsten Umrissen hingeworfene
Idee ausführbar, so hätte der preußische Patriot keine
Veranlassung, die im Vergleiche gegen Oestreich, Ruß¬
land, Frankreich und Großbritannien untergeordnete
Staatsmacht Preußens zu bedauern, und es würden die
großen und erheblichen Bcdenklichkeitenwegfallen, welche
der denkende Staatsinann über die jetzige, offenbar für
die Staatskräfte unverhältnismäßig?,und wirklich künst¬
liche politische Stellung Preußens schwerlich unter¬
drücken kann.

H. 270.

Jede Staatsgewalt muß eine Schwerkraft haben,
wenn sie fest und wohlbcgründet sehn, und in ihren
Handlungen und Ansichten Harmonie und Konsequenz
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äußern soll. Besteht keine solche Schwerkraft, oder viel¬

mehr, ist dieselbe nicht völlig ausgebildet, oder wird sie

von der Staatsgewalt verkannt, nicht benutzt, oder nicht

anerkannt, so entsteht, je nachdem die Elemente und die

Umstände sind, ein unsicheres und inkonsequentes Beneh¬

men der Staatsregiernng, oder eine gewisse Unbehaglich-

keit derselben, oder Hader der Landeshoheit mit den Land¬

ständen, oder gar Revolution.

In England hat Jahrhunderte hindurch die Aristo¬

kratie, oder der Stand der großen Grundbesitzer und

theilweise auch der reichsten Kapitalisten, jene Schwer¬

kraft gebildet; allmälig ist der zahlreichere Mittelstand

als neuere herangewachsen, und die Reformbill hat den¬

selben, den veränderten Zustand der Dinge auerkennend,

gesetzlich als politische Gewalt und als Schwerkraft der

Staatsgewalt anerkannt. Diese große Veränderung der

Dinge würde, wie vor 40 Jahren in Frankreich, nicht

ohne Revolution vor sich gegangen sehn, wenn nicht nach

der englischen Verfassung der öffentlichen Meinung ein

großer politischer Einfluß eingeräumt wäre, und wenn

nicht die Engländer allgemein viel politischen Verstand

und Takt hätten.

In den andern europäischen Staaten hat die Ari¬

stokratie sich meistens nicht so lange wie in England als

Schwerkraft der Staatsgewalt behauptet, und in den

größern trat das stehende Heer an ihre Stelle. Der

Landeshoheit in Frankreich gelang diese Veränderung zu¬

erst, und die andern Staaten folgten nach. Abermals

ging in neuerer Zeit zuerst eine große Veränderung mit

der Schwerkraft vor: die Revolution, theils grausam,

theils in mehrern Versuchs-.Regierungeu, und Napoleon

in glänzender Despotie und als Beschützer der bürgerli¬

chen Gleichheit, bildeten den Mittelstand zu jener Kraft

heran, und die Bourbonische Charte und Regierung vol¬

lendeten dessen politische Erziehung, ohne Zweifel zum

großen Theile sehr unabsichtlich; denn die Bourbouen

konnten nicht über sich gewinnen, die Schwerkraft des

Mittelstandes anzuerkennen, suchten, tappten nach einer
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andern, und — sielen. Aber gerade in dem Streite

der Landeshoheit mit dem Mittelstande lernte dieser seine

Kraft kennen und erwarb policische Bildung, gleichwie

der einzelne Mensch durch Widerwärtigkeit oft am besten

seine Fähigkeiten und feinen Verstand erweitert oder ge¬

brauchen lernt.

Als die Juli-Revolution ausgebrochen, und das

Haus Orleans auf den Thron erhoben war, entstanden

für die übrigen europäischen Staatsregierungen die gro¬

ßen Fragen:

1) ob die neue Regierung eine gehörige Schwer¬

kraft haben würde,

1) welches dieselbe sehn, und

3) welchen Charakter sie annehmen werde.

Die englische Staatsregierung ging sofort von der

Aitsicht aus, daß die erste Frage zu bejahen, und daß

die Schwerkraft der neuen französischen Regierung eine

solche seh, welche die Bedingung etiles geordneten und

geregelten Regierens in sich vereinige; sie erkannte schnell

die neue Regierung an, und verharrte auch später in der

Ansicht über dieselbe.

Es konnte für einen tüchtigen Staatsmann, welcher

die großen Veränderungen in den Eigenthums-Verhält-

nissen und die politische Erziehung des Mittelstandes in

Frankreich überschauet und richtig gewürdigt hatte, in

der That kein Zweifel darüber obwalren, daß dieser

Stand die Schwerkraft der neuen Staatsgewalt noth-

wcndig seyn müsse. Eben so wenig konnte bezweifelt

werden, daß diese Schwerkraft ihrer Natur nach dein

Frieden und der Ordnung zugethan sehn müsse.

Auch Preußen hatte Anfangs diese Ansicht, und er¬

kannte die neue französische Regierung schnell an; jedoch

von dem Anfange der belgischen Revolution an äußerte

sich in dieser Beziehung ein noch jetzt nicht völlig aufge¬

gebenes, in Kriegsrüstungen bemerkbares Mißtrauen.

Häufig wird — ich will nicht sagen, von Orgauen

der preußischen Staatsregierung die Besorgnis: ausgespro¬

chen: Frankreich sey der Heerd der Revolutionen, es sey,
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wie in der frühern Revolution, abermals Anarchie, Er¬

oberungssucht und eine Umkehrung der sozialen Verhält¬

nisse in Frankreich zu befürchten. Diese Besorgnisse sind

wenigstens daS Aeblingö-Thema der raisonnirenden Arti¬

kel in mehreren preußischen und andern deutschen Zeitun¬

gen, und sie scheinen auch sogar von Staatsmännern ge¬

faßt zu werden. O .b sie gegründet sind, hangt davon

ab, ob die jetzige Schwerkraft der Staatsgewalt der in

Frankreich die gehörige Stärke und polirische Macht besitzt.

Seit länger als einem Menschenalter ist daS Grund-

eigcnthnm in Frankreich völlig frei und theilbar, und mit

wenigen Ausnahmen neben direkten Deszendenten stets

zu gleichen Theilen; an Grundbesitz kommt im Durch¬

schnitt in Frankreich ans jeden Menschen der Werth eines

Reinertrags von 13 Rthlr. 4 Sgr., also von ungefähr

260 Rthlr. Diese beiden Verhältnisse vereinigt setzen

nothwendig eilte große Menge nicht armer Grundbesitzer

voraus; der Mittelstand ist daher zahlreich und zum gro¬

ßen Theil zugleich Besitzer von Grnndgütern.

Zahlreich ist eben der Mittelstand auch deßhalb, weil

alle Zünfte und Gewerbe-Beschränkungen seit langer Zeit

völlig aufgehoben worden sind.

Mächtig oder politisch kräftig ist der Mittelstand in

Frankreich, weil derselbe gesetzlich einen großen politischen

Einfluß ausübt, und politisch gebildet ist. Die Wahlen

für die Depntirten-Kammer sind in den Händen Derer,

welche wenigstens 200 Fr. direkte Steuern entrichten; da

die Grundstelier zwei Drittel der sämmrlichen direkten

Stenern beträgt, und die Grundbesitzer einen großen Theil

von diesen Steuern, auch außer der Grundsteuer entrich¬

ten; so ist mit dem Grundbesitze, und zwar mit einem

nicht unerheblichen, der größte politische Einfluß ver¬

bunden. Durch das National - Garden - Gesetz wer¬

den auch die übrigen Staatsbürger, welche Besitzthum

habeil oder ein Gewerbe von einigem Belang betreiben,

mit einem wichtigen politischen Einfluß bekleidet; das

Gesetz giebt der Staarsregierung daS Mittel in die Hän¬

de, die Nationalgarde in den Orten, wo sie etwa dem
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Zwecke ihrer Errichtung, der Veschützungder Verfas¬
sung und der Gesehe, nicht entspräche, auszulösen,
und in einem angemessener!! Geiste neu zu organischen.

Die politische Bildung des Mittelstandes in Frank¬
reich ist zum großen Theil auS dem Ergebnis der Wah¬
len und anS dein Benehmen der Nationalgarde abzuneh¬
men, und besonders bemerkenswert!) sind in dieser Be¬
ziehung zwei Umstände.

Der erste ist, daß im Jahr 1831 der WahlzensuS
von 300 ans 200 Fr., daS erforderlicheAller der Wah¬
ler von 30 ans 25 Jahr, der ZensnS der Wählbaren
von 1000 auf 500 Fr., daS zur Wählbarkeit erforder¬
liche Alter von ä'0 auf 30 Jahr gesetzlich heruntergesetzt,
und daß auf diese Weise die Anzahl der Wähler und
der Wahlbaren mehr als verdoppelt wurde. Die Ma¬
jorität der Wähler hatte daher daS wichtigste der politi¬
schen Rechte zum ersten Mal auszuüben; gleichwohl ging
ans der allgemeinenWahl eine ansehnliche Majorität der
Depnrirten-Kammer für daS Prinzip der gesetzlichen Ord¬
nung, des Friedens, der Erhaltung der äußern Würde
des Staates, der politischen Freiheit und der bürgerlichen
Gleichheit der Staatsbürger hervor. Einzelne spätere
Wahlen fielen noch entschiedener in diesem Sinne aus.

Der zweite Umstand besteht darin, daß die Bour-
bonen, die Benutzung der eigentlichen Schwerkraft im
Staate verschmähend, die Nationalgarde aufgelöst, oder
in Unwirksamkeitgebracht harten; sie war daher, als sie
nach der Juli-Revolution neu gebildet worden war, prak¬
tisch unerfahren, und dennoch erfüllte sie, mit wenigen
Ausnahmen, überall ihren Zweck sehr bald vollkommen.

Wie weit muß die politische Bildung des Mittel¬
ftandes in Frankreich gediehen seyn, um so schnell den
richtigen Takt treffen zu können!

In einem Lande wo die vollständigste polirische Frei¬
heit herrscht, und vermittelst- einer freien Presse Jeder¬
mann seinen Tadel der bestehenden Verfassung und Ge¬
setze, und daS Lob anderer völlig abweichenden Einrich-
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mngen öffentlich aussprechen darf, wo das Unpraktische
und Unzweckmäßige wie das ausführbare Gute öffentlich
gepriesen werden kann, da muß die Schwerkraft, auf
welche die Staatsgewalt sich stützt, nothwendig um vie¬
les stärker seyn, als wo weniger politische Freiheit herrscht
und wo die Presse gefesselt ist. Dieser Schluß scheint
keinen Zweifel zu unterliegen, und die natürliche Folge¬
rung ans demselben ist alsdann, daß jene Schwerkraft
in Frankreich außerordentlich stark seyn muß. Es wird
aber von vielen, selbst von einsichtsvollenMännern, und
sogar von ausgezeichneten Staatsmännern ein ganz ent¬
gegengesetzter Schluß gezogen. Wie vermag sich, äußert
man, eine Regierung zu halten, wenn iu der Deputirten-
Kanuner Reden gehört werden, wie Mauguie, Cabct,
Garm<zr-Pag6s, Lamargue, Bcrryer und andre Mit¬
glieder der Oppositions-Partei sie manchmal gehalten ha¬
ben, wenn die Journale die Regierung anfeinden, wenn
hier und da. Unruhen vorfallen! Diese Bedenklichkeiten
haben zum großen Theil ihren Grund darin, daß man
die starke Schwerkraft der Staatsgewalt nicht beachtet
oder nicht begriffen hat, und insbesondere sind folgende
Umstände nicht gehörig berücksichtigt worden:

n) In der konstitutionell - parlementarischcu Regie-
rnngsweise, sobald sie wahrhaft besteht, löset sich jede
Frage durch die Entscheidung der Majoritäten, und die
Minorität schwächt sich auf die Dauer selbst durch Ue-
bcrtreibungeu, Unvernunft und durch eine Opposition,
welche im Widerspruche mit den Interessen und Ansich¬
ten der Klasse von Staatsbürgern steht, welche die Schwer¬
kraft der Staatsgewalt bildet.

d) Eben so ergeht es dem Einflüsse der Journale,
wenn sie, wie die Oppositions-Mitglieder der Depnrirtcn-
Kammer, und auf noch heftigere Weise, eine irrige Ten¬
denz annehmen; denn sobald der politische Verstand der
Nation gebildet, und diese gewohnt worden ist, jedes,
auch die unvernünftigste Meinung ungehindert vortragen
zu hören, erkennt sie ihr Interesse zu gut, um sich un¬
praktischen Ideen hinzugeben. Letzteres geschieht nur von
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Einzelnen, nnd diese vermögen gegen die große Schwer¬
kraft der Staatsgewalt nichts. Nach der Jnli-Revolu¬
tion sind übrigens manche französischeJournalisten in
eilten Jrrthum verfallen, den die Zeit berichtigen wird;
sie waren wahrend der Bonrbonischen Regierung stets in
der Opposition gewesen, nnd als die Jnli-Revolntion die
Gegenstande des Streites beseitigt hatte, begriffen sie
die veränderte Natur und Lage der Verhält¬
nisse nicht, und blieben im gewohnten Tone der Op¬
position. Der Jrrthum ist für einen Journalisten sehr
verzeihlich, da doch manche Staatsmänner sogar in: näm¬
lichen Jrrthum befangen sind, und die Jrrthümer und
Schwächen mehrerer Regierungen nur daher rühren, daß
sie die in der Natur und Lage der Dinge und Verhält¬
niste vorgegangenen Veränderungen nicht begreifen.

o) Bei der in Frankreich bestehenden politischen und
Preß-Freiheit wird jede Unordnung, jede Unregelmäßig¬
keit, jedes Versehen eines Beamten oder einer Behörde
an das Licht gebracht, und die Journale inacken davon
häufig mehr Aufhebens, als die Sache werth ist. Dcß-
halb erfahren wir in Deutschland Alles, was in dieser
Art in Frankreich vorfällt, und um so vollständiger, in
um so lebhaftem Farben vorgetragen, als die deutschen
Journalisten dergleichen von Frankreich vorzugsweise be¬
richten, und ihre Korrespondenten in Paris, mit deren
Sendschreibendie deutschen Zeitungen zum Theil gefüllt
werden, oft in Verlegenheit über den Stoff der meistens
gegen Gebühren zu erstattendenBerichte sehn würden,
wenn derselbe nicht von solchen Unordnungenhergenom¬
men werden könnte. So ernst diese während einiger Zeit
seit der Juli-Revolution auch gewesen sehn mögen, so
ist doch gewiß, daß sie in Betracht daß eine poli¬
tische Revolution stattgefunden hatte, durch
welche nothwendig jede cpcentrischc, oder für
die Erhaltung der Ordnung bedrohliche Ge¬
sinnung an den Tag getrieben wird, nicht erheb¬
lich waren, und daß in England oder Irland häufig
Aehnliches vorfällt, ohne daß deßhalb im Auslände große
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Notiz davon genommen, oder besorgt würde, daß in
Großbrittanienallgemeine Anarchie oder Revolution aus¬
brechen müsse. Auch in andern Staaten, als England
und Frankreich, fallen Unordnungenund Ungesetzlichkei¬
ten vor; nur Hort man weniger davon, und es wird
weniger Aufhebens davon gemacht, was von dem Zn¬
stande der deutschen Journalistik herrührt, die sich viel
mehr mit dem beschäftigt, was in Frankreich vorgeht, als
mit den Angelegenheiten des eigenen Vaterlandes.

ll) An strenge Beobachtungder Gesetze ist man im
Allgemeinen in keinem Lande mehr gewohnt, als in Frank¬
reich, und die Juli-Revolution hatte gerade den merk¬
würdigen Charakter, daß die eigentliche Revolution, näm¬
lich der thärliche und ernste Versuch, die Gesetze umzu¬
werfen, von der Landeshoheit ausging, und daß daher
der Widerstand des Volks ursprünglich die Erhaltung der
gesetzlichen Ordnung zum Ziel hatte. Kämpft aber ein¬
mal in offener und blutiger Fehde die Landeshoheit mit
der Nation, so giebt es kein entscheidendes Tribunal; nur
der Erfolg entscheidet, gleichwie im Kampfe von Staat
zu Staat.

o) Die Ursachen zu einer sozialen Revolution waren
langst früher beseitigt. Es gab weder Fendal-Drnck noch
irgend lästige Privilegien mehr abzuschaffen,und eine
neue Generation ist in Frankreich seit der ersten Revolu¬
tion schon herangewachsen.Wie konnte nur für wahr¬
scheinlich gehalten werden, daß eine Nation, die in vier¬
zig Jahren durch mannichfache Erfahrungen politischen
Verstand erworben hat, und in welcher so viele Grund-
Eigenthümer sind, sich völlig unpraktischen Ideen hinge¬
ben würde, wie etwa dem St. Simonismus, der die
Hauptgrnndlagcjeder geselligen Ordnung, die Erblich¬
keit des Besitzers, verwirft!

H. ?7ll.
Höchst beachtenswerthist der Charakter, den die

Schwerkraft der Staatsgewalt in Frankreich zeigt, und
dein ich im vorigen H. bemerklich machte. Wir sehen
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den politisch gebildeten Mittelstand der gesetzlichen Frei¬
heit und der bürgerlichen Gleichheit ergeben, aber der
Erobernugssncht, den Kriegen und den blos theoretischen
unpraktischen Ideen über innere Staatscinrichtnngcnseind,
empfänglich für ruhiges Fortschreiren ans der Bahn der
gesellschaftlichen Verbesserungen.

Wenn, wie mir höchst wahrscheinlichist, der Mit¬
telstand in England, nun er gesetzlich als Schwerkraft
anerkannt worden ist und als solche bald im Parlament
auftreten wird, einen ahnlichen Charakter entwickelt, so
beginnt für Europa eine ganz neue politische Aera, die
sogar schon angefangen zn haben scheint. Die Eroberun¬
gen durch Waffengewalt, früher die Regel, werden nur
Ausnahmen seyn, je weiter das nun in England und
Frankreich vorherrschendePrinzip jener Schwerkraft sich
bei andern Staaten m Europa weiter verbreitet. Ich
will diese Ansicht nicht weiter ausführen; sie giebt aber
denkenden Staatsmännern und GeschichtsforschernStoff
zu höchst ernsten Betrachtungen.

H. 272.

Wäre wirklich die Schwerkraft der Staatsgewalt
in Frankreich so stark, wie sie mir zu seyn scheint, so
würde daraus zn folgern seyn: daß Besorgnisse welche
Preußen seit länger als zwei Jahren wegen Frankreichs
Ultra - Liberalen und Bonapartisteu hegt, zun, größten
Theil völlig ungegründet gewesen sind; daß die beträcht¬
lichen Kosten für Rüstungen oder für die Erlangung ei¬
nes schlagfertigen Zustandes des Heeres meistens hätten
erspart werden können; daß Preußens Politik im We¬
sentlichen darin hätte bestehen müssen, den nämlichen Weg
wie England einzuschlagen, welches solche Besorgnisse
nicht gehegt, wenigstens deßhalb keine Rüstungen ange¬
ordnet hat, ungeachtet Englands Interessen ohne Zwei¬
fel einen Krieg gegen Frankreich hervorrufen würden,
wenn dieses Miene machte, seine Gränzen nach dem Rhein
und nach der Nordsee hin ausdehnen zu wollen; endlich,
daß die noch in diesem Augenblicke schwebende Hollän-
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discb-Bolgische Frage wenigstens eben so vorthoilhoft ent¬
schieden werden würde, wie dieß bei der von Preußen
befolgten Politik nun geschehen wird. Ich meine natür¬
lich damit: vortheilhast für Preußen. Dahin ge¬
hört z. B.: die völlig freie Scheide-Schiffahrt; die Ver¬
einigung der ganzen Provinz Limburg mit Belgien, sda
für den nördlichen Theil der Rheinprovinzund für die
Provinz Wcstphalen sehr nachtheilig ist, ans dem direk¬
testen und bequemsten Wege nach Antwerpen holländi¬
sches Gebiet berühren zu müssen, wo, allen Traktaten
ungeachtet, ohne Zweifel Erschwerungendes Verkehrs
stattfinden werden,) wogegen das Verbleiben des ganzen
Großherzogthnms Luxemburg bei der Dynastie Dramen
für Preußen und Deutschland vortheilhastseyn dürfte;
Konkurrenz Preußens bei dem in Belgien seit der Re¬
volution von Frankreich und England ausgeübten Ein¬
flusses, und dieß um so mehr, als die Interessen eines
unabhängigen Belgiens sich viel näher zu Preußen als
zu Frankreich hinneigen, und als Preußen das Interesse
hat, Belgien nicht dem vorherrschenden französischen Ein¬
flüsse zu überlassen^).

Tic Interessen, welche Belgien mehr zu Preußen als zu Frank¬
reich hinziehen, sind, mit wenigen Worten, folgende. Preußen kann,
vermöge dessen Zoll-SystemeS, mit Belgien einen viel stärker,! Handels¬
verkehr kreiden, als mit Frankreich, welches im Prohibitiv- und Kolo-
nial-Systcm besangen ist, und dasselbe noch in geraumer Zeit nicht auf¬
geben wird. Auf einen solchen starken gegenseitigenVerkehr sind Preu¬
ßen und Belgien durch die geographische Lage naturgemäß angewiesen.
Nicht nur wegen dieses IlmstandcS, sondern auch wegen der eignen Un¬
abhängigkeit hat Preußen ein großes Interesse, diejenige Belgiens zu
beschützen. Naturgemäß wird die belgische Unabhängigkeit mehr durch
den größer,: Nachbarstaat Frankreich im Laufe der Zeiten bedroht, als
durch den schwachemNachbarstaat Preußen.

Beiläufig bemerke ich hier noch, daß die so allgemeineMeinung,
Belgien könne wegen seinen Fabriken nicht getrennt von Holland als
unabhängigerStaat bestehen, ein großer Jrrthum ist. Ein durch Land-
wirthschaft so reiches, mit einem trefflichen Seehafen versehenes Land
geht nicht unter, wenn auch einige, durch die frühere Verbindung mit
Holland privllcgirte, Fabriken nicht mehr bestehen können. Der hieraus
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sehn lasse, auf vorbczeichueteWeise geirrt baben, so ist
gleichwohl der Jrrthum nicht so, daß derselbe zu großem
Tadel Veranlassung geben könnte, denn auch der große
Staatsmann irrt leicht bei ganz neuen Erscheinungen im
Felde der Politik.

Nun war schon der Charakter der Juli-Revolution
gleich Anfangs. Damals waren die Gemnthcr in Deutsch¬
land meistens entzückt über die Humanität und Mäßi¬
gung der Franzosen, während der denkende Staatsmann,
dem die Bewahrung der königlichen oder landeshoheitli¬
chen Würde am Herzen liegt, mit Schrecken den Nach¬
theil sah, welcher für diese ans dem Beispiele eines nur
betrauert ruhig zur Küste wanderndenabgesetzten Königs
aus altem Herrscher-Geschlechtefolgen mußte.

Als aber später die Leidenschaftenin Frankreich laut
wurden; als diese durch die Ereignisse in Deutschland,
Italien und Polen Nahrung erhielten; als das Miß¬
tranen der Kontinental - Mächte gegen Frankreich das
Streben der enthusiastischenund leidenschaftlichen Men¬
schen dieses Landes nach der Herrschaft beförderte; als
die Anhänger der Bonrbonen ihr Haupt erhoben, — da
wurde der Streit der Unvernunft mit der Vernunft, der
Leidenschaft mit der Mäßigung, für den Staatsmann
doppelt interessant, und der Ausgang konnte demselben
füglich zweifelhaft scheinen. Denn der Sieg der Vernunft
und Mäßigung in diesem Streite, mit Beibehaltung der
freien Presse und einer gesetzlichen individuellen Freiheit,
wie sie in keinem europäischen Lande in größerm Umfange
und gesicherter besteht, unter einer drückenden Lage der

entstehende Nacktheit wird doppelt aufgewogen durch die Vorthcilc, welche
Belgien vermittelsteiner kleinem Staatsschuld, niedrigerer Steuern, bes¬
serer Justiz und Verwaltung erlangen kann. Diese Vortheile sind Fol¬
gen der Trennung von Holland, wenn die Belgier ln staatswirthschaft-
lichcr und politischer Hinsicht weise sind; daß sie es bisher noch nicht
sonderlich waren, sollte von manchen Deutschennicht gar zn scharf ge¬
tadelt werden.



275

arbeitenden Volkstlassen, welche durch die, als Folge der
Kriegssurcht eingetretene, Stockung der Gewerbe Noch
litteii, — ist in der That ein viel erstaunenswürdigeres
Ereignis, als selbst die Juli-Revolution.

H. 273.
Welches die Schwerkraft der preußischen Staatsge¬

walt ist, wird aus dein Inhalt des 67. Kapitels zu ent¬
nehmen seyn.

In den kleinern deutschen Staaten ist meistens der
Mittelstand,der Anzahl und dem Besitzstände nach, zu
der Fähigkeit, Schwerkraftder Staatsgewalt seyn zu kön¬
nen, herangewachsen,und es besteht, nach dem Zustande
der Aristokraten und nach der Einrichtung des Heeres,
auch fast nirgends in jenen Staaten eine andre Schwer¬
kraft. Gleichwohl wird diese Veränderung in der Natur
der Verhältnisse nirgends gesetzlich völlig anerkannt. Die
Regierungen dieser meistens konstitutionellen Staaten an¬
erkennen nicht das System und die Folgerungender par-
lcmentarischcn Majoritäten, und die größte Kunst wird
darin gesetzt, durch die Wahlordnungen oder durch Ein¬
fluß ans die Wahlen eine andre Majorität zu schaffen,
als die, welche die eigentliche Schwerkraft darstellen
würde, oder gegen die Majorität zu regieren, oder die
erste Kammer als ein gewöhnliches Regierungs-Instru¬
ment zu benutzen. Das alles ist nicht neu, und ganz
ähnlich mit dem, was wir Jahre hindurch bei der Bonr-
bonischen Regierung in Frankreich gesehen haben, deren
Minister Villöle Vorbild und Meister in jener Kunst
genannt werden kann. Da werden denn, wie ein höchst
einsichtsvoller und geistreicher, durch die allerhöchste Ka-
biuetsordre vom 36. März 1317 zum Mitgliede der mir
Ausarbeitung der preußischen Verfassungs-llrkunde beauf¬
tragten Kommission ernannter, hoher preußischer Staats¬
beamte sich kürzlich ausdrückte, die Staaten „mit dem
konstitutionellen Systeme gemartert."

13
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Sechs und sechzigstes Kapitel.
Die Koiisiitutions-Sucht und dic anti-preußische Ge¬

sinnung der Liberalen in den kleinen deutschen Staa¬

ten. Die französische OppositionS-Parthei.

H. 374.

So wie es Leute giebt, die nie einsehen, daß eine

Veränderung in den polirischen Institutionen eines Staa¬

tes erforderlich geworden ist, so wollen Andre hinwie¬

derum alle Lander ohne Vorzug mit Konstitutionen be¬

glückt wissen. Diese Konstirntions-Sncht wird bei man¬

chen Liberalen in den kleinen deutschen Staaten angetroffen.

Diese Liberalen beachten oder begreisen nicht, daß

eine neue Konstitntion, um lebenskräftig zu seyn, eigent¬

lich nichts weiter seyn darf, als die gesetzliche Anerken¬

nung und Ordnung der in den politischen und bürger¬

lichen Verhältnissen eines Staates vorgegangenen Ver¬

änderungen, und eine Einrichtung, vermöge welcher wei¬

tere ans der Natur der Dinge entspringende Verände¬

rungen auf eine gesetzliche Weise, ohne gewaltsame Staats-

umwälznngen anerkannt werden können. Sie bedenken

nicht, daß eine Konstitution das Ergebnis, der Bedürf¬

nisse und allgemeinen Wünsche einer Nation seyn muß,

und daß überhaupt, so lange noch für die Staatsgewalt

eine ohne Konstitution hinreichend starke Schwerkraft vor¬

handen, selten ein vernünftiger Grund zur Ertheilnng ei¬

ner Konstitntion obwaltet. Auch übersehen sie, daß in

einigen Staaten die höhere Staatspolitik durchaus dem

konstitutionellen System entgegen seyn muß. Wie thö-

richt wäre z. B., wenn Rußland ein konstitutioneller

Staat jetzt werden sollte; ein aus so großen ganz ver¬

schiedenartigen Theilen zusammengesetzter Staat kann nur

durch ein stehendes Heer, und zwar mir durch ein sol¬

ches zusammengehalten werden, wie das russische Heer,

in welchem der Soldat fast lebenslang dient und willen-
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loses lenksames Werkzeug seiner Gebieter ist. Das ist

zwar den liberalen Philantropen ein grauenvoller Zustand,

der ihrer Meinung nach abgeändert werden mußte. Aber

von dem Standpunkte der Staatspolitik, von welchem

aus dergleichen Verhältniste vernünftigerweise nur benr-

theilt werden können, liegt in jenem System weder et¬

was unrechtes noch gransames, denn es ist nothwendig,

damit Rußland wie es ist bestehen könne, und dem Knl-

turzustande der eigentlichen Russen, so wie dem Erobe¬

rungsprinzip, welches noch diesem Staate anklebt, voll¬

kommen angemessen. Deßhalb konnte Rußland die pol¬

nische Konstitution nicht strenge halten, und die Vernich¬

tung derselben, sei es auch nur mehr und mehr eine Ver¬

eitelung der Ausführung ihrer Bestimmungen, wäre für

Rußland zur Lebensfrage geworden, selbst wenn keine

polnische Revolution Statt gefunden hätte; denn die

Erhaltung des Staates als eines Ganzen ist,

mit höchst seltenen Ausnahmen, das höchste Gesetz

jeder Staat s regi e r nng.

Im Allgemeinen wird von den Liberalen noch

ein höchst wichtiger ll.mstand unberücksichtigt gelassen. Die

Ertheilnng einer Konstitntion, durch welche die Nation

an der Gesetzgebung partizipiren, Oeffentlichkeit der Ver¬

handlungen der Kammern und eine freie Presse einge¬

führt werden soll, — denn diese Bestimmungen werden

doch in der Regel in den modernen Staatsgrnndgesetzen

verlangt; — ist Seitens einer unbeschränkten Landesho¬

heit und überhaupt für die Mitglieder einer Staatsregie-

ruug ein großes Opfer. Abgesehen von dem eigentlichen

Opfer der Beschränkung, tritt der Monarch in ein neues

völlig ungewohntes Geschäscsverhältniß. Seine besten

Absichten, seine Lieblings-Ansichten, die sogar besser und

vernünftiger als diejenigen der Stände sehn können, wird

er manchmal gehindert auszuführen. Minister zu denen

er das größte Vertrauen hegte, kann er nicht behalten,

weil sie sich, den Ständen oder Kammern gegenüber

nicht behaupten können; er muß sogar, soll die konstitu¬

tionelle Staatsmaschine im geregelten und harmonischen

!iG
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sönlich nicht angenehm sind. Seine wohlgemeinte Theil-

uahme an der Verwaltung kann selten mit dem Prinzip

der Verantwortlichkeit der Minister bestehen. Statt des

thatig mitwirkenden Landesvarers wird er als konstitutio¬

neller König eine Art von hoher politischer Gottheit, wel¬

che die höchste Macht und die Einheit des SaateS dar¬

stellt, nur die Harmonie der höchsten Gesetze des kon¬

stitutionellen Staatenlebens zu erhalten hat, und Gnade

ertheilen kann, nachdem daS Gesetz Strase ausgesprochen

hatte. Wie erhaben auch diese Stellung sehn mag, für

einen an dieselbe nicht gewohnten Monarchen durste sie

meistens nnbebaglich seyn.

Doch ist diese Schwierigkeit in der That meistens

noch die kleinere; die größere besteht in der Abneigung,

den die höhern Staatsbeamten da wo unumschränkte oder

nicht parlamentarische Regierungen bestehen, gegen das

konstitutionelle Leben haben. Bei jenen ist es viel be¬

quemer und für Mittelnmßigkeiten leichter, als bei die¬

sem, Minister U! seyn; die ministerielle Bahn bei par¬

lamentarischen Regierungen hat dagegen, wenigstens für

den Ungewohnten, viel Dornen, und kann nur höchst

ausgezeichnete Männer, oder solche die sich dafür halte»,

reizen, wie es denn auch einer der Hanptvortheile des

wahrhast konstitutionellen Lebens, die großen Talente i»

die Höhe zu bringen.

Zu diesen Schwierigkeiten gesellr sich noch der Ein¬

fluß, welchen in unumschränkten Monarchien die Höf¬

linge oder die nabern Umgebungen des Monarchen manch¬

mal haben; gerade wegen Behauptung dieses Einflusses

sind sie naturgemäß der Einführung des konstitutionellen

Systems am meisten entgegen.

Diese Verhältnisse allein bewirken schon, daß in der

Regel eine Konstitution nicht anders als im Drange der

Umstände, oder auf vielfaches und allgemeines Bitten

der Unterthanen errheilt werden kann; deshalb erwartet,

wer gewohnt ist, den Grund der Dinge zu betrachte!?,

nicht, daß ans den Rath einzelner Männer eine nimm-
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schränkte Monarchie in eine konstitutionelle verwanden
werde, wie msiig und bündig auch immerhin die Gründe

desselben seyn mögen, und wie bedauerlich für Dynastie
und Staat in einzelnen Fallen werden könnte, daß die

Bitteil oder das Geschrei von Tausenden nach einer Kon¬

stitntion, von denen ^ nicht einmal einen Begriff vom

Sinne der Bitte haben, mehr Erfolg haben, als Gründe,

oder ans der Natur der Verhaltnisse geschöpfte Beweise;

und deshalb ist solcher einzeln errheilte Rath in der .Re¬

gel für weiter nichts zu achten, als für Pflichterfüllung

denkender, der Dynastie und dem Staate ergebenen

Manner.

H. 275.

Preußen wird von den vorhin bezeichneten Libera¬

len scharf deshalb getadelt, daß es sich seit der Juli-Re¬

volution nicht dem konstitutionellen System ergeben hat;

sie meinten, das sei höchst unrecht, und es sei zugleich

eine große Vernachlässigung der deutschen Interessen, in¬

dem Preußen, als Führer und Schutzmacht sich an die

Spitze der kleinern deutschen konstitutioneklen Staaten

stellend, diese letztern zu einer höhern politischen deutschen

Würde hätte emporheben können. Bei diesem Tadel sind

folgende limstände oder Verhältnisse unberücksichtigt ge¬
blieben.

ch) Das Bedürfuiß einer Konstitution sprach sich in

Preußen nirgends lebhast aus, und als fast ringsum die

benachbarten Regierungen durch politische Bewegungen

und durch Konstitntions-Wünsche beunruhigt wurden, war

von den erskern keine Spur und von den letztern ertön¬

ten nur sehr einzelne in Preußen. Die Nation war im

Ganzen zufrieden, denn sie war in den sozialen Refor¬

men vorgeschritten und genoß die Früchte derselben. Der

rechtliche, edle und wohlwollende Charakter des Königs

hat eine Anhänglichkeit an denselben erzeugt, wie in we¬

nigen andern Staaten, und auf die Staatsregierung und

überhaupt die Beamtenweit ist durch das Beispiel und

den Impuls des erhabenen Staatsoberhauptes ein hu-
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maner und wohlwollender Sinn unverkennbar übertragen
worden. Die Preußen, ohne Ausnahme irgend
einer Provinz, wollten daher unumschränkte Regierung
ohne irgend ein politisches Recht.

Das kommt den Liberalen des Auslandes vielleicbt
seltsam und unbegreiflichvor. Es ist aber so, und sie
können mir glauben, daß es sich unter dieser väterlichen,
wohlwollenden,und in mancher Beziehung sehr aufge¬
klärten Regierung so behaglich lebt, daß die Veränderung
derselben in eine konstitutionellebisher nur eine Frage
der höhern Staatspolitik gewesen ist.

3) Das Gute ist allemal relativ. Nun war aber
bisher fast rings um Preußen herum der Zustand weni¬
ger gut. Die schlechte Regierung der Bonrbonen, und
nach der Juli-Revolution die in ihren Elementen so er¬
bärmliche belgische Revolution, (welche nimmermehr Er¬
folg gehabt haben wurde, wenn die niederländische Re¬
gierung nicht auch, in dieser Beziehung der Bonrbonen
einigermaßenähnlich, hartnäckig verschmähet hätte, sich ans
die wahre Schwerkraft zu stutzen, und wenn sie nicht im
Anfange der Revolution so außerordentlich schwach und
unpolitisch gewesen wäre, daß sie nicht einmal jener er¬
bärmlichen, durch Leute ohne politische Fähigkeit gelenk¬
ten, Elemente Meister werden konnte,) waren in Bezie¬
hung auf die Rheinprovinz mitwirkende Ursachen zur Zu¬
friedenheit mit einer unumschränkten Regierung. Die
Frage, ob diese noch alle Elemente der Kraft in sich
trage und überhaupt dem höhern Sraats-Jnterefse ange¬
messen sei, beschäftigt nur einige wenige Köpfe, denn die
Masse der Menschen, der Vornehmen wie der Geringen,
steht nur die Oberfläche der Dinge.

3) Der Einfluß Rußlands, welches das größte In¬
teresse hat, in dem nachbarlichen Preußen das konstitu¬
tionelle System nicht aufkommen zu lassen. Dem Ein¬
flüsse einer so großen, und in der Diplomatie so gewand¬
ten Nachbarmacht entzieht sich Preußen nicht leicht, um
so weniger, als das homogene Interesse derselben im
Jahr 1813 zur Wiederherstellung der preußischenMacht
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beigetragen hat, und Preußen von 1818 bis 1839 stets
im Einverständnisse mit Rußland in der höhern Politil
gehandelt hat.

4) Unrecht hat die Landeshoheit nicht begangen, in¬
dem sie unterließ, eine Konstitution zu crtheilen; die
Gründe sind im zweiten Kapitel dargestellt worden.

5) Die Idee eines konstitutionellen Preußens, wel¬
ches an der Spitze der übrigen kleinern konstitutionellen
deutschen Staaten stehen sollte, war allerdings nach der
Jnli-Revolntion ungefähr ein Jahr lang die Lieblings-
Idec der deutschen Liberalen und in diesen Staaten po¬
pulär.

Unverkennbar ist aber diese Idee sehr kühn, ihre
Ausführung setzt eine allmählige oder schnelle wesentliche
Veränderung der polirischen Verhältnisse, eine unterneh¬
mende, kräftige, mit den höchsten politischen Talenten be¬
gabte Staatsregierung voraus. Nun ist aber dieß gerade
nicht der eigenrhümliche Charakter der preußischen Staats¬
regierung; vielmehr ist dieser ruhig, konservativ, wohl¬
wollend, sorgsam für die materiellen Interessen der Un¬
terchanen, genügsam mit den Schritten zur sozialen Enr-
wickclung, welche in den Jahren der Bedräuguiß und
der höhern politischen Ideen von 1898 bis 1818 gethan
worden sind, diese letztere allmählig der Vergessenheit
übergebend. Es waren daher keine Elemente zum Ver¬
suche der Ausführung jener Idee vorhanden, und schon
aus dieser Ursache konnte dieselbe nicht in das Leben
treten.

Aber auch abgesehen hiervon ist eine höchst zweifel¬
hafte Frage, ob die Idee überhaupt ausführbar war,
denn die Dinge gewinnen manchmal ein ganz anderes
Ansehen, wenn man, anstatt nur Beurtheiler zu sevn,
einen großen Plan ausführen soll; da können durch
Traktate, durch die Interessen andrer Staaten Hinder¬
nisse in den Weg treten, an welche jener nicht denkt
Würden z. B. die andern großen Mächte sich der Aus¬
führung nicht widersetzt haben? wären die Staarsrcgie-
rnngcn der kleiner» Staaten wohl damit einverstanden
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gewesen, und würden diese darin nicht eine Beschrän¬
kung ihrer Unabhängigkeiterblickt haben? diese letztere
Rücksicht ist der Gerechtigkeit und Gewissenhaftigkeit ent¬
nommen, und eine Regiernag, welche dergleichen Rück¬
sichten nimmt, sollte in andern Staaten nicht Tadel, son¬
dern Achtung verdienen.

In jedem Fall war die Entscheidung über die Aus¬
führung der Idee eine rein preußische Frage, und nicht
die Bewohner der kleinen Staaten haben einen Grund
zur Beschwerde, wenn Preußen, — die Ausführbarkeit
einmal vorausgesetzt, verschmähet haben sollte, einen grö¬
ßern Einfluß, folglich mehr Macht zu erlangen.

H. 276.
Am meisten ist die anti-preußische Gesinnung der

Liberalen in den kleinern deutschen Staaten durch die von
Preußen bei der polnischen Revolution befolgte Politik
eine Zeitlang erregt worden.

Jeder mnrhige Kampf eines Hansteins mit einer
großen Ueberzahl nimmt unsre Theilnahme in Anspruch;
wie viel mehr ist dieß der Fall, wenn eine getödtete Na¬
tion den Versuch macht, der liebermacht zum Trotz wie¬
der aufzuerstehen,denn daS Tödten einer Nation ist im
zivilisirtern Europa zu einem Ungeheuern Ereiguiß gewor¬
den. Gegen diese Theilnahme wird Niemand etwas ein¬
wenden dürfen, denn sie entspringt ans Eigenschaften,
die den Menschen adeln, Humanität und Gefühl für
Recht. Aber zu tadeln sind die Liberalen, daß sie poli¬
tische Verhaltnisse, wo der einmal erworbene Besitz, das
gegenseitige Interesse der Staaten und die Erwägung des
Thnnlichen und Ausführbaren entscheiden müssen, nach
menschlichen Gefühlen benrrheilen.

Wenn auch nicht in Abrede gestellt werden kann,
daß die Wiederherstellung eines selbstständigen König¬
reichs Polen, selbst wenn dasselbe nur den kleinern Theil
des vor Zeiten bestandenen enthielte, auf die kleinern
deutschen Staaten von einem wichtigen politischen Ein¬
flüsse hatte sehn können, so muß doch zugegeben werden,
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daß Preußen in jeder Beziehung weit mehr bei dem Aus¬
gange der polnischen Revolution inreressirt war, und man
verisinftigerweise der preußischen Staatsregierimg nicht
zun.uthen durfte, daß dieselbe bei dieser Veranlagung ir¬
gend ein anderes als das preußische Interesse berücksich¬
tige. In dieser Beziehung konnten etwa folgende zwei
einander entgegenstehende Ansichten obwalten.

Polen ist bis zur vollständigen Theilung ein in sei¬
nem Innern sehr unruhiger Staat gewesen; das nämliche
ist nach der Wiederherstellung zu fürchten, und ein so
unruhiger Nachbarstaat ist für Preußen lästig oder nach¬
theilig. Sodann wird nicht nur der Besitz der preußi¬
schen Provinz Posen, die früher ganz polnisch war, son¬
dern sogar jener der Provinz Preußen sehr ungewiß und
gefährdet, denn die Polen sind kriegerisch und epcentrisch
und werden nicht ruhen, so lange sie nicht die Küsten
der Ostsee erhalten. Deßhalb ist die Vesiegung der Po¬
len durch die Russen, und was daraus natürlich weiter
folgt, eine noch größere Vernichtung der polnischen Na¬
tionalität, dem preußischen Interesse angemessen.

Die entgegenstehende Ansicht lautet: Die Polen sind
nur deßhalb im Innern unruhig gewesen, weil ihr Va¬
terland ein Wahlreich mit einer schlechten Verfassung
war; sie würden, hätten sie jetzt ihre Unabhängigkeit er¬
rungen, zur erblichen konstitutionellen Regierung überge¬
gangen seyn. Für Preußen würde ein Mittelstaat gegen
Rußland zu, der gegeu letzteres fortwährend der preußi¬
schen Allianz bedurft hätte, eine große Garantie der Si¬
cherheit und vollständigsten Unabhängigkeitnach Osten
hin gewesen sehn. Rußland allein ist ein viel gefährli¬
cherer Nachbar, als Polen und Rußland getrennt, zumal
geschichtlich die Russen ein durchaus eroberndes Volk sind,
die Polen dagegen seit Jahrhunderten diesen Charakter
nicht gezeigt haben, und sogar durch ihre politische
Schwäche zur Vergrößerungdie Nachbarstaaten fortwäh¬
rend beigetragen haben. Die Unabhängigkeit Poscns, —
und es ist immer nur von einem größern oder kleinern
Theile des russischen Polens hier die Rede, — hatte
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schwerlich ohne direkten Schuh Preußens erkämpft werden

können, und wie war wol denkbar, daß Polen zn dem

schweren Kampfe mit Rußland noch den mit Pressßen

wegen Posen und wegen der Provinz Preußen provozi-

ren werde. Die Dinge gestalten sich ja nie nach den

Ansichten der Enthusiasten, sondern wie sie thnnlich sind,

lleberhanpt konnte Preußen, wenn es ein unabhängiges

Polen seinem Interesse angemessen fand, in der polni¬

schen Revolution, aller dabei obwaltenden Leidenschaften

ungeachtet, eine leitende Rolle übernehmen, wie Frank¬

reich in Belgien. Für den Verkehr der östlichen Theile

der preußischen Monarchie wäre die Unabhängigkeit von

Polen höchst ersprießlich gewesen.

Preußen bat sich für die erste Ansicht entschieden.

Man kann darüber diskntiren, ob diese Entscheidung für

die wahren Interessen des Staates die beste gewesen sey,

das ist aber nur eine Frage der Politik, die zunächst mir

Preußen betrifft. Aber da dieses nun einmal sich gegen

ein unabhängiges Polen entschieden hatte, so ist die

Staatsregiernng nicht im geringsten darüber zn tadeln,

daß sie die während der polnischen Revolution angenom¬

mene Neutralität etwas günstiger für die Russen als die

Polen beobachtet hat, und vielmehr könnte man sich wun¬

dern, daß dieß nicht in höhcrm Grade geschehen ist; denn

nach Thunliehkeir zn befördern, was man will, ist in der

Politik Regel, und das Gegentheil darf vollends eine

vernünftige Regierung sich nicht zu Schulden kommen

lassen.

Von diesem wahrscheinlich allein richtigen Stand¬

punkte die polnischen Ereignisse betrachtet, wie ungerecht

und ungegründet erscheinen da die wegen derselben gegen

Preußen gerichteten Anfeindungen der mehr bezeichneten

Liberalen! Dasselbe hat redlich die Pflichten der Mensch¬

lichkeit gegen die übergetretenen oder ausgewanderten Po¬

len erfüllt, so weit es nur immer mit der einmal ange¬

nommenen Politik verträglich war, und zwar in solchem

Grade, daß der Politiker eher ein Zuviel als ein Zuwe¬

nig finden könnte.
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H. 377.

Völlig absurd ist der mitunter von den Libera¬

len gemachte Vorwurf, daß die preußische Politik durch

verwandtschaftliche Verhältnisse der Herrscher - Familien

tnif eine dem Staate nachtheilige Weise iustuenzirt werde.

Solchen, den Dhnastieeu wie den Nationen gleich ver¬

derblichen, Einflüssen unterliegt im neunzehnten Jahrhun¬

dert eine europäische Staatsregierung nicht mehr, nnd die

preußische gewiß am wenigsten.

Einsassen unterliegt die Politik jedes Staates wol,

also auch des preußischen; dahin gehört die Homogenität

der Prinzipien, eine langjährige Allianz, die größere

Macht von Nachbarstaaten, eine gewandte und überlegne

Diplomatik :c.

Wie wenig aber in Preußen irgend ein Einfluß zu

einem Entschlüsse, der als den Interessen des Staates

zuwider erachtet wird, führen kann, davon wird einst die

Geschichte Zeugnis; geben, wenn die nach dem Ausbruche

der belgischen lind vor dem Anfange der polnischen Re¬

volutionen Verhandlungen der Kabinette bekannt werden.

Mit Verehrung wird die Nachwelt den Namen Friedrich

Wilhelms des Dritten aussprechen, der einen allgemeinen

Krieg der Prinzipien verhinderte, und dem daher die

Menschheit verdankt, daß statt des Tobens der Leiden¬

schaften der besonnene nnd friedlichere Weg der gesell¬

schaftlichen Reformen eingeschlagen wird.

H. 278.

Gegen die preußische Zensur und die Bücher-Ver¬

bote wird von den Liberalen Beschwerde geführt, auch

wol gar geklagt, daß die preußische Regierung nicht die

Preßsreiheit einführt.

So gewiß diese letztere, sie mag nun beguem oder

unbequem sehn, bei der vollständigen parlamentarischen

konstitutionellen Regiernngsweise eine Nothwendigkeit ist,

sobald die Nation einige politische Bildung erlangt hat.
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so gewiß paßt sie nicht zur unumschränkten Regierungs-

weise.

Hinsichtlich der Zensur und der Bücher-Verbote kann

vorzüglich nur eingewendet werden: was kann die erstere

in vielen Fallen sonderlich für Folgen haben, als daß

ein Buch, anstatt in Preußen, in einem andern deutschen

Staate gedruckt wird, und was sind die letzte rn mei¬

stens anders, als Begünstigungen des Verlegers, der so

viel mehr Exemplare abseht, weil ein Buch verboten
wird?

Uebrigens verbietet die preußische Zensur-Behörde

schwerlich solche Bücher, in welchen ein anständiger Ton,

Achtung für das monarchische Prinzip, nnd keine anar¬

chische Tendenz herrscht. Daß sie Bücher, in welchen

das Gegcntheil von allem dem zu finden ist, zu unter¬

drücken sucht, ist ihr nicht zu verargen, so lange die

Schwerkraft der Staatsgewalt nicht mehr befestigt, und

die Nation nicht politisch mehr gebildet worden.

G 279.

Wenn Männer, die eine politische Wirksamkeit ha¬

ben, sich an abstrakte Prinzipien halten, welche unter

gegebenen Umständen nicht anwendbar sind; wenn sie die

großen Veränderungen, die in der Natur der Verhält¬

nisse vorgegangen, nicht einsehen; wenn sie vermeinen,

eine Nation könne stets im Enthusiasmus bleiben, oder

ein solcher oder irgend ein andres schönes Gefühl könne

ein dauerndes und wesentliches Element zum Regieren

sehn; wenn sie Maßregeln nehmen oder empfehlen, wel¬

che das Gegentheil ihres Zweckes bewirken; wenn sie ab¬

gestorbene oder schwach gewordene Kräfte noch für lebend

oder mächtig halten; —- so ist ihre politische Unfähigkeit

außer allem Zweifel, wie gut auch übrigens ihre Absich¬

ten und wie ausgezeichnet sie durch andre Fähigkeiten

sehn mögen.

Dieß alles sehen wir bei der, seit der Juli-Revolu¬

tion hervorgetretenen französischen Oppositions-Parthei.
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Zum Belege will ich nur einige ihrer Fehler oder Jrr-
thümer anführen.

u) Die Meinung, daß die Verfassung nur durch
eine allgemeineStimmenabgabe aller Franzosen sanktio-
uirt werden könne.

b) Die Änsicht, daß die Nation eigentlich die Re¬
publik wolle, und daß diese überhaupt unter den in Frank¬
reich bestehenden Verhältnissen möglich sey.

cf Der große Jrrlhum, daß die Gefühle und Lei¬
denschaften der Juli-Tage immer dauern und daß man
damit regieren könne.

llj Die lächerlichen Klagen über Bedrohung der
politischen Rechte, nachdem diese auf die ausgedehnteste
und vollständigste Weise gesichert waren.

o) Die Oppositions-Parthei wollte (was auch die
Majorität wünschte,) die Unabhängigkeit Polens beför¬
dern. Inden, sie aber jeder Unordnung das Wort re¬
dete, von Eroberungen und der natürlichen Gränze des
Rheins sprach, jede Gelegenheit zur Diskussion der zar¬
testen diplomatischen Fragen ergriff, und der Regierung
alle nur möglichen Hindernisse in den Weg legte,
schwächte sie den Einfluß Frankreichsund der Juli-Re¬
volution in solchem Maße, daß derselbe den Polen nichts
helfen konnte. Die französische Oppositions-Par-
thei hat ohne Zweifel wesentlich zu Polens
l! n t e r gang b e iget r a gen.

t) Steuer-Verminderung wollte sie bewirken, und
gleichwohl brachte sie Maßregeln in Vorschlag, durch
welche der Staatskredit hätte vermindert, folglich eine
Herabsehung des Zinsfußes der Staatsschulden erschwert
werden müssen.

ß) Die Meinung, daß noch in Frankreich der
Kriegsruhm und die Eroberungssucht der Napoleonischen
Herrschaft vorherrschend sey.

b) Der Jrrthum, daß man in den Rheinlanden
sehnlichst wünsche, wieder französisch zu werden.

Indessen, diese Opposirions-Parthei ist Minorität
geblieben, folglich nicht an die Regierung gekommen. In
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Frankreich kann zwar jeder Unverstand vorgetragen wer¬

den, aber ist so wenig Empfehlung znin Emporkommen,

daß selbst des alten ehrwürdigen, so populären Lafavette

politischer Einfluß schnell unterging, als er in mehrern

Beziehungen den Unterschied des Jahres 18cl0 gegen

1790 nicht einzusehen vermochte.

Nach großen erfolgreichen politischen Ereignissen,

die nur durch eine hohe Steigerung der Gefühle der

Menschen zu Stande kamen, ist übrigens natürlich, daß

die größten Enthusiasten bittere Täuschungen erfahren.

Diese bei außerordentlichen Veranlassungen sehr brauch¬

baren, oft vortrefflichen Menschen, werden, da bei ihnen

der politische Verstand weniger groß ist als die Begeiste¬

rung für eine Idee, in der Regel als Instrumente der

Klügcrn benutzt, während sie glauben, selbst Lenker der

Ereignisse zu sehn; nachdem die Veranlassung vorüber,

sind sie unbrauchbar, und das wird ihnen schwer zu be¬

greifen. Aehnlich, wenn auch ans etwas verschiedene

und unangenehme Weise ist es den Dentschthümlern oder

überreifen Tngendbündlern ergangen; freilich sind im Ver¬

gleiche gegen diese, hinsichtlich des politischen Verstandes,

die französischen Epalrirten Weise zu nennen. Auch re¬

den und schreiben die letztern eine Sprache wie andre

Menschen; die Dentschthümler aber wahrlich nicht.

Sieben und sechzigstes Kapitel.
Königthum; Aristokratie; Demokratie; System und

Wesen der preußischen Staatsregierung; die Liebe

zum Könige; Bemerkungen.

H. 280.

Manche Anhänger des Königthnms glauben dem¬

selben nicht besser dienen zu können, als indem sie das¬

selbe als etwas Göttliches, oder überhaupt Mächtiges
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darstellen, gleichsinn als wäre es, mit aller Macht an-

gethan, von der Gottheit nntcr den Menschen eingerich¬
tet worden. Das mag vielleicht in manchen Staaten

zweckmäßig seyn, sicherlich aber nicht in denen, wo die

Menschen allgemein Schulunterricht erhalten nnd Rech¬

nen lernen, wo sie über die Elemente der Staatsgewalt,

wenn auch nicht derjenigen des Inlandes, täglich in den

Zeitungen Erörterungen, nnd in Büchern Anfein¬

dungen des Königthnms lesen können, nnd wo jene Ele¬

mente eine wesentliche Veränderung erfahren haben. In

solchen Staaten ist weit zweckmäßiger für die Macht des

Königthnms, daß man klar einsehe, worin die Elemente

derselben bestehen, und daß dasselbe als eine ehrwürdige,

das Glück der Menschen befördernde Einrichtung allge¬

mein erkannt werde. Die Erkennung der Elemente der

königlichen Vi acht ist um deswillen so höchst ersprießlich,

damit die wahren Freunde derselben keine ihr nachtheili-

gen Maßregeln und Ansichten befördern; die Erkennung

deS Ehrwürdigen und des für die Menschen Nützlichen

jener Macht ist nicht nur für das Glück der Untertha-

nen, sondern auch für die Erhaltung der königlichen

Macht und Würde sichernd.

Es könnte ein sehr nützliches Buch darüber geschrie¬

ben werden, in wie vielen Beziehungen die königliche

Via cht ehrwürdig nicht mir, sondern auch vorzüglich heil¬

sam für Unterthanen-Glück ist, wie in Europa, wenig¬

stens in einem großen Staate, nur diese Macht, nnd

zwar die erbliche, dies; Glück befördern nnd die höhern

Staatszwecke erfüllen kann, nnd wie die Idee der Er¬

richtung einer großen nnd mächtigen Republik in Europa

ein wahrer Unsinn ist. Das alles läßt sich geschichtlich

aus Thatsachen nnd ans der Natur der Verhältnisse nach¬

weisen, und ein solches Buch wäre dem Königthnm in

einem Zeitalter, wo der rechnende Mittelstand innner

mächtiger wird, weit nützlicher, als Deklamationen nnd

die undeutlichen, mystischen nnd bei der Prüfung des

schlichten, gesunden Mensissen-Verstandcs nicht haltbaren

Darstellungen der im Eingange dieses H. erwähnten ab-
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strakten Theorieen. Möge diese Bemerkung Aufforderung

für einen fähigen, deutenden Mann werden, die Welt

mit einer ihren Gegenstand erschöpfenden Abhandlung

darüber zu bereichern.

Hier genüge in vorstehender Beziehung, meine in¬

nige Ueberzeugung von der geschichtlichen Erhabenheit und

der Vortrefflichkrit der erblichen königlichen Vi acht und

meine Ansicht zugleich dahin auszusprechen, daß sie, den

bestehenden und den sich bildenden Verhältnissen nach, in

großen europäischen Staaten die einzige Bedingung ist,

unter welcher in diesen die höchsten Staatszweckc erreich¬

bar sind. Und wenn durch meine Darstellungen Män¬

gel der preußischen Staatsregierung und StaatSeinrich-

tungen enthüllt werden, so wird Jedem, der hellen'unbe¬

fangenen Verstandes ist, meine Absicht unverkennbar

sehn, nur eine Veranlassung zur Abstellung der Mängel

und somit zur Stärkung der erblichen königlichen Macht

in Preußen zu geben.

Die Elemente dieser letzter» werde ich in den nach¬

folgenden GH. dieses Kapitels nachweisen.

H. 381.

Die königliche Macht kann nicht anders gedacht

werden, als gestützt auf Kräfte, die ihr unzweifelhaft in

allen Fällen zu Gebole stehen, oder die sie aus Inter¬

esse, oder ans Gewohnheit ebenfalls unzweifelhaft alle¬

zeit unterstützen; wie im H. 270 schon bemerkt wurde,

muß die stärkste der im Staate vorhandenen Kräfte Schwer¬

kraft der Staatsgewalk seyn.

Zuerst muß von solchen Kräften die Aristokratie er¬

wähnt werden, was diese in Preußen in politischer Be¬

ziehung bedeutet.

Ein Merkmal, daß in unumschränkten Monarchieen

die Aristokratie eine politische Wichtigkeit besitzt, ist, wenn

in Folge eines stillschweigenden Vertrages ihre Privile¬

gien durch die Landeshoheit erhalten werden, und wenn

diese die ersten Staatsbeamten aus den Mitgliedern der

bevorrechteten Stände wählt. Alsdann ist zwar das
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stehende Heer die Schwerkraft der Staatsgewalt, aber

gleichzeitig gestützt auf die Macht der Aristokratie. In

einer solchen Staatseiurichtung ist Harmonie und Kraft,

und je verschiedenartiger in Nationalirat und in andern

Verhältnissen die großem Bestandtheile eines also einge¬

richteten Staates sind, desto norhwendiger zu dein Be¬

stehen desselben ist die Erhaltung dieses Znstandes der

Verhaltnisse. Nur Liberale ohne politische Einsicht kön¬

nen den Staatsmannern solcher Monarchieeu verargen,

daß sie sich den Ideen der allgemeinen bürgerlichen

Gleichheit nnd politischer Freiheit nicht hingeben, und

diesen Ideen abhold sind; gerade dieß, worüber jene

Staatsmänner getadelt werden, macht ihnen Ehre und

zeugt von ihrer hohen politischen Einsicht, denn sie er¬

kennen klar, was zur Erhaltung des Staates dient nnd

streben konsequent nach diesem großen nnd gerechten

Zweck.

In Preußen, welches der Nationalität nach, mit

alleiniger Ausnahme der Provinz Posen, ans ziemlich

homogenen Bestandtheilen zusammengesetzt ist, findet sich

jenes Merkmal nicht vor. Das Beamten - Element ist

viel wichtiger als die Aristokratie, und die höhern Staats¬

beamten stammen meistens aus dem Bürgerstande, nnd

nicht einmal ans dem vermögenden. Durch die Aushe¬

bung nnd Ablösung der Feudal- Lasten wird mehr und

mehr die Macht der Aristokratie untergraben, denn mit

dem Einflüsse verkleinerte sich auch die politische Kraft,

Ein andres Erforderniß zur Erhaltung der politi¬

schen Kraft der Aristokratie ist, daß die Gruudgüter eines

Familien-Stammes nugerheilt vom Vater ans den Sohn

vererbt werden; denn es gewährt eilten Einfluß, wen.

ein Grundbesitz ungetheilt in der nämlichen Familie von

Generation zu Generation vererbt wird. Sobald aber,

wie mehr und mehr in Preußen der Fall ist, der Grund¬

besitz der alten Familien theilbar und verkäuflich wird,

geht jener Einfluß vollständig verloren.

Mau hat zwar in Preußen denselben zu bewahren

versucht, indem an den Besitz solcher Güter die O.ualt-

10
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sikation eines Ritters geknüpft worden ist, mit welcher

einige Vorrechte noch verbunden sind; in der Rheinpro¬

vinz ist sogar der Ritterstand nur geschaffen worden, in¬

dem derselbe mit dem Besitze solcher Grnndgüter verbun¬

den wurde, die bis zn einem gewissen Grade noch un¬

geteilt bei einem alten Ritterschlosse, und wenn dasselbe

auch nur aus Ruinen bestand, vorhanden waren, und

indem einigen andern Gütern die Qualifikation von Rit¬

tergütern beigelegt ward. Aber der besondere Einfluß,

den politische Kraft verleiht, liegt ja nicht in den Mauern

des Schlosses, oder in einem besondern Stücke Ackerland,

sondern entweder in der nngetheilten Vererbung von Ge¬

neration zu Generation, oder in dem Umfange des Be-

sitzthnms. Da der Einfluß der erstcrn Art bei kauflichen

Rittergütern nicht besteht, so scheint der Versuch als ein

mißlungener bewachtet werden zu müssen, und einfacher

und zweckmäßiger möchte, da einmal das Prinzip der

nngetheilten Vererbung ausgegeben wurde, gewesen sin»,

die zu bewilligenden Vorrechte mit einem gewissen Um¬

fang oder Werth des Grundbesitzes zn verbinden.

Was kann die Aristokratie noch für sonderliche poli¬

tische Kraft besitzen, nachdem die früher Leibeigenen oder

Hörigen freien Grundbesitz und persönliche Freiheit er¬

langt haben, sie die wichtigsten polirischen Vorrechte ver¬

loren, nachdem die Söhne der ersten Familien militär¬

pflichtig wie die Söhne der Tagelöhner geworden, nach¬

dem der ritterliche Gutsbesitzer als Bierbrauer oder Brannt¬

weinbrenner der Aufsicht des geringsten Steuerbeamten

unterworfen worden, nachdem die wesentlichsten politischen

Vorrechte der Aristokratie in der Unnmschränktheit der

Landeshoheit verloren gegangen.

Der politische Werth der Aristokratie wird nach und

nach noch immer mehr durch die Natur des kleinen Ein-

flrches, der ihr geblieben, untergraben. Denn dieser be¬

steht im Wesentlichen vorzüglich nur auf eine Weise, die

der Nation unangenehm ist, oder von ihr als nachthei¬

lig betrachtet wird; dahin gehören der allgemeinen Mei¬

nung nach: theilweise Befreiungen von Grundsteuer und
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die daraus entspringende Einwirkung ans die Erhaltung
dieses Znstandes, Verhinderung zeitgemäßer Fortschritte,
Beförderung von Rückschritten, z. B. der Eifer, mit wel¬
chem mehrere Aristokraten der Rheinprovinz die Abschaf¬
fung der Prinzipien der französischen Gesetzgebung zu be¬
bewirken suchten, der Einfluß, den die Franzosen l'in-
llnence ooeulte nennen, und endlich der Umstand, daß
von den Lehnsrechten nur noch die nicht völlig abge¬
schafft sind, welche andern Staatsbürgern lastig fallen.
Es ist dies; wenigstens die allgemeine Meinung über den
Einfluß der Aristokratie, und wenn jene auch irrig seyn
möchte, so ist die Wirkung hinsichtlich der politischen
Kraft gleichwohl die nämliche. Denn nichts vernichtet
diese auf die Dauer vollständiger, als wenn das
Wenige, was etwa davon noch übrig, angewen¬
det wird, den allgemeinenInteressen des Staates ent¬
gegen zu wirken.

In Frankreich wurde im Anfange der Bonrboni-
schen Restanrationdas aristokratische Prinzip der Verfas¬
sung grundsätzlich auf eine höchst zweckmäßigeWeise,
vermittelst der Erblichkeit der Pairs - Würde hergestellt.
In den letzten Jahren der Regierung Ludwigs des 18.
und-unter derjenigen seines Nachfolgers trat aber die
Tendenz, in den Interessen der Schwerkraft, oder der
Majorität widerstreitendes System zu befolgen, mehr und
mehr hervor, und die Pairs, oder die erste Kammer,
wurden nun benutzt, um dasselbe durchzusetzen. Unge¬
achtet die mit der Pairs - Würde verbundene Erblichkeit
hänsig bewirkte, daß Jemand, der in der Absicht zum
Pair ernannt wurde, als Instrument zur Durchsetzung
jenes Systems zu dienen, kurze Zeit nach der Ernennung
als unabhängigerpolitischer Mann in der Pairs-Kam-
mer auftrat; ward doch die letztere endlich so mit Krea¬
turen des Hofes angefüllt, daß sie in der öffentlichen
Meinung völlig sank. Dieß ist die Ursache, weßhalb
nach der Jnli-Revolntion die Erblichkeit der Pairs-Würde,
ungeachtet der dafür angeführten triftigen und überzeu¬
genden Gründe, und im Widerspruche mit der Ansicht

19*
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der ausgezeichnetstenfranzösischen Staatsmänner, nicht
erhalten werden konnte.

Wie groß und deutlich ist diese Lehre der Erfah-
sahrnng! Mit großen Zügen sagt sie der Landeshoheit:
Soll die Aristokratie eine politische, znm Stützpunkte die¬
nende Kraft seyn, so darf sie nicht als Hos-Kreatur,
nicht als willenloses Regieruugs-Jnstrumeutbenutzt wer¬
den; und der Aristokratie: Trennt eure Interessen nicht
von den allgemeinen der Nation, send nicht willenlose
Höflinge, sondern erhallende selbstständige Kraft znm
Heile der Dynastie, der Nation und zu eurem eignen!

Gleichwohl, — und dieß ist die größte Gefahr,
welche das monarchische Prinzip läuft, dessen dauerndes
Bestehen bei nur demokratischenElementen ohne gleich¬
zeitige Stütze aus eine aristokratische Kraft nicht in allen
Ländern gesichert seyn dürste, — scheinen in mehreren
kleinern deutschen Staaten die Regierungen mit den Mit¬
gliedern der Aristokratie zu wetteisern, die Kraft der letz¬
tem auf ganz ähnliche Weise zu untergraben. Und Pu¬
blizisten, welche sich als Vertheidigerdes monarchischen
und aristokratischenPrinzips darstellen, rufen Wunder
ob der großen Staatsweisheit und der Bändigung des
revolutionären Prinzips, wenn die Regierung eines klei¬
nen Staates ihre Maßregeln gegen die entschiedenste Ma¬
jorität der Wahlkammer durchsetzt, iudem sie die erste
Kammer als Instrumeut benutzt, da doch dieß eiu ganz
ordinärer und bekannter Kunstgriff ist.

In mehrern preußischen Provinzen sind die Vermö¬
gens-Umständeder Aristokratie durchgängigso sehr her¬
untergekommen, daß schon in dieser Beziehung ihre Kraft
als erstorben zu betrachten ist. So z. B. waren im
Jahre 1827 die, zu einem Gesammtwerthe von 27 Mill.
Rthlr. abgeschätzten, Rittergüter der Churmark seines be¬
trächtlichen Theiles der Provinz Brandenburg,) mit 21
Mill. Rthlr. Hypotheken-Schulden beschwert; die Bauer¬
güter, zu 31 Mill. Rthlr. abgeschätzt, verschuldeten gleich¬
zeitig nur 6x Mill. Rthlr. Es scheint, daß die Hinder¬
nisse, welche in den östlichen Provinzen zum Theil noch
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der Verkätiflichkeit und der Theilnng, so wie überhaupt

dein völlig freien Besitze der Rittergüter entgegenstehen,

zur Erhaltung der Aristokratie nichts nützen, sondern un¬

ter den bestehenden Verhaltnissen ihr nur schädlich sind.

H. 282.

Das Resultat der im vorigen H. aufgestellten Wahr¬

nehmungen ist, daß die alte Aristokratie in Preußen in

ihrem jetzigen Zustande keine polirische Kraft mehr besitzt,

und mehr und mehr die Fähigkeit verliert, eine solche zu

seyn. Sicherlich können die Liberalen der preußischen

Staatsregiernng nicht mit Grund den Vorwurf machen,

daß sie die Aristokratie als eine Kraft befördere. Das

mag vielen Leuten, die unter Aristokratie nur den Inbe¬

griff aller Gegensätze der allgemeinen Interessen zu den¬

ken gewohnt sind, erfreulich seyn. Wer aber mit mir

die Ansicht theilt, daß die Landeshoheit nur auf politi¬

sche Kräfte gestützt eine sichere Macht besitzt, und daß es

für dieselbe gefährlich, wenn nur Eine Kraft als Stütz¬

punkt vorhanden ist, dem muß jener Znstand betrübend

und bedenklich vorkommen.

Hier soll nicht die Art und Weise, wie etwa jedem

Fehler oder Mangel der Staatseinrichtnngcn abzuhelfen

setz, sondern vorzüglich nur das eigentliche Wesen der

letztern dargestellt werden; indessen mag meine Ansicht in

der erstern Rücksicht ans folgenden kurzen Bemerkungen

von Staatsmännern leicht errathen werden.

In Frankreich ist die Herstellung der erblichen Ari¬

stokratie als einer politischen Kraft leichter als in Preu¬

ßen, denn in dem erstern Lande dürfte das Haupr-Ele-

meut, ein ansehnlicher schuldenfreier Grundbesitz, wenig¬

stens eben so häufig als in Preußen anzutreffen seyn;

und dort finden nicht mehr, wie hier, die den allgemei¬

nen National-Interessen widerstrebenden Privilegien oder

die daraus herstammenden Vornrtheile der Aristokratie

Statt. Sobald daher das im vorigen H. erwähnte Vor-

urcheil der Nation gegen die erbliche Aristokratie beseitigt



294

scyn wird, was im Laufe der Zeit sehr wohl geschehen
kann, ist die Wiederherstellung der erblichen Aristokratie
in Frankreich möglich.

Eine erbliche Aristokratie als politische Kraft ist in
Monarchien für die Dynasten und für die Nationen ein
so hoher und ersprießlicher Staaatszweck, daß Frankreich
füglich dafür das Opfer bringen darf, von den 8547
Mill. Rrhlr. Werth der Gruudgüter 100 bis 150 Mill.
der völlig freien Theilbarkeitund Veräußerlichkeitzu ent¬
ziehe» und in Majorate zu verwandeln. In Preußen ist
jener Staatszwcck noch wichtiger, und deßhalb kann es
zur Erreichung desselben auf gleiche Weise füglich von
den 1607 Mill. Rthlr. Werth der Grundgüter 40 bis
60 Mill. verwenden. Je größer dieser Theil verhältnis¬
mäßig ist, desto nothwendigcr erscheint, daß der übrig¬
bleibende, mit Ausnahme der Kron-Fideikommiß-Domai¬
nen und etwa einiger Waldungen im weitesten Sinne
des Wortes freies, Heilbares und veräußerliches Eigen¬
thum sei.

Es ist ein eitles Bemühen, Todte auserwecken zu
wollen; es müssen Einrichtungenbestehen, nach welchen
die politische Kraft der in Verfall gerathencn Familien
gesetzlich stirbt, nachdem solche wirklich erloschen ist.

Wie der Mittelstand naturgemäß, wo nicht fehler¬
hafte Staatseinrichtungen hindernd entgegentreten, stets
durch den Stand der Proletarien neu verjüngt wird, so
muß die Sorge der Landeshoheit seyn, die erbliche Ari¬
stokratie stets aus dem Mittelstande zu verjüngen.

Der Weisheit der Staatsregierung ist anHeim gege¬
ben, die Aristokratie gegen ihre eigenen Thorhciten und
Vorurtheile zu schützen, denen gerade dieser Stand mehr
als irgend ein anderer zu seinem eigenen Verderben be¬
sonders da ausgesetzt ist, wo dessen politische Kraft we¬
sentlich geschwächt worden ist.

tz. 283.
Durch Grundsätze der französischen Gesetzgebung,

welche in mehrern preußischen Provinzen, kürzere oder
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längere Zeit geherrscht haben, dnrch die Aufhebung der
Leibeigenschaft, durch Ablösung der Fendallasten, durch
die Gewerbesreiheit und durch den eigenthümlichen, saus
der auf das Prinzip der stehenden Heere gegründeten
llnuiuschranktheit der Laudeshoheit und aus den großen
Fortschritten in der Anwendungvon Kunst und Wissen¬
schast auf Produktion, ursprünglichentstandenen,) Cha¬
rakter, den die Veränderungen in den Personen- und
Eigcnthums-Verhältnissen,mehr oder weniger in allen
europäischen Staaten, au sich tragen, ist der Mittelstand
in Preußen der kräftigste geworden:die Kraft besteht in
dem vereinigten Verhältnis; von Anzahl, Vermögen und
Bildung.

In sofern die Wahlen zu den Provinzial-Ständen
und zu Stadtverordneten oder Gemeinde-Repräsentanten
als polirische Rechte betrachtet werden möchten, ist unver¬
kennbar, daß bei Ertheilnng derselben in Preußen viel
demokratischer verfahren wird, als in Frankreich.

In Frankreich ist die Dienstzeit des Soldaten nach
dem neuesten Rekrntirnngs-Gesehe von 1821 auf sechs
Jahre festgesetzt worden. Die Stellvertretung ist gestat¬
tet. Die National-Garde wird, wie ich bereits an einer
andern Stelle erwähnte, ans den Männern zusammen¬
gesetzt, welche dnrch Besitzthum,Gewerbe oder Beschäf¬
tigung Gewähr leisten, oder die Voraussetzungfür sich
haben, daß sie der Ordnung zugethan sind und die
Handhabungder Gesetze aufrecht erhalteil werden. Es
besteht daher in Frankreich kein Heer nach dem alten
Prinzip der stehenden Heere, aber auch keine allgemeine
Volksbewaffnung,sondern ein Bürgerheer, in welchem
das Soldaten-Elementbei der nicht ganz kurzen Dienst¬
zeit einigermaßen vorherrschend geblieben ist, um so mehr,
als wahrscheinlich in Friedenszeir daS Heer schwerlich
200009 Mann stark sepn wird, so daß jährlich nur ein
kleiner Theil der waffenfähigenMannschaft in dasselbe
einzutreten hat. Nebenbei besteht das ans dem Mittel¬
stande, dem höhern und untern zusammengesetzte stärkere
Heer zur Handhabung der Gesetze, aus welchem ein
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Theil für dm Fall eines Angriffs von Anßen zur Ver-
theidignng des Vaterlandes niobilisirt werden kann.

Wie außerordentlich verschieden ist dagegen das Be-
wasfnnngs - Svstem in Prenßen. Die Dienstzeit beim
stehenden Heere ist drei Jahre; Innglinge, die nach ei¬
ner angestellten Prüfling gewisse Kenntnisse besitzen und
sich selbst egnipiren, brauchen nur Eilt Jahr zu dienen.
Nach der Dienstzeit treten sie etliche Jahre in die Kriegs-
Reserve nnd alsdann in die Landwehr des ersten Aufge¬
bots. Diese wird aus Mannern von 26 — 32 Iahren,
das zweite Landwehr-Aufgebotans denen von 32—39
Iahren zusammengesetzt. Im Dienste sind: beim Heere
nnd der Kriegs-Reserve von der männlichen Bevölkerung
von 20—25 Iahren ungefähr 40 Prozent; bei der Land¬
wehr von der männlichen Bevölkerung von 26—39 Iah¬
ren ungefähr 56 Prozent. Dieß ist nichts anders als
eine Volksbewaffnungim weitesten Sinne, wie solche
nur in einer demokratischenRepublik irgend besteht, und
zwar um so mehr, als die höheru Stände leichter den
Eintritt in den Dienst des Heeres oder der Landwehr zu
umgehen wissen, so daß die untern Stände im Dienste
oder in der Bewaffnung die Mehrzahl bilden. Die
Kraft dieser Stände wird auf diese Weise sicherer ausge¬
bildet, als das Heer eine Schule der Zucht und Ord¬
nung ist; beide Eigenschaften bedingen die Anwendung
einer Kraft, die ohne dieselbe weit weniger Bedeu¬
tung hat.

In dieser allgemeinenVolksbewaffnung ist der Mit¬
telstand eingeschlossen und verliert sich in derselben. Die
Staatsregiernng hat nicht für zweckmäßig erachtet, den¬
selben besonders als bewaffnete Macht zum Schutze der
Gesetze oder der Staatseinrichtungenzu organischen.

H. 284.

Beachtungswerthhinsichtlich der Tendenz der preu¬
ßischen <staatsregierung ist auf die Theilung der Sraats-
Iuteresscn in provinzielle. In dieser Beziehung Herr-



297

scheu völlig entgegengesetzte Ansichten bei den französischen
und preußischen Staatsmännern. Bei jenen galt die
Einheit des Staates und der Staatszwecke allezeit als
höchste Tendenz. Deßhals wurden nie Provinzen in klei¬
nere Theile, Departemente, getheilt, und alle Bande,
welche die erstern vereinigt, zerrissen; deßhalb war man
so sehr behutsam bei Bestimmung der Funktionen der
Departemcntalrathe, beschränkte dieselben strenge auf bloße
Departements-Interessen, und crthcilte ihnen das Be-
stcuernngs - Recht nur unter Genehmigung der gesetzge¬
benden Staatsgewalten; deßhalb wurde die Gleichförmig¬
keit aller Staatseinrichtungenkonsequent durchgesetzt.

In Preußen geschieht von allem dem fast das ge¬
rade Gegentheil. Kleinere administrative Theile wurden
zu größern in Provinzen vereinigt; jede Provinz erhielt
eine eigne landständische Einrichtung, und die Stände
können alle Angelegenheiten,die provinziellen wie die
höchsten und allgemeinsten des Staates vorbringen; mit
dem Besteucrungsrechte wurde es weniger scharf genom¬
men, da den Ministern und Provinzial-Staatsbehörden
ein Theil desselben übertragen worden ist; Gleichförmig¬
keit der Staatseinrichtungenbesteht nur: im Verwaltungs-
facke hinsichtlich der Provinzial- und Bezirks-Staatsbe¬
behörden; in der allgemeinen Volksbewaffnung; in den Ge¬
werbe-, Klassen-, Zoll- und Verbrauchs-Steuern. Im
klebrigen herrscht meistens klnglcichförmigkeit, und zwar
z»m Theil sehr großer, und jede Provinz entwickelt und
bildet die Verhältnisse und Einrichtungen eben fort, wie
es gehen will.

Solchergestalt stellt Preußen in mehrerer Beziehung
sich einigermaßen in einen homogenen Zustand mit den
kleinen deutschen Staaten, dergestalt, daß wenn diese ein
mit Preußen gleichförmiges System der Zoll- und Ver-
branchs-Steuernbesitzen, die Verschiedenheitennicht viel
größer sind, als die zwischen Rheinprovinzund Wcst-
phalen bestehenden.

klebrigens beginnen die politischen Wirkungen des
Provinzial - Trennungs - Systemes schon hervorzutreten;
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denn in der Rheinprovinz faßt die Idee einer cigenthüm-
lichcn Verfassung, oder eines Vizekönigreichs der westli¬
chen Provinzen bei einigen klngen nnd einflußreichen Män¬
nern Wnrzel.

385.

In Frankreich ist bisher, trotz der widerstreitenden
Bemühungen der Oppositions-Parthei,stets der Grund¬
satz festgehalten worden, daß die Ernennung aller Staats-
vcrwaluings-Beamtenvom Könige ausgeht; nach diesem
Grundsätze werden die Unterpräsekte und Bürgermeister
(Maires) wie die Präsekten vom Könige ernannt, und
nur hinsichtlich der Bürgermeister findet die Beschränkung
Statt, daß dieselben zum Gemeinde-Rathe gehört haben
müssen, welcher von den Höher - Besteuerten gewählt
wird. Auf diese Weise ist die doppelte Funktion der
Bürgermeister, als Organ der Staatsgewalt und als
Kommunal-Beamte, berücksichtigt worden.

In Preußen werden andre Grundsätze befolgt. Die
Landräthe, deren Funktionen fast ganz denen der franzö¬
sischen Unterpräfekten gleich sind, werden gewählt, so auch
nach der Städte-Ordnung die Bürgermeister. Herr von
Lancizolke, der als Mitglied des Oberzensnr-Kollegiums
ein angesehener Staatsbeamte und einsichtsvoller Mann
seyn muß, nnd Professor der Geschichte in Berlin ist,
meint sogar, man möge von der früher» städtischen Ver¬
fassung des Mittelalters soviel nur irgend thnnlich wieder
herstellen.

H. 286.
Wenn durch Schwächung der aristokratischen Kraft,

durch die vorzugsweise Ausbildung der Kraft der untern
Volksklapcn, durch einen sehr niedrigen Wahl-Zensus
bei Wahlen zu politischen Funktionen, durch Volksbewaff¬
nung, durch die Trennung der Staats-Einrichtungen in
verschiedene provinzielle,durch die Einführung des Er-
wählnngs-Systems zur Anstellung von Beamten, die
theilwcise oder gänzlich Organ der Staatsgewalt sind,
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und zwar durch alles dieß vereinigt, das demokratische

Element, und insbesondere die Tendenz zum demokrati¬

schen Födcrativ-System, nicht genährt und gestärkt, das

monarchische Prinzip hingegen nicht geschwächt wird, so

haben anti-monarchische und anti-aristokratische Liberale

sehr Unrecht, alles das zu verlangen und zu befördern.

Nach den Regeln der Ausbildung der polirischen

Kräfte, und nach den Lehren der Geschichte haben aber

jene Liberalen nicht Unrecht, sind vielmehr höchst konse-

gncnt in ihren eben angeführten Bemühungen; denn jede

Kraft im Staate, sobald sie stark genug geworden, wird

bei irgend einer Veranlassung eine ihrer Stärke angemes¬

sene politische Wirksamkeit äußern.

Da in Preußen nun, wie in den vorstehenden HH.

gezeigt worden ist, die angeführten Einrichtungen alle

vereinigt bestehen, scheint die demokratische Tendenz der

Staatsregiernng nicht bezweifelt werden zu können, und

die Liberalen machen derselben einen höchst ungerechten

Vorwurf, indem sie sich über eine entgegengesetzte Ten¬

denz häufig beklagen.

H. 287.

Dem konstitutionellen, parlamentarischen System, zu

welchem die preußische Staatsregiernng sich von 15—20

Iahren hinneigte, scheint dieselbe später abhold geworden

zu seyn, und auch noch jetzt in dieser Gesinnung zu ver¬

harren. Es ist dieß zwar nicht eigentlich amtlich erklärt

worden, aber ans andern Merkmalen unverkennbar. Da¬

hin gehört: die von den Zensur-Behörden insinenzirte Ten¬

denz der Tagesschriststellerei in Preußen; die Bewunde¬

rung mit welcher diejenigen Leute, welche keine andre

politische Gesinnung haben als allezeit die bei der Staats¬

regiernng vorherrschende, von dem innern polirischen Zn¬

stande, oder wie sie es nennen, der Verfassung PrenßenS

reden, so wie die Verachtung und Geringschätzung, die

sie gegen das konstitutionelle System äußern; die Be¬

vorzugung der Beamten, welche solche Gesinnung hegen

pder zu hegen scheinen, vor denen, die das konstitutiv-
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nelle System für Preußen um angemessensten halten, und

daraus kein Hehl machen.

Eine solche Bevorzugung hört man mitunter tadeln;

sie verdient aber im Gegeutheil Achtung und Lob. Denn

da einmal von der StaatSregierung das System ange¬

nommen worden, die frühere konstitutionelle Tendenz nicht

geradezu amtlich zu verleugnen, sondern einschlummern zn

lassen, so ist vernünftig und rceht, die Ausführung jencs

Systemes nickt zu hindern, sondern vielmehr zu befördern

durch Zurücksehung der Beamten, deren Gesinnung dem¬

selben entgegen ist, und durch Bevorzugung derjenigen,

welche es ergreifen und bei jeder Gelegenheit zu erhalten

suchen, klnd je seltner die politischen, zur Erhaltung des

nun einmal angenommenen SyftemeS geeigneten und ge¬

neigten Talente vorkommen, desto mehr hat die StaatS¬

regierung Ursache, dieselben hervorzuheben nnd in die

Höhe zu bringen.

Beiläufig kann die Bemerkung hier eine Stelle fin¬

den, daß in Deutschland sehr gewöhnlich und fast all¬

gemein nicht über ein, späterhin den Menschen unange¬

nehmes System oder ein Prinzip, wenn es ansangt oder

aufgestellt wird, Klagen oder Beschwerden geführt wer¬

den, sondern erst über die Folgen und Folgerungen, wenn

diese hervortreten. Es scheint dieß ein unverkennbarer

Beweiß zu seyn, daß der politische Verstand in Deutsch¬

land noch sehr wenig ausgebildet ist, und der Meinung

daS Wort zu reden, daß eigentlich fast überall in Deutsch¬

land die völlig unumschränkte RegieruugSsorm die geeig¬

netste sei. In jedem Fall liefert dieser Umstand einen

Beweis mehr, wie oberflächlich und unrichtig so viele

Liberale den Zustand der Dinge beurtheilen, da in ihren

Deklamationen über die Einführung konstitutioneller Ver¬

fassungen „die politische Mündigkeit" der deutschen VolkS-

stämme ein stehender Artikel ist. lieber diese angebliche

politische Mündigkeit der Deutschen werden Staatsmän¬

ner, welche Mitglieder von Regierungen sind und folg¬

lich die Mündigkeit der Uuterthanen am besten beurthei¬

len können, oft lächeln müssen!
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H. Z88.
Als Folge theils des Mangels an einem politischen

Leben, theils der Tendenz, die Kräfte der nntern Klas¬
sen der bürgerlichen Gesellschaft als Stützpunkt zn be¬
nutzen, werden manche öffentliche Acmter oder Verrich¬
tungen in Preußen bezahlt, mit welchen in Frankreich
keine Besoldung oder Diäten oerknüpft sind. Die Bür¬
germeister und zum Theil die Stadträthc werden nach
der preußischen Städte-Ordnung besoldet; in Frankreich
ist das Amt des Bürgermeisters und der Beigeordneten
desselben unbesoldet. Die Mitglieder der Provinzialstände
und der Kreisständc empfangen während der Daner ih¬
rer Funktionen Diäten; in Frankreich erhalten so wenig
die Mitglieder des Departementalratheswie der Depn-
tirten-Kammer irgend eine Vergütung.

Hier ist nicht die Rede davon, waS grundsätzlich in
dieser Hinsicht am besten, oder was in Preußen ausführ¬
bar ist; sondern ich erwähne der vorstehenden Verhält¬
nisse nur als eines Beleges, wieviel mehr man in Frank¬
reich als in Preußen bemüht ist, in dem Wesen der
Sraatscinrichtungen den politischen Einfluß in die Hände
der vermögenden Klasse der Staatsbürger zu legen.

Auch die Einrichtung der Gerichte trägt in Frank¬
reich diesen Charakter. Das Friedensgericht ist, seiner
Stellung und der unbeträchtlichen damit verbundenen
Besoldung nach, grundsätzlich mehr ein Ehrenamt für
einen der angesehcnern und vermögender» Bewohner des
Kantons, als ein Broddienst für Unbemittelte. Die Mit¬
glieder der Tribnnäle sind so schwach besoldet, daß sie,
ohne einigermaßen vermögend zu sehn, kaum ihrem Range
gemäß leben können; und wirklich sind die Richterstellen
in Frankreich auch zum großen Theile von Männern be¬
setzt, die Einkünfte ans eignen Mitteln besitzen, und ne¬
ben denselben gern eine ehrenvolle und unabhängige Stel¬
lung im Staatsdienste einnehmen wollen.

In Preußen hat das Richteramt eine weniger eh¬
renvollen und unabhängigeStellung, als in Frankreich,
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und die Gerichte sind zugleich verwaltende vormnndschast-

liche Behörden, als Hypotheken-Aemter, und — wegen

der Sporteln-Einnahme — als Steuer-Aemter zu be¬

trachten.

Ohne Zweifel kann ein Staat in den gewisserma¬

ßen aristokratischen Einrichtungen, die, wie vorstehend

gezeigt worden ist, in Frankreich bestehen, auch zu weit

gehen, was hier nicht näher beleuchtet werden soll. In¬

dessen scheint mir, daß sehr hanfig bei den llrtheilen

deutscher Gelehrten über das französische Gerichtswesen

und andre französische StaatSeinrichtnngen der höher da¬

mit verbundene Staatszweck völlig unbeachtet bleibt; in

diesem Falle kann daS Unheil unmöglich gediegen seyn.

Ueberhanpt ist für die Bewohner der meisten deutschen

Staaten deshalb schwer, über jene Einrichtungen richtig

zu urtheilen, weil sie in solchem Maße an das Vielver¬

walten durch besoldete Beamte gewohnt und der politi¬

schen Thärigkeit der Staatsbürger so entwöhnt sind, daß

die meisten Menschen sich gar keinen Begriff von einer

völlig entgegengesetzten Staatseincichtnng machen können;

ja es giebt Leute, die im Staate nicht viel mehr sehen,

als einen zur Verwaltung geeigneten Gegenstand.

Die kleinern deutschen Staaten befinden sich hinsicht¬

lich der vorerwähnten Einrichtungen in einem ähnlichen

Znstande wie Preußen, und sieben also auch in dieser

Beziehung im Vergleiche gegen Frankreich im nämlichen

oder ziemlich gleichen Verhältnis;.

H. 289.

Fast alle Beamte in Preußen haben eine eben so

sichere Stellung wie die Richter, und unter Beamten

versteht man fast jeden Angestellten.

Ans diese Weise ist die preußische Beamtenwelt bei¬

nahe eine Macht geworden. Die Elemente derselben find,

der großen Mehrzahl nach, demokratischer Natur, und

demokratisch sind auch meistens die politischen Ansichten

der preußischen Beamten; sie wollen, insofern politische

Rechte ertheilt würden, daß Jedermann, der Bildung
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hat, dieselben besitze, und der Hobe Wahl-Zensus in
Frankreich ist ihnen eine schlechte Geldherrschaft; gegen
eine mächtige Aristokratie sind sie sehr eingenommen, t^o
sind wenigstens sehr viele preußische Beamte gesinnt, und
ihre Antipathie gegen ein unabhängiges Polen hatte znm
Theil Abneigung gegen die Aristokratie znm Grunde, wie
dies; auch ans den gegen die Polen gedichteten Liedern
eineS berühmten preußischen Staatsmannes hervorgeht.

H. 390.
Mehrere Zweige der Verwaltung sind in Preußen

ausgezeichnet gut besorgt, und die zahlreiche Beamtenwelt
zeichnet sich meistens durch Humanität und guten Willen
ans. Dieß rührt daher: daß mehr verwaltet als regiert
wird; daß die Staatsregiernng eine große Sorgsalt ans
wissenschaftliche Bildung der Beamten verwendet; und
vorzüglich, daß Humanität und Ordnungssinn vom Thron
herab ans die Verwaltung übergeht. Diesem verdanken
wir die Vorzüge, welche Preußen in vorstehender Bezie¬
hung vor Frankreichs Verwaltung hat.

Dagegen findet seit geraumer Zeit ein wesentlicher
Unterschied in dem Organismus der Staatsregiernng in
Preußen im Vergleiche nicht nur gegen Frankreich, son¬
dern auch gegen andre große Staaten, namentlich Oester¬
reich Staat, der vielleicht nicht ein Vorzug genannt wer¬
den dürfte.

In Frankreich wie in Oesterreich stellt der Monarch
einen ausgezeichneten Staatsmann an die Spitze des Mi¬
nisteriums, damit Ein Geist oder Harmonie in der Staats¬
regiernng, sowohl in den Beziehungen zum Auslände
als zur iiinern Verwaltung vorherrsche.

In Preußen ist diese früherhin bestandene Einrich¬
tung seit Iahren eingegangen. Jeder in einem besondern
Fache angestellter Minister und außerdem die Hanptver-
walmng der Staatsschulden, der Chef der Postverwal-
tnng und derjenige der Seehandlung stehen in vollkom¬
mener Parität nebeil einander in immediatem Verhält¬
nisse znm Monarchen; meistens gehen indessen die An-
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träge dieser verschiedenen obersten Verwaltnngs-Bchörden

noch durch die Hände der außerdem angestellten Kabi-

netsminister oder geheimen Kabinetsräthe zum Vortrage

bei dein Könige. Insofern in Preußen nicht eine Aus¬

nahme von der nothwendigen naturgemäßen Folge einer

solchen Einrichtung stattfindet, scheint dieselbe eine häufige

Kollision der Ansichten und eine Verschiedenartigkeit der

allgemeinen Rcgierungs- oder Verwaltung!?-Grundsätze

unter den obersten Verwaltungs-Behörden mit sich brin¬

gen zu müssen; möchte doch sogar vielleicht eine oder die

andre der letztern als eine oberste und immediate gar

nicht bestehen, wenn der Ches einer andern erster Mini¬

ster oder Staatskanzler wäre.

H. 291.

Staatsmänner und Publizisten in Preußen äußern

vielfach eine große Achtung für das geschichtliche Prinzip,

oder für geschichtliche Ausbildung. Darunter kann ver¬

nünftigerweise nur verstanden werden: Achtung und Be¬

rücksichtigung der Lehren der Geschichte; Abneigung ge¬

gen solche Maßregeln, welche im Widerspruche mit dem

allmählig entwickelten Kultur-Zustande der Nationen ste¬

hen; die Ansicht, daß den Racen oder Nationen ein ei-

genrhümliches politisches Bildungs - Prinzip innewohnt,

nach welchem sie sich vorzugsweise zu dieser oder jener

Verfassung hinneigen.

Solche Berücksichtigungen sind im höchsten Grade

vernünftig; sie führen zum Verständnis? der Gegenwart

und der Zukunft, und sie lehren den Staatsmann, die

so sehr in neuerer Zeit fortgeschrittene Sraatswissenschast

mit praktischer Weisheit anzuwenden; dem ruhigen und

denkenden Beobachter der Ereignisse machen sie begreif¬

lich, daß so häufig Maßregeln und Unternehmungen der

Regierungen, der Völker und einzelner Klassen von

Staatsbürgern gerade das Gegenrheil des beabsichtigten

Zweckes bewirken, so wie, daß von vorn herein ein sol¬

cher Erfolg voil so manchen einsichtsvollen'Männern gar

nicht vorausgesehen wurde, und daß diese, gerade in Be-
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ziehnng auf jene Maßregeln und Unternehmungen,mit
einer Art moralischer Blindheit geschlagen sind. Dadurch
eben offenbart sich das kaum bemerkbare innere geschicht¬
liche Entwickelnngs- Prinzip der Nationen, oder, vom
höchsten Standpunkte betrachtet, der Gang der Weltre-
gicrnng; die einzelnen Menschen, klug und weise oder
beschrankt und thöricht, welche anscheinend das Schicksal
der Völker lenken, sind, sich selbst unbewußt, nur Werk¬
zeuge des Prinzips oder des höhern Geschicks, und was
sie auch thnn mögen es abzuwenden, so befördern sie
dasselbe gleichwohl, und hansig am meisten, indem sie
sich strauben oder zögern, unvermeidliche Nothwendigkeit
anzuerkennen.

Nur wenige ans dieß geschichtliche Entwickelnngs-
Prinzip sich beziehende Bemerkungen mögen hier, als
Veranlassung zu ernstem Nachdenken der Staatsmänner,
mir gestattet sepn.

Es liegt ein mächtiger erhaltender Zug darin, wenn
eine Nation Gluck und Unglück mit einer Dynastie er¬
lebt hat, und mit derselben herangewachsen ist. Dieß ist
auf mehrere Theile Preußens im vollen Maße anwendbar.

In Frankreich ist die Kultur um vieles älter, als
in Deutschland. Sollten die Staaten, wenn sie von der
Barbarei zur Kultur sich erheben, nicht auch ihre Iüng-
lings-Iahre haben, wo sie noch nicht im Reinen mit sich
selbst sind über den höhern Zweck des Lebens?

Die Monarchie ist wenigstens doppelt so alt in Frank¬
reich als in Deutschland. In mehreren Theilen Preu¬
ßens und in den kleinern deutschen Staaten ist kaum ein
Menschenalter vergangen, seitdem der Fürst den Unter-
thanen vor dein Reichsgerichte zu Recht stehen mußte.
Die Souveränität einiger kleinen deutschen Fürsten datirt
sogar nur von der Vollmacht, welche ihnen Napoleon
dazu im Rheinbünde ertheilte.

Die Landeshoheitbildet sich in Frankreich so ans,
daß sie allmählig die Vasallen unterdrückte; in Deutsch¬
land aber so, daß die Vasallen sich unabhängig von der
Landeshoheitmachten, die größern und einige kleinere sie

20
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selbst erwarben und sich mehrere der Mit-Vasallen un¬
terwarfen.

Frankreich ist seit Jahrhundertenzur Einheit gelangt;
in Deutschlandist stetS der Federalisinus vorherrschend
gewesen.

Eine allgemeine Volksbewaffnung, nachdem die be¬
sondre Veranlassung zu derselben vorüber, ist in einer
unumschränkten Monarchie eine ganz neue Erscheinung.

H. 292.

Ein wesentlichesElement der preußischen Staatsein-
richtuugen ist, wie jeder Staatsmann zugiebt, die Liebe
zum König. Dies; so schöne in Preußen jetzt überall
vorherrschende Gefühl muß deßhalb in einer politischen
Abhandlung augeführt werden, weil in demselben die
Hauptstarke der Sraatsciurichtungen liegen dürfte, denn
wie wäre sonst bei den sorgsam gepflegten demokratischen
Elementen eine Monarchie, und besonders eine erbliche
und unumschränktenur ein halbes Meuscheualter möglich!

Daß Staatsmänner alles Ernstes die Erhaltung des
Staates als eines Ganzen und als erbliche und starke
Monarchie auf Liebe zum Könige, bei einer schwa¬
chen und täglich schwächer werdenden Aristokratie,ohne
stehendes Heer nach dem frühern Prinzip, bei Volksbe¬
waffnung und mir Nähruug der demokratischen Elemente,
ballen wollen, und selbst, daß es bisher mit Erfolg ge¬
schehen ist, — dieß ist der schönste Ehrentempel, der je
dem König eines großen Staates errichtet werden kann.

Ist diese kühne Idee auf die Datier, das heißt für
Generationen, — denn das Leben eines Staates und
der Dyuaftieeil muß mit einem größern Maßstabe als
dem des Menschenlebens gemessen werden, — ausführ-
bar, so bricht in der Geschichte Enropas ein neuer Ab¬
schnitt an: die Staatsregierungen stützen sich nicht mehr
auf Kräfte, sondern vorzüglich auf Gefühle. Dann hätte
Lafavetre mit seiner inounrebik uvee lles iustitutious
ichpublieuinos doch so Unrecht nicht, und diese wäre we¬
nigstens in Deutschland ausführbar.
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Verschieden von dein vorerwähnten Gefühl ist die

Gewohnheit des Gehorsams, die Macht der Tradition.

Daher ist eine alte Dynastie als solche stets stärker als

eine nene; daher rührt es, daß diese letztem allezeit mit

vielen, der Nation höchst nachtheiligen Schwierigkeiten

zn kämpfen hat. Glücklich ist Prenßen in dieser Bezie¬

hung im Vergleiche gegen Frankreich.

H. 293.

Ich habe daS Wesen der prenßischen Staatseinrich-

tnngen bisher geschildert, wie dasselbe ist oder mir zn

seyn scheint. Obgleich der Gang der Entwickelnng der

politischen Kräfte in Prenßen nach meiner Meinung mehr

geeignet ist, demokratische Liberale zn erfreuen, als die

Besorgnisse von Männern zn beseitigen, die nicht nur

den König sondern das erbliche und starke Königthnm

lieben, die dieses als eine nothwendige Bedingung zn

Preußens anhabendem Wachslhnm in Macht und Pros¬

perität betrachten, und die unter Liebe zum Könige etwas

andres und größeres verstehen, als die, weder Geist noch

Einsicht erfordernde, Wiederhohlnng der schon in den

mannichsaehsten Formen vorhandenen Floskeln der Schmei¬

chelei und der Kriecherei, — so bin ich sehr fern von der

Anmaßung, zu glauben, daß meine Darstellung die An¬

nahme eines ganz andern Systems bewirken werde. Sollte

auch das Wesen der prenßischen Staatseinrichtnngen und

ihrer Tendenz oder Folgen von mir vollständig richtig

aufgefaßt worden seyn, würde auch die Schilderung von

einer glänzender!! Federn als der meinigen gemacht, —

dennoch wird kein andres System, einer solchen Schilde¬

rung wegen, angenommen werden; denn jede Staatsre¬

gierung hält ihren Gang für richtig und vortrefflich, wenn

er ruhig und bequem ist. Deßhalb ist, was ich hier bei¬

läufig und im Allgemeinen bemerke, die Ruhe und Be¬

quemlichkeit im .Regieren nicht allemal eine Bürgschaft

der Sicherheit und Festigkeit, auch häufig kein Element

der Größe oder der Kraft der Staaten; dieß letztere schon

deßhalb nicht, weil nur die Schwierigkeiten die großen

2V*
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Talente in die Höhe zu bringen vermögen. Wo keine
großen Kräfte zu leiten oder zu bändigen sind, tritt eine
Art von Flachheit ein, bei welcher das Regieren eine
leichte Sache ist, bei jenen ist Talent und Kraft dazu
eine nothwendige Bedingung; deßhalb erzengt in großen
Staaten nicht nur die parlamentarische konstitutionelle,
sondert« auch die unumschränkte ans das stehende Heer
und eine mächtige Aristokratie gestützte Regierung Staats¬
männer im höchsten Sinne des Wortes, denn bei beiden
sind große Kräfte zu leiten, und andre im Zaum zu
halten.

Die folgenden Kapitel werden größtentheils Ansich¬
ten und Wünsche enthaltet«, welche mit dem Wesen und
der Tendenz der preußischen Staatseinrichtungenverein¬
bar sind; deßhalb ließ ich die Schilderung der letzteren,
und die Bemerkung vorangehen, daß ich nicht sobald ei¬
nen wesentlich verschiedenen Gang der preußischeu Staats¬
regierung erwarte.

H. 294.

Hier lasse ich noch einige Bemerkungen folgen, zu
welchen die bis jetzt in dieser Abthcilung dargestellten
Verhältnisse Veranlassunggeben.

Es ist ein großer Jrrthmn, zu glauben daß Ideen
und Kräfte nicht bestehen, wenn durch Zensur und Bü¬
cherverbote die Aeußernng ihres Daseyns verhindert wird.
Indessen kann dadurch die Verbreitung der ersten« und
die politische Ausbildung der letztern einigermaßen aufge¬
halten werden; gleichwohl hat der Druck der Feudal-Äri-
storratie in England bei vollkommen freier Presse sich bis
jetzt erhalten, weil sie die Schwerkraft im Staate, und
so politisch klug war, ihre Interessen nicht von den gro¬
ßen Staatsinteressenzn sondern.

Wenn in Dentschland einmal die Presse eben so
frei wie in England und Frankreich sehn sollte, so wer¬
den einige Jahre vergehen, bis die Haupt-Ansichten über
innere und äußere Politik klar hervortretet«.

Die Liberalen in Deutschland sind zum großen Theile
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liberal im Sinne der französischen Opposition; jedoch mit
dem wesentlichen Unterschiede, daß die deutschen Libera¬
len, besonders Gelehrte, hanfig mehr philantropisch als
national der Freiheit ergeben sind.

Manche von den Franzosen in den neunziger Jah¬
ren gehegten Ansichten und gemachten Versuche, die sie
als unpraktisch langst ausgegeben haben, werden in Deutsch¬
land anss neue versucht, z. B. das allgemeine Stimm¬
recht, doppelte Wahlgrade; was aber die Franzosen be¬
sonders zweckmäßiggefunden haben, ihre einfache Ver¬
waltung und Justiz-Einrichtung, will noch nirgends in
Deutschland in Aufnahme kommen. Dieß letztere rührt
daher, daß in Deutschland der Beamten-Stand viel Ein¬
fluß hat, weil er zahlreich ist, und weil die Deutschen
gewohnt sind, sich in vielen Dingen und Verhältnissen
in solchem Maße administriren und führen zu lassen, daß
ihnen dieß zum Bedürfniß geworden ist.

Der Uebergang von der Sklaverei zur Leibeigenschaft
oder der Hörigkeit war ein großer Fortschritt der Herr¬
schaft der Humanität; die völlige Aushebung der Leibei¬
genschaft und aller Fendal-Lasten, und die Gewährung
gleicher bürgerlichen Rechte für alle Staatsbewohner, ver¬
bunden mit politischer Freiheit, würde ein zweiter großer
Fortschritt sehn. Aber außer Frankreich hat noch kein
großer Staat, selbst Nordamerika nicht, das Problem
vollständig zu lösen gesucht, mit diesem ganz neuen
noch nie im Staate nlebcn vorgekommenen Zn¬
stande eine starke und gute Regierung zu ver¬
einigen. In diesem großen Versuche ist Frankreich seit
vierzig Jahren begriffen, und es scheint das Problem
gelöset oder der Lösung nahe zu sehn. Wir Deutschen,
obgleich manchmal altväterisch, und als wären wir die
Erfahrenem und politisch Klügern, über die französischen
Staatseinrichtnngen urtheilend, fangen eigentlich erst an,
die Lösung des nämlichen Problems zu versuchen. Es
ist eine schwere Prüfung für eine Nation, die erste sehn
zu müssen, welche den Uebergang aus dem frühem ge¬
sellschaftlichen Zustande in einer ganz neuen darstellt;



Zw

deshalb, wie auch die National-Eitelkeit durch deu Vor¬

rang iu dieser Bahu genährt werden mag, ist ein solider

Vorrheil damit verbunden, Nachfolger in der letztern zu

sehn, denn die mannichfachsten Erfahrungen des Vor¬

gängers können benutzt, und ans diese Weise Experimente

von den unglücklichsten Folgen vermieden werden.

Die größte Verwirrung der Begriffe und Ansichten

rührt daher, daß herangewachsene Kräfte des Staates

mit einzelnen Meinungen verwechselt werden; dieß ge¬

schieht, mitunter absichtlich, von Absolnlisten und Aristo¬
kraten wie von Liberalen.

Der Mittelstand ist in Europa der Monarchie im

Allgemeinen zugethan, und zwar deshalb, weil er seine

Zeit nothwendig zur Arbeit gebraucht, und daher eine

gewisse politische Ruhe und Stabilität liebt. Gleichwohl

kann derselbe der Monarchie, oder wenigstens einer Dy¬

nastie gefährlich werden, wenn er der Anzahl, dem Ver¬

mögen und der Bildung nach kräftig geworden ist; ent¬

weder indem ihm der politische Einfluß, nach welchem er

alsdann gewöhnlich naturgemäß strebt, hartnäckig ver¬

weigert, und dadurch der Monarchie oder einer Dynastie

feindlich gesinnt wird; oder auch, indem er, behaglich

und zufrieden in seinem Zustande, durch eigne und durch

Schuld der Regierung, ohne politische Klugheit und Kraft

bleibt, und deshalb beim Hervorbrechen gefährlicher anar¬

chischer Elemente weder zur Unterdrückung noch zur Lei¬

tung derselben geeignet ist. Durch ein Verhältnis, wie

dieß letztere, ist die belgische Revolution zum großen Theil

entstanden und erfolgreich geworden.

Die belgischen Liberalen haben in der Staatsverfas¬

sung und dem Wahlgesetze einige Ansichten der französi¬

schen Oppositions-Parthci und mancher deutschen Libera¬

len verwirklicht; die erste Folge davon ist gewesen, daß

sie ihrem Zwecke, sich eine beträchtliche Majorität in den

Kammern zu verschaffen, verfehlten; es wird an noch

mehr Lehren auch in der Folge nicht fehlen.
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Acht und sechzigstes Kapitel.
Die Zunahme des W o h l st a n d e s.

H. 295.
Bei Darstellung der Steuer-Verhältnisse ist häufig

eine mehr oder weniger beträchtliche Zunahme des Ge¬
brauchs von mancherlei Gegenständen, die Bedürfnisse
oder Luxus-Artikel sind, bemerkbar geworden. Auch die
Bevölkerung hat zugenommen. Es ist daher eine allge¬
meine Zunahme des Wohlstandes, der so oft vorkommen¬
den Klagen über angebliche allgemeine Verarmung un¬
geachtet, nicht im mindesten zu bezweifeln.

Der Beweis, daß die vorstehende Folgerung richtig
sei, gehört nicht hieher, da ich für Leser schreibe, denen
ich die bekanntesten und erwiesensten Wahrheiten der Leh¬
ren der Staatswirthschaft nicht zu erläutern brauche. Nur
das sei hier bemerkt, daß man sich die allgemeine Zu¬
nahme des Wohlstandes nicht so denken muß, als wenn
nun die meisten Menschen so oder soviel Thalcr an Ver¬
mögen mehr als früher besitzen mußten; dich ist zwar
auch zum Theit der Fall, aber die Haupt-Zunahme be¬
steht darin, daß im Durchschnitt die Menschen sich bes¬
ser nähren und kleiden, bequemer und gesunder wohnen
und überhaupt ein annehmlicheres Leben als früher füh¬
ren können.

H. 296.
Dieser Znstand der Dinge hat folgende Ursachen:
1) Der Friedensznstand, durch welchen die Men¬

schen allgemein mehr als im Kriege der produktiven Thä-
tigkeit zugeführt werden. Außerdem hörc in demselben
der große Nachtheil des Krieges ans, daß in letzterm so
viele Wcrrhe unproduktiv, oder ohne Genuß für die Men¬
schen vernichtet werden; diese Werthe werden im Frieden
entweder produktiv, das heißt zur Hervorbringnngneuer
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Werth?, verwendet, oder sie werden als Lebensgenüsse
verzehrt oder vernichtet.

2) Die großen Fortschritte, welche die Knnst zu
produziren gemacht hat. Dahin gehören: die Verbesse¬
rungen der Landwirrhschaft, die Fortschritte der Phisik
und Mechanik und die allgemeinere Anwendung dieser
Wissenschaftenans die Produktion, so wie überhaupt die
mehr und mehr eintretende Theilnng der Arbeit, und vor¬
züglich auch die Beschaffungwohlfeiler Transportmittel.

Will man beurtheilen, inwiefern die Regierungen
zur allgemeinen Zunahme des Wohlstandes beigetragen
haben, so muß berücksichtigt werden nicht nur was sie
gethan, sondern auch was sie unterlassen haben, denn
auch die Unterlassung schädlicher Maßregeln ist verdienstlich.

Preußen hat zwar an der Politik, welche 1818—
1830 von den Kontinental-Machten befolgt worden ist,
Theil genommen, aber es hat unterlassen, kostspielige
Kriege zur Unterdrückung oder zur Begründung dieses
oder jenes Regierungs- oder Verfassung?-Systemcszu
führen; Frankreich oder vielmehr die BourbonischeRe¬
gierung hat aber den Krieg zur Unterdrückung des kon¬
stitutionellen Systemes in Spanien geführt.

Preußen hat emsig den Volksunterricht befördert,
nützliche Kenntnisse verbreitet, Kunststraßen gebaut und
in gutem Stand erhalten. Die Bonrbonen in Frankreich
unterhielten systematisch die Unwissenheit des Volks, lie¬
ßen die früher gebauten Kunststraßen in Verfall gera-
then, und thateu sehr wenig zur Verbreitung nützlicher
Kenntnisse. Die Fortschritte Frankreichs in dergleichen
Kenntnissen, im Volksuntcrricht und in Anlegung wohl¬
feiler Transportinittel, sind fast ohne Ausnahme nicht
das Verdienst der BourbonischenRegierung, sondern
vielmehr ohne ihr Zuthun oder gar gegen ihren Willen
gemacht wordeu.

Ueberhaupt ist bei allen europäischen Landern, wo
der allgemeine Wohlstand zugenommen hat, der Kultur-
Zustand oder auch die Tendenz des Jahrhunderts, die
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ans das materielle Wohlsehn der Menschen einwirkeirden
Kenntnisse zn kultiviren nnd anzuwenden, mehr die Ur¬
sache jener Zunahme als die von den Regierungen ge¬
nommenenMaßregeln es sind. So z. B. ist der ver¬
mehrte Wohlstand in der Rheinprovinz zum großen Theil
die natürliche Folge der unter der französischen Regie¬
rung vorgegangenen Veränderungen in den Personen-
und EigenthnmS-Verhältnissen,und der Justiz-Einrich¬
tung, verbunden mit dem Friedens - Znstande; das Ver¬
dienst der preußischen Staatsregiernng aber besteht darin,
jene Verhältnisse und jene Einrichtung nicht wesentlich
abgeändert zn haben, wie sehr dieselbe auch dazu von
Männern aufgefordert seyn mag, die das Beste wollen,
aber .es nicht einzusehen vermögen, weil ihr Verstand
nicht durch den Nebel der Vornrtheiledurchdringen kamt.

Zur Vervollständigungder Ansichten über die all¬
gemeine Zunahme des Wohlstandes führt der Inhalt der
nächstfolgendenKapitel.

Nenn und sechszigftes Kapitel.
Das Verhältnis; der Besteuerung in den preußischen

Provinzen und in Frankreich. Die Zunahme

der Bevölkerung.

H. 297.
In der ersten Abtheilnng habe ich zu zeigen gesucht,

wie höchst irrig die Ermessnng der Stcuerhöhe nach dem
Maße des Stenerantheils ist, der auf den Kopf der Be¬
völkerung fällt, wie das Einkommen oder Vermögen,
und, in Ermangelung einer Abschätzung desselben, der
Reinertrag der Grundgüter und das Haupt - National¬
vermögen ein weit angemessenerer und richtigerer Maß¬
stab der Stenerhöhe sey.

Dieß vorausgesetzt, kann das Verhältniß der Be-
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stcucrnng in den preußischen Provinzen und in Frank¬
reich ans den Tabellen 4, 5, 7, 8 und 9 ermessen wer¬
den. Ich verweise den forschenden Leser auf dieselben,
und erwähne hier nur einige Verhältnisse.

Die Grundsteuer ist (nach Tab. 7,) ohne Be¬
rücksichtigungder Zuschläge für Gemeinde-Bedürfnisse,
in Frankreich nur um eine Kleinigkeit, nämlich um ein
Mehr von 9,° ^' Prozent vom Reinerträge der Grnndgüter,
oder um 9/^ Prozent höher als durchschnittlich in
Preußen; dagegen ist sie höher in der Rbei„Pro¬
vinz als in Frankreich, und zwar um 7,°^ Pro¬
zent vom Reinerträge der Grundgüter, oder um unge¬
fähr 59 Prozent nach dem Betrage der Steuer im Ver¬
hältnis zu jenem Reinerträge.

Die direkten Steuern sind höher als in
Frankreich: in Preußen nach Maßgabe des Rein¬
ertrages der Grnndgüter um 16z Prozent, nach dem
Maßstabe dcS Haupt - Nationalvermögensum ungefähr
11 Prozent; in der Rh ei „Provinz nach dem erstem
Maßstabe um 56? Prozent, nach dem andern um 51
Prozent.

Die Steuern von Getränken und Lebens¬
mitteln, fexclnsive der Zölle auf ausländische,) ein¬
schließlich der Kommunal-Zuschläge,sind in Preußen
durchschnittlich höher als in Frankreich um 89z
Prozent nach dem Maßstabe des Reinertrages der Grnnd¬
güter, und um 72 Prozent nach dem des Hanpt-Na-
tionalvcrmögcnS.

Die Stempelsteuer, daS französische Enregistre-
mcnt mitbcgrissen, ist in Frankreich höher als in
Preußen um 219 Prozent nach dem Maßstabe dcS
Reinertrages der Grundgüter und um 238 Prozent nach
jenem des Haupt-Nationalvermögens.

Die sämmtlichcu indirekten Staats steuern
sind in Preußen höher als in Frankreich um
71 z Prozent nach dem Maßstabe des Reinertragesder
Grnndgüter, und um 62^ Prozent nach jenem des
Haupt-Nationalvermögens.



Die sämmtlichen Staats- und Gemeinde-
Stenern sind höher als in Frankreich: in Preu¬
ßen um 51 Prozent nach dein Maßstahe des Reinertra¬
ges der Grundgüter, und um 40 Prozent nach jenem
des Hmipt-Natioualvermögens;in der Rheinprovinz
um 67 Prozent nach dem ersten: Maßstäbe, und nach
dem andern um 6? Prozent.

Die nämlichen betragen auf den Kopf der
Bevölkerung 2 Rthlr. 8 Pf. in Frankreich mehr als
in Preußen, welches ungefähr 44 Prozent sind; die ge¬
wöhnliche Annahme war bisher, daß der Franzose im
Durchschnitt doppelt so viel an Stenern entrichte, als der
Preuße, oder daß die Differenz 100 Prozent betrage.

H. 298.
Es ist daher nicht zu bezweifeln, daß die Steuern

im Ganzen in Preußen beträchtlich höher als in Frank¬
reich sind, und nur solche, die den Luxus und das Ver¬
hältnis:, z. B. die Tabakssteuer, der Stempel und das
Lurogistoomont.

Gleichwohlwerden in Frankreich mehr Klagen über
Steuerdruck laut als in Preußen, und wirklich ist das¬
selbe hier nicht in dem Maße größer als dort, wie es
nach dem Verhältnis: der Stenerhöhe der Fall sehn müß¬
te; dies; ist schon deshalb als Wirklichkeit anzunehmen,
weil die Bevölkerung in Frankreich seit 15 Jahren we¬
niger als in Preußen gestiegen ist. Woher denn die vie¬
len Klagen über hohe Stenern in Frankreich, und woher
der im Verhältnis; zum wirklichen Stcucrmaße so große
Steuerdruck, da doch der Franzose sich im Vergleiche ge¬
gen den Preußen und besonders gegen den Rheinprcnßen
stencrleicht fühlen müßte? — Diese Fragen drängen sich
natürlich ans, und ich will in der Kürze meine Ansicht
darüber sagen.

Da in Frankreich die Presse frei ist, kommen die
Klagen, gegründete und nngegründete,weit mehr an dee
Tag, als in Preußen, und in den Oppositions-Journa-
lcn sind die hohen Stenern natürlich ein stehender Artikel.
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Der Franzose ist weniger geduldig, weniger gemüth-
licl) als der Deutsche; dieser letztere gewöhnt sich an eine
Last, und trägt sie dann ohne Murren so gut er kann.
Sodann ist aber auch der Deutsche fleißiger oder arbeit¬
samer als der Franzose, wenigstens als derjenige des süd¬
lichem Frankreichs; der Unterschied, welcher in dieser Be¬
ziehung zwischen dem südlichen und dem nördlichen Fran¬
zosen besteht, ist von C. Dnpin, den Resultaten nach,
in Zahlen nachgewiesen worden. Die größere Geduld
und Arbeitsamkeitdes Deutschen oder des Preußen sind
daher als ein Kapital zu betrachten, welches zu einem
großen Thcile die höhern Stenern, die derselbe im Ver¬
gleiche gegen den Franzosen zu entrichten hat, ausgleicht;
ein Kapital, welches durch den bessern Volksunterricht in
Preußen noch vermehrt wird.

Vorzüglich aber tragen zwei Einrichtungen in Frank¬
reich dazu bei, den Vortheil, den dasselbe hinsichtlich des
Stenermaßes vor Preußen voraus hat, aufzuwiegen: die
Art, in welcher die Stenern von Getranken entrichtet
werden, und das Probibitiv-Zollsystem.

Der erstere Uebelfland besteht darin, daß die Stenern
nicht auf einfache Weise, wie in Preußen, sondern auf
mannichsache Art und dergestalt erhoben werden, daß
eine große Beschränkung des freien Verkehrs
für eins der Haupt-Prodnkte Frankreichs ein¬
tritt; der Betrag der Steuer ist der Produktion weit
weniger nachtheilig, als diese Erhebnngsweise derselben
und als die damit verbundene Anstellung eines Heeres
von Angestellten.

Noch nachtheiliger ist das Prohibitiv-System, nach
welchem die Einfuhr fast aller Fabrikate, zu denen Wolle
und Baumwolle verwendet werden, verboten, jene der
übrigen Fabrikate sehr vertbenert und erschwert wird, und
die nothwendigsten Bedürfnisse, z. B. Eisen, Getraide,
Fleisch, außerordentlich vcrthenert werden.

Der Beweis, wie nachthcilig ein solches System im
Allgemeinen, der Theorie nach, wird, ist so bündig von
den ersten Lehrern der Staatswirthschaft geführt worden,
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daß ich dich unbedenklich als eine erwiesene Wahrheit

voraussetze; ich zeige daher nur mit wenigen Worten,

wie dieselbe durch daS Beispiel Frankreichs bestätigt wird.

Frankreich ist ein durch produktive Natnrkräfre, ins¬

besondere durch die Vorzüglichkeit deS BodenS nnd deS

KlimaS so gesegnetes Land, daß eS, wenn nicht durch

jeneS System die natürlichen Verhaltnisse völlig verrückt

worden wären, eine Menge Erzengnisse besonders wohl¬

seil prodnziren nnd ausführen müßte; nun aber wird die

Ausfuhr deS UeberflusseS gehemmt, uud dieser wird da¬

durch im Lande selbst so wohlfeil erhalten, daß die Pro¬

duzenten nur wenig daran gewinnen. Durch die hohen

Einfuhrzölle auf Eisen und Fabrikate anS Eisen werden

einige Bergwerke und Eisenwaaren-Fabriken künstlich her¬

vorgerufen und erhalten; dagegen wird einS der norhwen-

digsten Bedürfnisse, daS Eisen, für 32 Millionen Men¬

schen enorm vertheuert, so daß die einfachsten nnd am

meisten gebrauchten Werkzeuge, Hz. B. der Pflug, die

Art, daS Messer,) wie die größten uud künstlichsten Ma¬

schinen zum Theil daS Doppelte von dem kosten, was sie

im natürlichen Laufe der Dinge kosten würden. Die blos

auS diesem Verhältniß hervorgehende Verrheucrung dürste

für Frankreich mehr nachtheilige Wirkungen herbeiführen,

als eine Steuer-Vermehrung von 50 Mill. Fr.; denn

man erwäge nur, wie viel stärker die Ausfuhr französi¬

scher Erzeugnisse, insbesondere deS Weins, sehn würde,

wenn Frankreich dagegen von den nördlichen Ländern

mehr Eisen und Eisenwaaren bezöge, und wie im In¬

nern Frankreichs jeder Bewohner den Kostenaufwand,

der durch die Vertheuerung deS EisenS entsteht, zu einer

wohlfeileru, folglich reichlicher«! Produktion von Wertheu,

oder auch zur Verzchruug von Produktionen oder Wer-

then, folglich zu einem erhöheten Wohlbehagen verwen¬

den würde. Der auf diese Weise für die zahlreiche Klasse

der Wein-Produzenten entspringende Vortheil würde zum

Wohlstaude derselben in so hohem Maße beitragen, daß

dieser auf den Gesammt-Wohlstand des Reichs unendlich

wohlthätiger einwirken müßte, als die Beschäftigung,



313

welche einige tausend Menschen in Eisen-Hütten finden.

Diese Folgerungen will ich mit einer Thatsache und mit

Zahlen klar herausstellen; die erstere ist nur von einem

der einsichtsvollsten und zuverlässigsten preußischen Staats¬

männer, welcher in der Rheinprovinz nicht die erste ad¬

ministrative, aber doch eine höchst angesehene und ehren¬

volle Stellung einnimmt, mitgecheilc^). Bekanntlich soll eine

Eisenbahn von Antwerpen nach Köln gebaut werden. Die

Kosten derselben, so weit sie ans belgischem Boden lauft,

sind von den belgischen Behörden ans 5 Mill. Gulden

veranschlagt worden, und in dieser Veranschlagung sind

natürlich die Kosten der Eisenschienen siuil-^vuv) zu dem

Preise angenommen, den dieselben in Belgien haben.

Nun hat aber früher das Königreich der Niederlande,

und später auch Belgien, die Einfuhr des rohen und

des fabrizirten Eisens mit einem hohen Zolle belegt, der

jedoch nicht so hoch wie der französische Ein¬

fuhr-Zoll ist. Die Folge des Zolles ans jene Eisen¬

bahn ist, daß dieselbe um eine Million Gulden, das ist

um ein volles Fünftel wohlfeiler gemacht werden könnte,

wenn die Eisenschienen zollfrei ans England bezogen

werden dürften. Angenommen nun, daß Zinsen und

Verschleiß jährlich nur 10 Prozent kosten, so muß Bel¬

gien allein für die Eisenschienen einer Eisenbahn von

etwa 20 Meilen jährlich 100000 Gulden vermittelst er¬

höhter Transportkosten steuern, damit einige Bergwerke

mehr bestehen können. Ist nun der Nachtheil bei dem

belgischen Zolle, und allein bei einer Eisenbahn so be¬

deutend, wie groß muß derselbe dann in der Einwirkung

ans den ganzen Verkehr und die Gesammt-Rednkrionen

von Frankreich seyn.

So nachtheilig die Vertheuernng des Eisens ein¬

wirkt, so mehr oder weniger diejenige der andern Arn-

") Seitdem ich obige Zeilen schrieb, ist der verdienstvolle Mann,
— eS ist der Chef-Prastdcnt Telius, — dein Staate und seinen Freun¬
den durch den Tod geraubt worden.
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kel, deren Preist durch hohe Einfuhrzölle uud Pro¬

hibitionen erhöhet werden. Das ganze System rangt eben

nicht, und hat noch den großen Nachtheil, daß es°die

Trägheit der Produzenten befördert, welcheö ebenfalls "eine

Verthenernng der Produkte bewirkt. Als die Rheinpro-

vinz linken .Rheinnfers, welche ihrer gewerblichen Verhält¬

nisse wegen vielleicht durch das französische Prohibiriv-

Systein in einigein Vortheil war, von Frankreich gelrennt

wurde, hatten die Fabrikanten einen schweren Uebergang

von dem privilegirten Znstande in den der freiern Kon¬

kurrenz zu bestehen, bei welcher nur das beste und wohl¬

feilste Fabrikat Abnahme findet.

Solchergestalt ist für Frankreich der große Vorsprang

zum großen Theil verloren gegangen, den es vor Preu¬

ßen hat durch niedrigere Stenern, einfache Verwaltung,

bessere Justiz-Einrichtung, einfachere Verhältnisse des Be-

sitzthnms, größere Theilnng der Grnndgüter, beträchtli¬

chen? National-Reichthnm, glücklichere klimatische und

Boden-Verhälrnisse. Und selbst, wenn dieß ziemlich all¬

gemein erkannt seyn sollte, äußert sich noch der Unstgen

jenes bei oberflächlicher Untersuchung so trüglich schmei¬

chelnden Prohibitiv-Systemes dadurch, daß es nur höchst

schwer verlassen werden kann, weil so viele Interessen

künstlich gebildet und erhalten werdet?, welche ans einmal

schmerzlich zu verletzen und sie den schweren Uebergang

zu einem natürlichen und vernünftigen Znstande der Dinge

bestehen zu lassen, fast keine Staatsregiernng den Much

und die Kraft hat.

H. 299.

Der Inhalt des obigen H. giebt zu einigen Bemer¬

kungen oder Folgerungen Veranlassung.

Das von einem Staate ergriffene Zoll-System ist

von einer weit größern Wichtigkeit hinsichtlich der Ent-

wickelung der ^caalSkräfte, als die meisten Menschen

denken, und wer irgend bei der Entscheidung über da¬

hin einschlagende gesetzliche Maßregeln mitwirkt, der be-
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denke crnft und gründlich jeden Schritt, der auf die
Bahn des Prohibiriv-Systems führt oder dasselbe noch
weiier fortbildet.

WaS für dieses System gilt, paßt auch auf Privi¬
legien, dnrch welche im Innern des Staates das Recht
zu produziren, beschrankt wird, jedoch nur iu sofern, als
durch solche Privilegien nicht höhere Zwecke erreicht wer¬
den sollen, z. B. Erfindungs-Patente für eine gewisse
Dauer von Jabren, das Privilegium der Apotheker :c.
Thöricht ist aber heut zu Tage, in den Innungen und
Zünften von Kaufleuten, Sehnstcrn, Schneidern und an¬
dern Handwerkernnoch nützliche Privilegien finden zu
wollen.

Ohne Zweifel hat das von Frankreich angenommene
Prohibiriv-SystemNachtheil gebracht, jedoch nur einen
sehr unerheblichen im Vergleiche gegen den, welchen
Frankreich selbst dadurch erlitten hat. Denn dieses
ist in Folge jenes Systemes iu der Ausbil¬
dung der Staats-Kraste seit 15 Jahren hinter
Preußen zurückgeblieben, so daß das relative
Macht-Verhältnis der zwei Staaten heute für
Preußen günstiger steht, als vor 15 Iahren.

H. 300.

Die Prüfung der diesem Werke beigefügten Steuer-
Tabellen, wie die Darstellung der Steuern in den vor¬
hergehenden Abrheilnngen wird zu der Ueberzeugnng füh¬
ren, daß die westlichen preußischenProvinzen, insbeson¬
dere die Rheinprovinz;unverhältnismäßighoch besteuert
sind, und zwar vorzüglich dnrch die Grundsteuer.

Es dürfte dazu dienen, jene Ueberzeugnug zu ver¬
starken und zu weiteru nützlichen Forschungen zu ermun¬
tern, wenn ich auf das Verhältnis aufmerksam mache,
in welchem die Zunahme der Bevölkerung seil dem Jahre
18Z1, als der Zeit, wo die neuere Steuergesetzgebung
in Preußen fast ganz eingeführt war, bis zum Jahre
1830 zu der Steuerhöhe und zu steuerähulicheu Ver-
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Hältnissen in den preußischen Provinzen steht. Sehr wohl
weiß ich, daß die Zunahme der Bevölkerung nicht allein
durch die Stenern nnd die steuerpflichtigen Verhaltniste
bestimmt wird, aber ein großer Einfluß derselben ans
jene Zunahme durste unverkennbar sehn.

' Dieselbe betrug (nach M ü bell s Angabe für das
Jahr 1821 und nach der Staatszeitnng 248 von
1881 für 1830,) in dem vorbcmerkten Zeiträume:

In Westphalen 11," Prozent,
— wachsen 12/6 —
— Rheinprovinz 13," —
— Schlesien 14," —
— Posen 14/7 _
— Brandenburg 15," —
— Preußen (Provinz) 16,'° —
— Pommern 1?," .—
— den westlichen Provinzen 12/' —
— — östlichen — 15,°° -—-
im Königreich Preußen 14," —
Vergleichen wir nun das vorstehende Verhältnis: der

Bevölkernngs-Zunahmemir demjenigen der Stenerhöbe,
wie dieselbe in der achten Tabelle unter der Rubrik der
sammtlichcn direkten Steuern nnd der Mahl - nnd
Schlachrstener nach dem Maßstabe des Reinertrages der
Gnmdgnter angegeben ist, nnd mit dem Verhältnis der
hinzutretenden stencrähnlichen Umstände, so werden wir
viel Übereinstimmungfinden.

In Westphalen ist die Zunahme der Bevölke¬
rung am schwächsten. Die Stenerhöhe ist in dieser Pro¬
vinz niedriger als in der Rheinprovinz ; sie betragt nämlich
3 Prozent vom Reinertrage der Grundgüter; aber West¬
phalen leidet dagegen unter mehreren drückenden stener-
ähnnchen Verhaltnissen, die in der Rheinprovinz nicht
Statt finden. Dahin gehört: die preußische Justiz-Ein¬
richtung, eine kostspieligere Gemeinde-Verwaltung, der
Nachtheil der noch nicht völlig aufgehobenen Feudal-La-
sten. Es scheint, daß diese Umstände der Entwickelnug
der Staatskräste mehr Eintrag thnn, als die Differenz

21
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von 5/' Prozent, um welche die Steuern in der Rhein¬

provinz höher sind.

In Sachsen hat die Bevölkerung um 1/? Pro¬

zent mehr als in Westphalen, nnd um 0/' Pro¬

zent weniger als in der Rheinprovinz zugenommen, un¬

geachtet die Stenerhöhe um 12/° Prozent geringer ist,

als in der letzten, Provinz; aber es vereinigen sich in

Sachsen mehrere Umstände, welche diese Differenz hin¬

sichtlich der Wirkung auf die Bevölkernngs - Zunahme

mehr als ausgleichen dürsten, nämlich:

u) In der ganzen Monarchie herrscht Gewerbefrci-

heit, nur nicht in den Theilen, welche früher zum Kö¬

nigreich Sachsen gehörten, und die gröätencheils mit der

preußischen Provinz Sachsen vereinigt sind nnd einen be¬

trächtlichen Theil derselben ausmachen; dort besteht noch

das Zunftwesen und in mehrern Hinsichten der Gewer¬

bezwang.

d) Die preußische Justiz-Einrichtung.

Eine sehr kostspielige Gemeinde-Verwaltung,

c! > Die Grundsteuer ist da, wo sie von dem frü¬

hem Königreich Westphalen herstammt, sin einem gro-

pen Z heile des Regierungsbezirks Magdeburg,) gerade

nicht niedrig; sie ist hoch für den zahlreichen Bauern¬

stand in den Theilen, welche früher zum Königreich Sach¬

sen gehörten, und nur die Rittergutsbesitzer sind daselbst

beinahe grnndfteuerfrei.

P Die Bevölkerung der Städte wird in Sachsen

mehr als in der Rheinprovinz von der Mahl- und

Schlachtsteuer getroffen.

t) Das .Lehnswesen und die damit verbundenen

Lasten.

Das Verhältnis; der Bevölkernngs-Zunahme in der

Rheinprovinz ist nach den vorstehenden Bemerkungen

über Westphalen und Sachsen sehr übereinstimmend mit

jenem der Stenerhöhe.

In Ppmmern hat die Bevölkerung am meisten

zugenommen, und es ist auch wirklich die Stenerhöhe

am niedrigsten, vielleicht um so niedriger, als dort die
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Gutsbesitzer, wie ich an cink andern Stelle bemerkte,

Unterstützungen erhielten.

Diese letzter» waren in der Provinz Preußen am

erheblichsten, und dieß mag eine der Ursachen senn, wes¬

halb daselbst die Bevölkerung mehr als in Branden¬

burg zugenommen hat, ungeachtet die Slenerhöhe in

dieser letztern Provinz niedriger als in der erster» ist.

Auch dürfte der Umstand dabei einwirken, daß in Bran¬

denburg ein weit größerer Theil der stadlischen Bevölke¬

rung mahl- und schlachtstenerpflichtig ist als in Preußen,

so wie auch zu berücksichtigen ist, daß ein Theil von

Brandenburg, der früher zun: Königreich Sachsen ge¬

hörte, noch nicht die Gewerbesreiheit besitzt, sondern noch

die Zünfte und Innungen.

Die Zunahme der Bevölkerung in Schlesien stimmt

so ziemlich mir den: Verhältnis der Steuerhöhe überein.

Im Widerspruche mit der Ansicht über die nahe

Beziehung zwischen Vevölkerungs-Zunahme und Steuer-

Höhe scheint Posen zu stehen, wo die crstere größer als

in Schlesien und Westphalen ist, ungeachtet die Steuer¬

höhe nach der achten Tabelle viel beträchtlicher ist, als

in diesen beiden Provinzen. Indessen dürste diese Er¬

scheinung dadurch einigermaßen erklärlich werden, daß in

Posen die Ablösung der Feudallasten früher begonnen

worden und besonders weit vorgeschritten ist; dieser Um¬

stand dürste um so wesentlicher aus d e Zunahme der

Bevölkerung eingewirkt haben, als jene Lasten gerade in

dieser Provinz vorzüglich drückend früher gewesen sind.

Vielleicht ist auch meine Abschätzung des Reinertrages

der Grnndgüter m Posen zu niedrig.

Die Uebereinstimmnng des Verhältnisses, in welchem

die Bevölkernngs-Zunahme in den westlichen und öst¬

lichen Provinzen gegen einander mit dem der Steuer¬

höhe steht, ergiebr sich von selbst aus den Bemerkungen

über die einzelnen Provinzen.

H. 301.

Die im vorigen H. dargestellte Beziehung der

21 *
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Steuern und der steuerpflichtigen Verhältnisse zur Bevöl-
kerungs-Znnabme, verbunden mit dem Umstände, daß
in Frankreich die letztere geringer als in Preußen gewe¬
sen ist, ungeachtet in dem ersten? Reiche seit einein Men¬
schenalter fast völlig unbeschrankte Theilbarkeit und Ver-
änßerlichkeit der Grundgüter bestehen und ungeachtet der
Grundbesitz auf den Kopf der Bevölkerung fast doppelt
so viel Werth als in Preußen hat, bestätigen übrigens
die Ansicht:

daß die Besorgnis; Derjenigen, welche von
der unbeschränkten Theilbarkeit und Ver-
änßerlichkeit der Gruudgüter eine Ueber-
völkerung befürchten, durchaus un gegrün¬
det ist;

daß viel in ehr die Zunahme der Bevöl¬
kerung von ganz andern Umständen abhän¬
gt g ist, und daßvorallen die Verhältnisse
darauf einwirken, durch welche mehr oder
weniger Wcrthe produzirr oder unproduk¬
tiv vernichtet werden, dergestalt, daß die un¬
beschränkte Theilbarkeit und Veräußerlichkeitder
Grundgüter auf die Bcvölkerungs-Zunahme nicht
wesentlich weiter einwirkt, als in sosern mehr Wcr¬
the dadurch erzielt werden;

daß überhaupt in einem zivilisirten
Lande so viel Menschen leben, als leben
können, jedoch mit der Beschränkungdieser Re¬
gel, daß nach den Gewohnheiten und dem Kultur¬
znstande eines Volks zum Leben in einem Lande
mehr Bedürfnisse gehören, als in einem andern.
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Siebzigstes Kapitel.

Folgerungen aus den vorhergehenden Darstellungen.

H. 302.

Sind die bisher in diesem Werke vorgekommenen

sin a tsw irth seh östlichen nnd politischen Verhältnisse richtig,

oder auch nur nicht völlig unrichtig von mir dargestellt

worden, so sind die wesentlichen Folgerungen in Bezie¬

hung auf Preußen leicht zu ziehen.

So wie Preußen durch eine ausgezeichnete Ausbil¬

dung des Prinzips, welches im vorigen Jahrhundert ge¬

herrscht hat, durch die Starke des stehenden Heeres, sich

vergrößert hat, so muß es sich auch durch die gehörige

Würdigung nnd Ausbildung des Prinzips', das nun be¬

gonnen hat nnd die Staaten groß machen soll, auszeich¬

nen, durch'die Vergrößerung der innern Staatskräfte.

So wenig unter der Bonrbonischen Regierung in

Frankreich für die materiellen Interessen gesorgt worden

ist, so emsig wird dieß jetzt geschehen. So wenig meh¬

rere kleinere benachbarte deutsche Staaten in dem Geiste

sorrsehritten, der den preußischen Gesetzen von l807 bis

1820 innewohnt, so groß sind jetzt die Fortschritte dieser

Arr in jenen Staaten. Nicht nur des relativen Macht¬

verhältnisses wegen, sondern auch, weil jede Regierung

nur gut oder vorzüglich genannt oder erachtet wi»d, in

sosern die benachbarten nicht besser oder nicht so gut sind,

ist nothwendig, daß für die materiellen Interessen in

Preußen alles nur Mögliche geschehe. Ilm so »ort,wen¬

diger ist, für dieselben zu sorgen, als die Staatsregie¬

rung sich ans die Macht der Gewohnheit des Gehorsams,

auf Liebe zum König nnd besonders ans die untern Volks¬

klassen stützt, und ein solches Regiernngs-Shstem wol na¬

türlich voraussetzt, daß die llnterchanen im Vergleiche gegen

die in andern Staaten an Wohlhabenheit voraus haben,

was sie an polnischen Rechten entbehren; eine besonders
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in Beziehung uns die Rheinprovinzzu nehmende Rück¬
sicht, weil nun allein Anschein nach die Franzosen nicht
mehr durch das konstitutionelle parlamentarische System
„gemartert," sondern dasselbe als „eine Wahrheit" besitzeil
werden, und weil dieses System im letztern Falle, nach
allen Erfahrungen, doch für die Menschen etwas anzie¬
hendes haben muß, was auch sehr gescheute Männer im¬
merhin dagegen einwenden mögen.

H. 303.
Ans den vorstehenden allgemeinen Folgerungener¬

geben sich als besondere:
1) Steuervermi ndcrn ng. Dahin gehören: Be¬

schränkung der Ausgaben, Abschaffung oder Ver¬
minderung einiger Stenern. Ich werde darüber in
den folgenden Kapiteln meine Ansichten mittheilen.

2) Anderweitige Maßregeln, durch welche
die Produktion befördert wird.

Meine Darstellung der Steuer- und anderer staats-
wirthschafrlichen Verhältnisse hat mehrfach wie von selbst
aus solche Maßregeln hingewiesen; eine vollständige Schil¬
derung derselben würde den Stoff eines umfassenden
Werkes bilden, und nicht in ein solches gehören, das
nur aus Bruchstückenbesteht. Ich bemerke deshalb hier
nur, daß die völlige Aushebung des Lehnswesensund
Herstellung des allgemeinen freien Grundbesitzes,eine
harmonische und einfache Justiz-Einrichtung, die ganz¬
liche Flushebung des Gewerbzwanges, zweckmäßige Ge¬
werbeschulen für die handarbeitenden Volksklassen,ver¬
mehrte Bildungsanstalten für die Jugend des vermögen¬
den Mittelstandes, welche sich den Gewerben und nicht
dem Gelehrten-Fache widmen will, vorzüglich zu jenen
Maßregeln zu zählen sind. Ich werde dem freien Ver¬
kehr und dem wohlseilen Transport, die ganz wichtig in
der nämlichen Beziehung sind, ein eignes Kapitel widmen.
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Ein und siebzigstes Kapitel.
lieber die Möglichkeit der Beschränkung der Ausgaben

und der Abschaffung oder Verminderung einiger
Stcüe-n.

,4. Beschränkung der Ausgaben.

H. 304.
Wer die Steuern zu vermindern wünscht, muß al¬

lemal vorher untersuchen, ob die Beschränkung der Aus¬
gaben ausführbar ist, obue daß die Erreichung der
Staarszwecke dadurch gefährdet werde. Vielleicht trägt
die in den Abtheilnngen 2 — 5 enthaltene Schilderung
der Stenern und einiger beträchtlichen Staatslasten dazu
bei, die llrtheile darüber zu berichtigen, ob and in wie¬
sern die Ausgaben der preußischen Staatsverwaltung ei¬
ner Beschränkung fähig sind. Hier will ich nur über
einige Haupt-Ausgaben meine Ansicht sagen.

H. 305.
Zuvörderst scheinen die Kosten der allgemei¬

nen Eivil- und Polizei-Verwaltung <Vnk.
23t—234) füglich vermindert werden zu können, nicht
nur ohne deßhalb die Kraft der Verwalrungs-Behörden
zu schwächen, sondern im Gegentheil mit gleichzeitiger
Vermehrung dieser Kraft. Dies; ist durch Anwendung von
zwei allgemeinenGrundsätzen ausführbar, nämlich: Verein¬
fachung der Verwaltung, Anwendung und feste Hand¬
habung guter Verwalmngs-Gesetze.

Die vollständige Darstellung der Art und Weise,
wie diese Grundsähe in Ausführung gebracht werden
können, würde hier viel zu weit führen; deßhalb nur
wenige Bemerkungen zum Verständlich meiner Ansicht.

Warum sollte der mit so vielem Erfolg in der An¬
stellung der Provinzial - Stenerdirektoren angewendete
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Grnndsak der Einheit anstatt der Kollegialität nicht auch

auf die obern Civil-VerwaltnngS-Behörden der Bezirke

anwendbar sehn? Diese Art der Verwaltung gebt in

Frankreich, wie viel mehr muß sie in Preußen, wo es

einen gebildeten Beamten-Stand giebl, gut ausführ¬

bar seyn.

Je besser die Gemeinde-Ordnung ist, je mehr die

Staatsregieruug dahin wirkt, fähige Bürgermeister an¬

zustellen, desto übersiüssiger wird eine gute Anzahl land-

rärhlicher Stellen, und die besondern königlichen Polizei-

Direktionen könnten, mit Ausnahme der in der Residenz

bestehenden, sämmrlich ohne Nachtheil für die Kraft der

Verwaltung wegfallen.

Die Kreis - Sekretäre sind häufig die eigentlichen

Landräthe, und Diejenigen, welche diesen amtlichen Cha¬

rakter haben und die damit verbundene Besoldung bezie¬

hen, geben alsdann nur den Namen her. Auch sind in

der That die Funktionen der Landräthe so einfach, daß

kein außerordentlicher Schab von Gelehrsamkeit, sondern

nur eine allgemeine Bildung, VerwaltungS-Routiue und

gesunder Menscheltverstand für dieses Amt erforderlich

sind, was auch von der Staatsregierung anerkannt wor¬

den ist, indem sie die Anstellung der Landräche der Er-

wähluug überließ. Unter diesen Umständen scheint die

Funktion der Kreis-Sekretäre als eigentlicher wohlbesol¬

deter Beamten ganz wegfallen zu können; dagegen könn¬

ten die Bürean-Kosten der Landräthe um etwaS erhöhet

und für die seltnen Fälle der Krankheit, Abwesenheit,

oder andrer Verhinderungen, Substituten der Landräthe

ernannt werden, welche die Substituten als Ebrenamt

verrichten und dadurch eilte Gelegenheit zur praktischen

Ausbildung im VerwaltnngSfache erlangen.

Die Gemeinde-Verwaltung kann viel wohlfeiler und

eben so gut oder noch besser seyn, als sie eS nach der

Städte-Ordnung ist. Der Hauptfehler in derselben ist,

daß sie in der Gemeinde - Verwaltung das Bild einer

großen demokratisch - konstitutionellen Staatsverwaltung

darstellt, verbunden mit der Tendenz, so viel besoldete
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und mit Pensions-Ansprüchen begleitetete Beamtenstellen

zn schaffen wie mir immer möglich. Dieß ist eine un¬

nütze, folglich höchst schädliche Verwendung der Staats¬

kräfte. Der eigentliche Grund, weßhalb gleichwohl die¬

ser Einrichtung in Preußen von einsichtsvollen Beamten

und Gelehrten daö Wort geredet wird, ist häufig, ihnen

selbst unbewußt, die Neigung zum demokratisch-konstitu¬

tionellen Systeme, (das man von unten aufbaut, da es

von oben keine Nahrung findet,) so wie die Gewohn¬

heit, sich keine Verwaltung ohne eine starke Dosis von

Beamten-Element denken zn können. Die Erfahrungen,

welche die französische Gemeinde-Verwaltung und dieje¬

nige der Rheinprovinz an die Hand geben, sind wohl

geeignet, das Einfachere und Bessere zu finden.

Indessen ist keine harmonische und wohlfeilere allge¬

meine Civil- und Polizei-Verwaltung denkbar, wenn nicht

anstatt des überall vorherrschenden AdministrationS-Gei¬

stes, — wie gutgemeint derselbe immerhin seyn mag,—

einfache; ineinandergreifende, praktische Verwalcnngs-Ge-

setze erlassen, und wenn nicht die bestehenden fest ge¬

handhabt werden: in beiden Hinsichten find in Preußen

wesentliche Verbesserungen wünschenswert!) und aus¬

führbar.

Da nun aber einmal ein demokratisches Beamten-

Element in den preußischen Staatseinrichtnngen vorherr¬

schend und gleichsam eine Macht geworden ist; und da

vielleicht in Frankreich das wohlfeile Verwalten zn weit

getrieben wird, so darf vernünftiger Weise nicht erwar¬

tet werden, daß Preußen sobald dahin gelangen könne,

die allgemeine Civil- und Polizei-Verwaltung anstatt

für 10 Sgr. 5 Pf., für 4 Sgr. 7 Pf., wie in Frank¬

reich, auf den Kopf der Bevölkerung herzustellen. Er¬

warten wir nicht, was unter den obwaltenden Verhält¬

nissen nicht zu leisten möglich, bescheiden wir uns viel¬

mehr, daß schon ein großer Fortschritt seyn würde, wenn

die preußische Verwaltung nicht mehr um die Hälfte

thenrer als die französische wäre, was doch wol zn er¬

reichen seyn dürfte. Die Ersparnng würde auf den Kopf
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der Bevölkerung ungefähr 3? Sgr. oder im Oianzen
1z Mill. Rthlr. betrugen.

H. 306.
Die Kosten der Justiz-Verwaltung scheinen

einer wesentlichen Beschränkung unterworfenwerden zu
können; ich beziehe mich in dieser Hinsicht auf HH. 240,
241. Ans diese Verwaltung sind analog mehrere im
vorigen H. enthaltene Bemerkungen anwendbar, und ins¬
besondere diejenigen, welche sich ans das Maß der aus¬
führbaren Beschränkung beziehen. Deßhalb gehen meine
Wünsche und Erwartungen,-auch in dieser Hinsicht be¬
scheiden, nicht weiter, als daß die preußische Justiz nicht
mehr koste als um 75 Prozent mehr denn die französi¬
sche. Die Kosten der lehtcrn betragen 5 Sgr. 6 Ps.,
jene der erstern 14 Sgr. 1 Ps. ans den Kops der Be¬
völkerung; die Erspamng wäre daher ans diesen unge¬
fähr 4^ Sgr. und im Ganzen 1,000000 Rthlr.

H>. 307.
Wenn ich unsre Truppen sehe, ihre schöne Haltung,

ihre Disziplin, ihre vortrefflicheOrganisation bemerke, so
regt sich in mir allemal ein freudiges und stolzes Natio¬
nal-Gefühl, und ich möchte Jedem zurufen: Seht, so
Vortreffliches kann nur in Preußen geleistet werden! Of¬
fen gestehe ich dieß Gefühl, und daß bei mir, als Fol¬
ge desselben, eine große Selbstüberwindung erforderlich
ist, von der Beschränkung der Kosten der Mili¬
tär-Verwaltung zu reden. Aber in einem Werke,
wo der politische Standpunkt festgehalten werden soll,
muß jenes Gefühl schweigen; es muß dem stärkern und
zugleich dem einzigen mit der politischen Tendenz verein¬
baren, Gefühle, dem, welches allein mir die Feder zu
diesem Werke in die Hand gegeben hat, Raum ge¬
ben: der Liebe zum König, zur Dynastie, oder, was bei
mir völlig gleichbedeutend ist, dem Gefühle für Preußens
Macht und Wohlfahrt.
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Für jede vernünftige und einsichtsvolleStaatsregie-
rnng ist die Frage über eine, mit der Staatsverfassung
nicht im Widerspruche stehende, Verwaltuugs-Maßregel
entschieden, sobald die Nützlichkeit, Zweckmäßigkeitund
Ausführbarkeit derselben erwiesen wird; ich betrachte da¬
her die Beschränkung der Militär-Ausgaben unter den
beiden erster» Beziehungen; die letztere bietet, sobald der
Wille vorhanden, keine Schwierigkeit dar.

lieber die Nützlichkeit kann, insofern die Macht Preu¬
ßens nicht unter einer solchen Beschränkungleidet, für
keinen Staatsmann, der diesen Namen verdient, nicht der
geringste Zweifel obwalten, lim so viel die Ausgabe
beschränkt wird, um so viel Werthe werden mehr crbal-
ten, die sich durch Zunahme des Vermögens und der
Bevölkerungäußern. Jeder Soldat, der über die zur
Erhaltung der äußern und iuueru Sicherheit erforderli¬
chen Anzahl hinaus unterhalten wird, ist ein unproduk¬
tives Mitglied der bürgerlichen Gesellschaft; außer dem
Gewinn, den diese durch die Beschränkung der Ausgabe
erhält, gesellt sich daher noch der, daß rüstige Män¬
ner, anstatt nur die von ihren Mitbürgern er¬
arbeiteten Werthe zu kousnmireu, deren selbst
c r z e u g e n.

Die Zweckmäßigkeit dagegen wird von Staatsmän¬
nern wahrscheinlich mehr in Zweifel gezogen werden, schon
deßhalb, weil eine Bahn, ans der so lange gewandelt
worden ist, verlassen und eine andre eingeschlagen wer¬
den müßte. Wie schwer war nicht der llebergaug von
dem Prinzip des stehenden Heeres der frühern Art zur
Volksbewaffnung oder zum Bürgerheere. Doch war in
der That dieser Schritt auch der wichtigste und größte,
und der zweite, wesentliche Verminderung des
Heeres oder der Militär-Kosten, ist der leich¬
tere, und eigentlich nichts weiter, als eine na¬
türliche und nothwendige Folge des ersteru.

In den frühern Kapiteln habe ich die großen Fol¬
gen zu zeigen gesucht, die ans der Veränderung des
Prinpzips des Heeres und der Schwerkraft im Staace
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entspringen; eine Veränderung, die in England und

Frankreich nollständig vorgegangen, nnd die in Preußen,

den Elementen nach, in fast noch größeren Maße theils

beendigt ist, theils vorbereitet wird. Oesterreich, obgleich

ans einer andern Schwerkraft ruhend, folgt seinem inner¬

sten Wesen nach nnd geschichtlich einer friedlichen und

besonnenen Politik. Von den fünf Mächten, welche in

Europa jetzt über Krieg nnd Frieden entscheiden, ist da¬

her nur noch Eine, Rußland, auf dem frühern Prinzip

des Erobernngsgeistes durch stehende Heere gestützt. In¬

dessen ist diese einzelne kriegerische und erobernde Macht

dem übrigen Europa uicht so gefahrlich, wie mauche

Menschen befürchten. Nicht die besonders freundschaft¬

lichen Bande, welche Preußen und Rußland zu vereini¬

gen scheinen, sind es, die den Politiker in jener Hinsicht

beruhigen; sondern die Macht und die Interessen des

übrigen zivilisirten Europas, das Uebergewicht der mora¬

lischen Kräfte über die rohern, welches der letzte polni¬

sche Revolurious-Krieg Europa deutlich gezeigt hat, und

die rasch in Rußland fortschreitende Zivilisation sind die

Gewährleistungen, welche gegen die Gefahr von dieser

Seite schützen; nicht einer Zivilisation, wie kurzsichtige

Liberale sie überall ausgeübt zu sehen verlangen, son¬

dern einer solchen, wie sie sich für ein noch rohes Volk

eignet, dessen Monarch noch vor nickt viel länger als

einem Jahrhundert in eigner Person in fremden Landen

die Schiffszimmcrei lernte, einer Zivilisation, durch wel¬

che die russische Regierung sich hochverdient um die Rus¬

sen und mittelbar um Europa macht, wie wenig sie auch

den Sitten und dem Kulturzustaude andrer europäischen

Nationen zusagen würde. Aus den veränderten

Verhältnissen Europas folgt daher, daß die

kostbare Unterhaltung eines großen Heeres un¬

nütz, folglich nachtheilig ist.

Man glaube nicht, daß die Idee der Entwaffnung

ein Hirngespinst von Casimir Perrier gewesen sei; sie war

der Ausdruck der eigentlichen Tendenz des als po¬

litische Kraft ausgebildeten Mittelstandes,



durch ein glänzendes Organ desselben ausgesprochen:

Sparsamkeit mit den (Vtaatskräftcn, Vermehrung der ietz-

tern durch Vermeidung eitler unproduktiven Verwendung

von Werrheu.

Wenn irgend etwas die Ansicht zu bestätigen ver¬

mag, daß das iuneer Verbälruiß der europäischen Staa¬

ten vollständig verändert ist und daß die Herrschaft der

Vernunft, des Rechts und der Humanität in den Be¬

ziehungen unter den Staaten große Fortschritte gemacht

hat, so ist es die Wahrnehmung, daß seit fünfzehn Jah¬

ren die Kriege in Europa nicht mehr den frnhern Eba-

rakter der Eroberung tragen, und daß die schneidendsten

und größten Verwickelungen der Politik durch Ueberein-

knnste gelöset werden. Oesterreich zieht nach Neapel,

stellt Ordnung und Ruhe her, und kehrt zurück ohne

Eroberung; eben so Frankreich nach Spanien, als eS

dort die Eortez-Konstitution umwarf. Daß die erstere

Expedition von Oesterreich sehr weise, die letztere von

Frankreich unpolitisch war, darauf kommt es hier nicht

an, sondern nur darauf, daß beide Mächte mit der Zu¬

stimmung , oder doch nicht gegen den bestimmtesten Wil¬

len Europas einen Krieg unter der Bedingung unternah¬

men, nichts erobern zu wollen, daß der Krieg geführt

und die Bedingung getreulich gehalten wurde. England,

unter dem Ministerium Eannings, hat die Expedition

nach Portugal in einem ähnlichen Geiste unternommen

und ausgeführt. Selbst Rußland, obgleich siegreich bei

Konstantinopel stehend, hat nach dem türkischen Kriege

in dem darauffolgenden Frieden der allgemeinen Tendenz

Europas gegen Erobernngs-Kriege gehuldigt, und nur

für wahre N'bens-Interessen des russischen Reichs stipn-

lirt. Nach der Juli-Revolution sind Oesterreich und

Frankreich zugleich im Kirchenstaate zur Herstellung der

Ordnung und zur Sicherung eines anständigen politischen

Einflusses, obne Erobernngs-Jdee erschienen. Auch die

zwischen England und Frankreich neuerlich geschlossene

Konvention und die, in Folge derselben unternommene,

Expedition der Franzosen zur Einnahme der Zitadelle
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von Antwerpen haben einen völlig friedlichen, jeder Er¬

oberungs-Idee fremden Charakter; wenn Laien oder viel¬

leicht gar Staatsmänner besorgen, daß dieser Charakter

wahrend oder nach der Ausführung nicht treu festgehal¬

ten werde, so ist dieß, ich bin davon fest überzeugt, Jrr-

tlmm, der nur daher rührt, daß man die veränderten

Verhältnisse in Europa und die Schwerkraft der franzö¬

sischen Regierung verkennt.

Beiläufig dringt sich hier die Wahrnehmung ans,

daß von den fünf Großmächten Preußen allein keine

militärische Expedition in das Ausland unternommen hat,

seitdem die Tendenz der Kriege, oder das Staaten-Reebt

sich in Europa so wesentlich geändert hat. Zuvörderst

sollte daraus zu schließen sehn, daß Preußen nicht, wie

so manche Menschen, welche die Gegenwart von der

Vergangenheit mcht zu unterscheiden vermögen, sich vor¬

stellen, ein Milirär-Staat ist. Das erste Interesse eines

solchen würde gewesen sevn, eine nur einigermaßen pas¬

sende Gelegenheit wahrzunehmen, dem Heere eine völlig

praktische klebung und dem kriegerischen Geiste Nahrung

zu verschassen. Sodann giebt der erwähnte Umstand zu

folgenden Fragen Veranlassung: Sollte nicht politisch

wünschenswert!) gewesen sevn, wenn Preußens Kraft und

Einfluß auch unter der veränderten Tendenz Europas aus

ähnliche Weise wie die der andern Großmächte sich ge¬

zeigt hätte, damit es als eine der lehtcrn um so voller

zähle? Ist nicht Preußen bei der holländisch-belgischen

Angelegenheit zu allernächst interessirt? Ist nicht jede

Erschwerung der Schelde-Schiffahrt und der Wasser-

und Land - Verbindungen zwischen Antwerpen und der

R'heiuprovinz wie ein zu Gunsten Hollands siipnlirtes

Monopol zu betrachten, dessen Nachrheil Preußen zum

sehr großen Theile zu tragen hat? War deßhalb nicht

em imhes preußisches Interesse vorhanden, welches ver¬

anlagen konnte, bei der von England und Frankreich zur

Ausführung des, ebenfalls von Preußen abgeschlossenen

und rarifizirten, Traktates vom 15. November 1831 zu

konknrriren? Lag dieß Interesse nicht um so näher, als
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an die Beilegung des holländisch-belgischen Zwistes der

Uebergang von dem kostspieligen bewaffneten Friedenszu-

stand in den wirklichen geknüpft ist? (sollte überhaupt,

wenn Preußen eine solcbe entscheidende und feste Politik

angenommen hatte, Holland nicht eher nachgegeben als

die Ausführung der Zwangs-Mapregeln abgewartet ha¬

ben? Mochte nicht der preußische Einfluß, oder Preu¬

ßens Macht höher in der Meinung Europas gestellt

worden seyn, wenn es jene Politik befolgt hatte, als

durch einen fruchtlosen Protest gegen die englisch-franzö¬

sischen Zwangsmaßregeln? Oder war vielleicht Preußens

Politik die feinste, nämlich die freie Schelde-Schiffahrt

und die unerschwerle Verbindung mit Antwerpen auf fran¬

zösische und englische Kosten zu erlangen, und gleichzeitig

sich von Holland als eine schützende Macht betrachten zu

lassen? Ich lasse diese Fragen nnerörtert.

Nach dieser Ab scb Weisung zum Gegenstande der Un¬

tersuchung zurückkehrend, scheint es mir nicht dem min¬

desten Zweifel zu unterliegen, daß überhaupt in den

meisteit europäischen Staaten der Aufwand

für Militär-Kosten in Friedenszcit, unter den

veränderten Verhältnissen, viel zu groß ist.

Auf keinen Staat ist dieß aber in dem Maße anwend¬

bar, wie auf Preußen; keiner, im Verhältnis; der Hülfs-

gnellen, hält einen so großen Militär-Etat. Gerüstet

und gewappnet stehen wir allezeit, als wenn noch Ge¬

fahr wäre, daß ein Eroberer plötzlich über uns hersal¬

ten könnte, dem wir die äußersten Anstrengungen entge¬

gen zu setzen hatten, oder als wenn noch Gelegenheiten

vorkämen, das Gebiet durch schnell zu beschließende oder

auszuführende Eroberungen zu vergrößern. Doch vorbei

ist jene Gefahr wie die Aussicht auf solche Eroberungen,

und Fälle wie die schnelle Erwerbung Schlesiens durch

Friedrich den Großen sind, insofern Europa nicht in Zi¬

vilisarion zurückschreitet, was nicht denkbar ist, so gut wie

unmöglich; denn ganz Europa will Theil nehmen an der

Entscheidung, wenn eine Provinz von einem Staate ge¬

trennt werden soll. Alles zu seiner Zeit; was früher
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ein Mittel zur Vergrößerung oder zur Macht war, ist
jetzt Schwächung der letztern; wie Preußen früher
als Militär-Staat groß geworden, so kann es
jetzt vorzüglich nur wachsen durch Ausbildung
und Vergrößerung der innern Staatskräfte.

Doch bin ich fern davon, die Veränderungder Ver¬
hältnisse in Europa so zu betrachten, daß nun der ewige
Friede begonnen hätte; dieß wäre eine thöriehte Täuschung.
Allerdings kann die äußere Sicherheit des Staates noch
gefährdet werden, und Krieg ausbrechen; nur auf das
völlig veränderte innere und äußere Staaten-Verhältnis;,
und darauf, daß nach demselben der Krieg viel mehr als
früherhin Ausnahme sehn muß und nur wegen höchst
wesentlichen Interessen, auch nicht so plötzlich zum Aus¬
bruch kommen kann, habe ich aufmerksam machen wol¬
len. Ohne Zweifel muß daher der Staat im angemes¬
senen Vertheidigungs-und selbst Angriffs-Zustande sehn;
nur das Zuviel schadet der Entwickelung der
Staatskräste mehr, als es dem Zwecke nützt,
und dieß letztere um so mehr, als durch das
Zuviel gerade die für den nothwendigen Fall
zu verwendenden Kräfte wesentlich vermin¬
dert werden.

Diese verschiedenen Grunde erwogen, scheint mir,
daß unbedenklich, sobald die jetzigen, Preußen nahe be¬
rührenden polirischen Verwickelungengelöset sevn werden,
die Kosten der Militär-Verwaltung um 5 Mill. Rthlr.
vermindert werden können, und daß diese Verminderung
allmählig bis aus 9 Mill. Rthlr. gebracht werden kann.
Dieß würde im erstern Fall ungefähr 12 Sgr., im an¬
dern ungefähr 21 Sgr. auf den Kopf der Bevölkerung
betragen.

Gegen diesen Vorschlag sehe ich zu gewiß den Ein¬
wand vorbringen, durch Preußens starkes Heer wären
vorzüglich die Franzosen abgehalten worden, sich nach
der Juli-Revolution erobernd über Deutschland zu ergie¬
ßen, um nicht einige Worte darüber zu sagen. Den
Werth des Heeres erkennt Niemand mehr an als ich;
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man wird daher meine Ansicht nicht als Geringschätzung

desselben auslegen.

Zuvörderst verweise ich wegen jenes Einwandes ans

die Darstellung der Schwerkraft der französischen Staats¬

gewalt im 65. Kapitel, und bemerke nur noch, daß ei¬

nige Bonapartisten, Offiziere, junge Leute und andre

exaltirte Köpfe in Frankreich eben so wenig die franzö¬

sische Regierung sind, als preußische Offiziere, die nach

Paris marschiren, exaltirte Köpfe, welche Frankreich thei-

len wollen, die preußische Regierung darstellen. Die

Ansichteil jener Franzosen wie dieser Preußen waren nicht

die herrschenden, und der wesentlichste Unterschied besteht

nur darin, daß in Frankreich vermittelst der Tribüne und

der freien Presse jeder Unsinn zu Tage gefördert werden,

und der Uumnth der Minorität über ihre Ohnmacht sich

Luft machen kamt, wogegen in Preußen Ansichten wie

die obigen in Worte verhallen und wegen der Zensur

nicht vor das große Publikum kommen; was diese etwa

von ähnlichen Meinungen dem Drucke hat überliefern

lassen, ist übrigens eben so schnell zu Makulatur gewor¬

den, wie in Frankreich die Schriften unfähiger und sen¬

timentaler politischer Schriftsteller.

Möchte indessen selbst die Majorität, durch welche

in Frankreich der Geist der Regierung den Impuls er¬

hält, einige Neigung verspürt haben, die srühern Trakta¬

te zit zerreißen, und die thörichte stets für Frankreich

unglücklich ausgefallene Idee einer Gebietserweiterung in

Nordwesteit zu verfolgen, so ist cS vorzüglich die engli¬

sche Macht gewesen, deren entgegenstehende Interessen

jene Neigung schnell unterdrücken mußte». Denn welche

Parthei, und wäre es auch die exalrirteste der Depmir-

ten-Kammer gewesen, auch an das Staatsrnder gekom¬

men wäre, sobald sie hier den Dingen und der Leitung

der Verhaltnisse in die Nähe kam, mußte einsehen: daß

England nimmermehr eine solche Gebietserweiterung zu¬

geben würde; daß Frankreich ans die Dauer nicht den

vereinigten Kräften Englands und der Kontinenral-Mächte

gewachsen war; daß bei einem See-Kriege die Stimmung
22
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in allen Seestädten Frankreichs Bourbonisch werden, und
der Bürgerkrieg sich entzünden würde. Es ist daher
kaum zu bezweifeln, daß der Gang der französischen Po¬
litik nicht anders gewesen sehn würde, wenn Preußens
Armee auch um die Hälfte kleiner gewesen wäre.

Nähme man aber selbst an, daß die Franzosen,
wenn Prenßen weniger mächtig, als es ist, gewesen wäre,
sich nicht so friedlich gezeigt haben würden, so stände
dieß meinem Vorschlage einer wesentlichen Reduktion der
Militär-Kostennicht entgegen; denn derselbe bezweckt ja
nicht, die Ration unkriegerisch oder vcrtheidigungslos zu
machen, sondern vielmehr ihre Kräfte zu stärken oder zu
vermehren, damit deren für den Fall des Krieges so viel
mehr vorhanden scyen. Um dieß durch Zahlen darzu¬
stellen, wollen wir voraussetzen,daß von 1815 bis 1830,
fünfzehn Jahre hindurch die Militär-Kosten jährlich um
nenn Mill. Rthlr. weniger betragen hätten, als die da¬
für wirklich verwendete Summe. Alsdann würden die
ersparten Kapitale 135 Mill. und die Zinsen und Ziu-
seszinsen zn 4 Prozent 5Zz Mill. Rthlr., die Gcsammt-
Ersparnngen also 187z Mill. Rthlr. betragen. Außer¬
dem würden etwa 50000 rüstige Männer, anstatt im
aktiven Militär-Dienste zn stehen, produktiv gearbeitet,
die Werthc, welche sie konsumircn, und noch etwas
mehr an Werth en oder Kapitalen erzengt haben.
Schlagen wir dieses Mehr zu 10 Rthlr. auf den Kopf
jährlich an, so ergiebt dieß in 15 Jahren eine Kapital-
Vermehrungvon 7z- Mill. Rthlr. Nun kann man sich
die Verwendung jener Ersparniß von 187z Mill. Rthlr.
ans verschiedenemehr oder weniger zweckmäßigeWeise
denken; ich will deren nur zwei erwähnen. Wäre die
Ersparniß zur Abtragung der Staatsschulden verwendet
worden, so würde Preußen im Jahre 1830 gar
keine verzinsliche Schulden mehr gehabt ha¬
ben. Wären die Stenern, und besonders diejenigen,
welche am nachtheiligsten aus die Produktion einwirken,
um soviel vermindert worden, so würde der Natio-
nal-Reichthum um eine noch größere Summe
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zugenommen haben, und gleichzeitig ein grö¬
ßeres Wohlseyn für die llntcrthanen bewirkt
worden seyn. In Preußen kommen auf jeden Men¬
schen 140 Rthlr. von dem ans dein Werthe der Grund-
guter und des Viehes bestehenden Haupt-Nanonal-Ver¬
mögen; man dürfte daher wohl annehmen, daß über¬
haupt au Vermögen 200 Rthlr. auf jeden Menschen zu
rechnen sind. Auf die Bevölkerung würde daher die Er¬
sparnis in folgender Weise eingewirkt haben. Wäre die
Staatsschuld abgetragen worden, so hätte die Bevölke¬
rung nur um soviel zugenommen, als Menschen von dem
durch 50000 rüstige Männer erarbeiteten Vermögen von
7^- Mill. Rthlr. nach dem Durchschnitts - Verhältnis in
Preußen leben können, folglich um 37500. Wären die
Stenern auf die angegebene Weise vermindert worden,
so hätte sich das Vermögen der Nation um jene 7^ Mill.
Rthlr. und außerdem wenigstens um 187^ Mill. Rrhlr.
zusammen in runder Summe um 200 Mill. Rrhlr. ver¬
mehrt, und es würde daher die Bevölkerung um Eine
Million zugenommen haben.

Das MachtverhältnißPreußens würde sich also im
Jahre 1830 so gestellt haben, daß allerdings 50000 ak¬
tive Soldaten weniger vorhanden gewesen wären; dage¬
gen würden folgende Verhältnisse stattgefunden haben:

Im Falle der Abtragung der verzinslichen
Staa tss ch uld.

1) Die jährlichen Staatseinnahmen hätten einen Ue-
berschnß von 12,600000 Rthlr. gewährt, welche
Summe jährlich zur Abtragung und Verzinsung
der Staatsschulden verwendet wird, und die nun
weggefallen wäre.

2) Das Natioual-Vermögen hätte sich um 7^ Mill.
Rthlr. vermehrt, und wäre frei von verzinslichen
Staatsschuldengewesen.

3) Die Bevölkerung würde um 37500 Menschen grö¬
ßer gewesen seyn.

22 *
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I!- Im Falle der angegebenen Stenervermin-
d e r u n g.

1) Die Staatsschuld wäre zwar unvermindert, aber
das National-Vermögen wäre um 200 Mill. Rthlr.
größer gewesen.

2) Die Bevölkerung hätte den dreizehnten Thcil, näm¬
lich Eine Million Menschen mehr betragen.
Es scheint daher auch nicht im geringsten bezweifelt

werden zn können, daß Preußen unter solchen Umständen
als Macht wenigstens eben so groß gewesen wäre, wie
mit etwa 50000 Mann aktiven Soldaten mehr, die fünf¬
zehn Jahre hindurch gehalten worden sind und beim Ein¬
tritt der politischeil Verwickelungen im Jahre 1830 mehr
bereit standen. Bei dem Systeme der Volksbewaffnung
würde der kriegerische Geist nicht weniger erhalten, und
das Weiliger der vorhandenen aktiven Mannschaft leicht
ersetzt worden sehn, und dies; umso sicherer, als Preu¬
ßens Staatskräfte um den zehnten Theil grö¬
ßer gewesen seyn dürsten.

Schließlich über diesen Gegenstand noch eine'Be¬
merkung. Mein? Ansicht, daß Preußens Vi acht und
Wohlfahrt eine Verminderung der Militär-Kosten von
9 Mill. Rthlr. erheische, setzt immer noch einen großen
und kostspieligen Militär-Etat voraus; denn erst nach
;euer Verminderung tritt derselbe in das Ver¬
hältnis;, in welchem er bei größern und klei¬
ne rn europäischen Staaten zu den Staatskräf-
rcn steht, ungeachtet, — wie ich schon oben bemerkte,
— auch diese Staateil für die veränderte euro¬
päische innere und äußere Politik einen zn
großen Aufwand an Militär-Kosten in Frie¬
denszeit machen, und diesen ohne Zweifel re-
dnziren werden.

H. 308.
Die im H. 251 gegen die Ansammlung eines

Staatsschatzes angeführten Gründe scheinen mir so
triftig zu seyn, daß ich, zumal bei dem Prinzip, auf
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welchen die Staatsgewalt in Preußen ruhet, keiueu An¬

stand nehme, die für jenen Zweck verwendeten. 4 Mill.

Rthlr. zu den nützlichen und ausführbaren ErsvM'ungen,

also zu einer küitfrig wegfallenden Allsgabe zu rechnen;

dieß niacht auf den Kopf der Bevölkerung 9Sgr. Pf.

H. 309.

Durch die Tilgung der Staatsschulden fVlck.

256) werden alljährlich die Ausgaben für Verzinsung

jener Schulden um ungefähr 200000 Rthlr. vermindert;

daß die Ausgabe für die verzinsliche Staatsschuld, aus¬

schließlich der seit 1830 kontrahirten, im Jahre 1868

völlig aufhört, ist im H. 261 bemerkt worden. Voraus¬

gesetzt, daß mit der Tilgung in gleichem M.ße fortge¬

fahren werde, wird dadurch von Jahr zu Jahr die 'Aus¬

gabe auf den Kopf der Bevölkerung um ungefähr 6 Pf.

mehr vermindert werden. Die Verminderung wird in

dem Jahre, wo die Tilgung vollendet wird, ungefähr

12 Sgr., und im Ganzeil dann beinahe Einen Rthlr.

auf den Kopf der Bevölkerung betragen.

Würden, wie in Frankreich, die Zinsen von getilg¬

ten Staatsschulden bis zur gänzlichen Abtragung der ver¬

zinslichen Staatsschuld immer wieder zur Tilgung ver¬

wendet, so würde zwar nicht alljährlich eine Ersparnis?

von ungefähr 200000 Rthlr eintreten, aber die verzins¬

liche Staatsschuld würde schon im Jahre 1854 abgetra¬

gen sevn, und alsdann bereits eilte Ersparung von

12,600000 Rthlr., oder von beinahe Einem Rthlr. auf

den Kopf der Bevölkerung eintreten.

H. 310.

Die etwas früher oder später zu erwirkenden Erspa-

rnngen wären daher:

an den Zivil- und Polizei-Verwalrungs-Kosten, nach

H. 305 '1,500000 Rthlr.

an den Justiz-Verwaltungs-Kosten, nach

H. 306 1,900000 —

an den Milirär-Kosten, nach H. 307 9,000000 —

wegen des Staatsschatzes, nach H. 308 4,000000 —

Summe 16,400000 Rthlr.
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Ich lasse hierbei außer Anschlag die nach H. 309
durch die Tilgung der Staatsschuld allmählig eintretende
Ersparu'.g, so wie die Ersparnisse, welche etwa in an¬
dern Verwalrnngs-Zweigen ausführbar seyu könnten.

H's ist daher, meiner Meinung nach, nnzweifelbar,
daß die Steuern um den obigen Betrag in wenigen Jah¬
ren herabgesetzt werden könneil, und daß, jenachdem die
Tilgung der verzinslichen Staatsschulden langsamer oder
schneller vorgenommen wird, außerdem eine allmahligc,
oder vom Jahre 1854 an eine große Stcnerverminderung
von 13,000000 Rrhlr. eintreten kann; sVicl. 309). Auf
den Kopf der Bevölkerungwürde die schon bald aus¬
führbare Verminderung 1 Rthlr. 8 Sgr. 7 Pf. betra¬
gen; diese würde dann allmahlig, wegen Tilgung der
Staatsschuld, steigen, oder auch bis zum Jahre 1854
ohne Zunahme bleiben, und alsdann auf einmal um 39
Sgr. 8 Pf. sich vermehren, so daß alsdann die Ver¬
minderung sich im Ganzen auf 3 Rthlr. 8 Sgr. 3 Pf.
belaufen würde. Die erste würde ungefähr den vierten
Theil der jetzigen Stenern betragen, und dieses Verhält¬
nis? würde auf ^ beim Hinzutreten der zweiten Vermin¬
derung steigen. Oder anstatt der Stcnerverminderung
kann theilweise, was gleich wohlthätig einwirkt, eine
Mehr-Verwendungvon Sraats-Einkünften zu produktiven
Ausgaben eintreten.

Solche Rechnungensind, wie sich von selbst ver¬
steht, allezeit nur insofern richtig, als nicht Krieg oder
andere außerordentlicheUnglücksfälle die Verhältnisse we¬
sentlich verrücken. Aber gerade damit der Staat in sol¬
chen Fällen eine große Kraft besitze nnd zu äußern ver¬
möge, muß diese in Friedenszeit genährt und gestärkt
werden.

L. Verminderung der Steuern.

H. 311.
Obgleich Wohlstand nnd Bevölkerung gestiegen sind,

müssen dennoch die Steuern hoch genannt werden. Daß
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und wie drückend sie einwirken, ist ans mehrcrn in die¬
sem Werke enthaltenen Bemerkungen und Nachweisen
ersichtlich; daß die Unterthanen gar nicht im Stande seyn
würden, die Steuern auszubringen, wenn nicht die Fort¬
schritte in der Kunst zu prodnziren so groß waren, wenn
nicht so manches drückende Personen- und Eigcnthnms-
Verhältniß seit 20 bis 30 Jahreil abgeschafft, und wenn
nicht eine zweckmäßigere den Verkehr und die Gewerbe
weniger beschrankende Art der indirekten Steuer-Erhebung
von der Staatsregierung erfunden worden wäre, — dieß
scheint keinem Zweifel zu unterliegen. Aber die Men¬
schen wollen auch an vermehrtem Wohlseyn die Folgen
der gestiegenen Zivilisation genießen, welche ihnen die
gütige Vorsehung durch die Verkettung von Umständen
angedeihen ließ, von denen der kurzsichtige Sterbliche
früher so große und glückliche Resultate schwerlich er¬
wartet hat; die Menschen wollen die daraus entspringen¬
den Vortheile nicht zum größer» Theile für Zwecke opfern,
die ihrem Wohlseyn fremd oder entgegen sind. Die Men¬
schen wollen die mit dem Friedenszustande verbundenen
Vortheile in vollem Maße genießen, und in Friedenszeit
nicht eben so viel oder gar noch mehr Steuern aufbrin¬
gen, als während der Kriegcszeit. Daß diese wohl nicht
so unbilligen Wünsche bisher nicht überall berücksichtigt
worden, ist eine der Haupt-Ursachen mancher hie und da
laut gewordenen oder im Stillen brütenden Unzufrieden¬
heit, so wie der in mehrern Orten zunehmenden oder
nicht abnehmendenArnmth der untern Volksklassen.Diese
Gründe, in Verbindung mit den im H. 302 angegebe¬
nen, dürften der Staatsklngheit die Verminderung der
Steuern als eine dringende Nothwcndigkeiterscheinen lassen.

H. 312.
Jeder gesellschaftliche Zustand hat seine eigenthüm-

lichen Mängel oder Gebrechen. Wie die heidnische Zi¬
vilisation ihre Noch mit den Sklaven hatte, so später die
christlichen Staatenvereine mit den Leibeignen; statt dieser
letzter» bekommen wir jetzt Proletarien in dem neuer»
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gesellschaftlichen Zustande, in welchem Preußen größten-
thcils schon eingetreten ist. Bewundern wir diesen gro¬
ßen, vorzüglich durch die große christliche Lehre von der
geistigen Freiheit und der Gleichheit aller Menschen vor
ihrem Schöpfer bewirkten, Fortschritt des Menschenge¬
schlechts; aber verkennen wir nicht die Schwierigkeiten,
welche derselbe den Staatenvereinen bereitet; Schwierig¬
keiten, die um so mehr zu berücksichtigen sind, als durch
die zunehmende Anwendung des Prinzips der Theituug
der Arbeit der Stand der Proletarien stets neuen Zu¬
wachs erhalt, wie viele derselben auch bei zweckmäßigen
Staatseiurichtuugen immer in die andern Staude über¬
gehen mögen.

Ich will hier meine Ansicht über die, der bürgerli¬
chen Gesellschaft durch die Proletarien erwachsende,
Schwierigkeitnicht weiter ausführen; ich erwähne der¬
selben nur, um darauf aufmerksam zu macheu, daß vor
allen Dingen nothwendig ist, durch die Steuern diese
Schwierigkeit nicht zu vermehren, und meine Ansicht zu
begründen:

daß die untern' Volksklassen am allerwenigsten dem
Steuerdrucke ausgesetzt sevn, und

daß die nothwcudigsten und gesundesten inländischen
Lebensmittel nicht durch Steuern besonders vertheu-
ert werden dürfen.

Dieß wäre der erste, bei der Abschaffung und Ver¬
minderung von Steuern anzuwendende allgemeine
Grundsatz. Auf frühere Darstellungen und Be¬
merkungen in dieser Schrift baue ich noch folgende
Grundsätze:

Die Steuern, welche am meisten die Produktion ver-
theucrn, sind vorzüglich abzuschaffen oder zu ver¬
mindern.

Steuern, welche wenig einbringen und besonders das
den Beamten entwürdigende Gebühren-Wesen sind
einer wohlgeordneten und einfachen Staatsverwal¬
tung entgegen, und sind bei der Steuerverminde¬
rung ebenfalls zu berücksichtigen,



H. 313.
Nach den vorhergehend aufgestellten Ansichten em¬

pfehle ich zuvörderst mit der vollsten Ueberzeugung die'
Abschaffung der M a h l- und S ch l a ch t st e u e r.

Wohl weiß ich, daß die untern Volksklassen diese
Steuer in der Wirklichkeit nicht ganz in dein Maße, tra¬
gen, in welchem sie entrichtet wird, und daß ihnen in
einem vertheuerteu Arbeitslöhnevon den wohlhabenden:
Klassen ein Theil der Steuer ersetzt wird. Indessen wird
dieser Theil durch den Grad der Konkurrenz bedingt,
ist manchmal unerheblich; außerdem sehen die untern
VolkSklasscn dieß Verhältnis; nicht ein.

Wirklich sind diese letzten: überhaupt im Verhältnis;
zum Verdienste stark belastet, und verdienen ii: staatS-
wirthschaftlicher und politischer Hinsicht, besonders bei
dem Prinzip, auf welchem die Staatsgewalt in Preußen
ruhet, am ehesten eine Steuer-Erleichterung. Da jene
Klassem vermittelst der Salzstener doch noch so ziemlich
beitragen, so scheint es mir höchst angemessen; das; Klas-
scnsteuer und Mahl- und Schlaehtstcner zusammengenom¬
men um wenigstens 2- Milk. Rthlr. vermindert werden,
und zwar erstlich, indem die Mahl- und Schlechtstem':-
gänzlich abgeschafft nnd statt derselben, wo sie besteht,
die Klassen st euer eingeführt wird, zweitens, indem bei
der letzter«: mehr Steuerbefreiungenund eine Verminde¬
rung der Beiträge für die untern Volksklassen eintreten.

Wegen der Mahl - und Schlacht-Steuer verweise
ich übrigens noch auf 147.

C'S scheint, daß mitunter Kommunal-Behörden der
Mahl- und Schlachtsteuer,wo sie einmal besteht, nicht
gram sind, weil sie vermittelst der Beischläge die Erhe¬
bung von Gemeinde - Steuern erleichtert, und weil sie
dazu beiträgt, daß vermögende und geschästSlose Perso¬
nen von Orten, wo sie eine erhebliche Klassensteuer zu
entrichten hatte«:, wegziehen und ihren Aufenthalt in grö¬
ßern mahl- und schlachtsteucrpstichtigen Städten nehmen.
Das sind Lokal-Ansichten, welche de«: Staatsmann nicht
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bestimmen können, und für diesen dürste der letztere
Grund eher noch eine Ursache mehr zur Abschaffung der
Mahl - und Schlachtsteucr sehn.

Wenn auch nicht die Abschaffung,doch die Ver¬
minderung der Bierstener möchte wüuschenswerth.

Eine betrachtliche Herabsetzungder Eingangs¬
rechte auf Vieh und Getreide scheint, wenigstens
in den westlichen Provinzen, zur Erreichung der Wohl-
seilheit der Lebensmittel nothwendig zu seyn.

Von Steuern, die auf dem Transport la¬
sten, sind mehrere, z. B. alle Wege-, Thorsperr-, Pfla¬
ster- und Brücken-Gelder, und die Postscheine der Mieth-
kutscher abzuschaffen und andere zu vermindern.

Steuern wie die Hebammen und die Kathc-
dral - Stcner, die meisten Geb ü hren und dergleichen,
einen kleinen Ertrag liefernde Stenern, durch welche zum
Thcil verwaltendeBeamte, die mit dem Stcnerwesen sonst
nichts zu thun haben, und sogar Geistliche, (wie bei der
Kathedral-Stener,) zu Steuer-Empfängerngemacht wer¬
den, dürften fast alle abzuschaffenseyn,

Durch diese verschiedeueuReduktionen würden die
Steuern um ungefähr 7 bis 8 Mill. Rthlr. vermindert
werden.

Die hohe Wichtigkeit der Boden-Kultur in staats-
wirthschaftlicherwie politischer Hinsicht ist jedem Unter¬
richteten bekannt; und wird durch die in dieser Schrift
enthaltenen Untersuchungen nur noch mehr bestätigt; für
Preußen ist ohne Zweifel die Beförderung der Bodeu-
Kulrur zur Ausbildungder Staatskräste und zur Stär¬
kung der erhaltenden politischen Kräfte von der aller¬
höchsten Wichtigkeit. Deßhalb machte ich die Herabsetzung
der Grundsteuer von 14 Prozent des Reinertrages auf
10 Prozent durchschnittlich für nothwendig; die Steuern
würden dadurch um etwas mehr als 8 Mill. Rthlr. ver¬
mindert werden.

Die Gesammt-Verminderung der Steuern würde
mithin ungefähr 11 Mill. Rthlr. betragen.

Ich bin der Meinung, daß zur Beförderung der
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Produktion die Eingangszölle auf Manufaktnr-
waarcn meistens betrachtlich herabzusehen sind, damit
mehr eingeführt werde und damit das preußische Zoll¬
system so viel mehr die richtigen Grundsatze verwirkliche,
welche bei Einführung' desselben in der ersten Verordnung
ausgesprochen worden sind; (Vlck. H. 133.) Dieß würde
in der Wirkung ans den Preis der Produkte unv ans
die Vermehrung der Produktion zwar einer Stenerver-
mindernng gleich zu achten sehn, in den Staatseinnah¬
men aber eine Vermehrung bewirken.

H. 314.
Es würden mithin von den in H. 310 angegebenen

Ersparungen noch ungefähr 5^ Mill. Rthlr. zur Ver¬
wendung ans produktive Staatsausgabcn übrig bleiben.
Dahin gehört vorzüglich, wie schon im H. 303 ange¬
führt wurde, die Vermehrung oder Verbesserung des eine
wohlfeilere und bessere Produktion bezweckendenUnter¬
richts, und die Beschaffung wohlfeiler Transportmittel.
Solche Ausgaben wirken wol noch wohlthätiger ans die
Vermehrung der Staatskräste, als die Verminderung der
Stenern.

Preußen hat hinsichtlich jenes Unterrichts mehr als
die meisten andern Staaten geleistet; mehr und Besseres
kann noch geschehen, wenn unproduktive Ausgaben er¬
spart, und die Ersparungenzum Theil ans diese Weise
verwendet werden. Auch besitzt Preußen unter seinen
Staatsmännern die wärmsten und einsichtsvollsten Be¬
förderer des vorbezcichneten Unterrichts, und dem Erfolge
ihrer Bemühungen sowohl in dieser Hinsicht, als über¬
haupt zur Vermehrung der Produktion, verdanken wir
zum großen Theilc, daß Manches, was in Preußen zum
Nachtheil der letztern geschah, oder ungeschehen gelassen
wurde, in den Wirkungen nicht greller hervorgetreten ist.

kleber den wohlseilen Transport werde ich im 73.
Kapitel meine Ansichten vortragen.



Zwei und siebzigstes Kapitel.
lieber die Ncrtheilung im d Ausgleichung der Steuern,

insbesondere die Ausgleichung der Grundsteuer.

H. 3t5.

Eine ganz richtige Steuervertheilung, sowohl unter

die einzelnen Steuerpflichtigen, als unter die Provinzen,

Bezirke und Gemeinden ist ein unerreichbares Ideal; cS

ist daher eben so thöricht, das Vollkommene zu verlan¬

gen, als, weil dies? nicht erreichbar ist, die größten Un¬

gleichheiten und Mängel der Stenorvertheilung nicht ab¬

zuändern und nicht so viel möglich auszugleichen. In¬

dessen ist die erstere Thorheit meistens unschuldiger Art,

da sie in leeren Klagen zu verballen pflegt. Höchst nach-

theilig ist dagegen, wenn größe Steuer-Ungleichheiten

lange bestehen, ohne daß zu deren Aufhebung etwas ge¬

schieht; denn es wird dann das so notbwendige Ver¬

trauen der Unterthanen zu der Gerechtigkeit der Staats-

regiernng wesentlich geschwächt, und außerdem wird da,

wo die Steuer zu hart drückt, die Ausbildung der Staats¬

kräfte, so wie das Wohlsetm der Unterthanen gebindert;

während dagegen manchmal die Steuer-Begünstigungen

einzelner Klassen der Unterthanen keinesweges bei diesen

so viel nützen, wie der Druck anderswo schadet, sondern

vielmehr oft ans ähnliche Weise wirken, wie die aus¬

schließlichen Privilegien der Handwerker und Fabrikanten,

nämlich als Beförderungsmittel der Trägheit und Indo¬

lenz. Eine gute Steuer-Vertheiluug ist deshalb da, wo

sie bisher mangelhast war, als eine Steuervermiuderung

zu betrachten.

Wegen dieser Gründe braucht man einer gerechten

und weiseil Staatsregierung, wie der preußischen, nur die

erheblichen Mängel der Steuervertheilung nachzuweisen,

um eine baldige Verbesserung oder Abhülfe vertrauensvoll

erwarten zu können.
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H 316.
Verbrauchs - Steuern, wenn sie nicht wie die

Mahl- und Schlacht-Steuer, in einigen Orten bestehen,
in andern nicht eingeführt sind, sondern wie die Zölle
und andere preußischen Verbranchsstenernnach Einem
System erhoben werden, haben den Vortheil einer gro¬
ßen Gleichmäßigkeit, indem Jedermann sich so hoch be¬
steuert wie er kann oder wie er will.

Von jenen Steuern in Preußen kann wesentlich nur
die Mahl- und Schlacht-Steuer der Vorwurf einer un¬
richtigen Vercheilnng treffen, worüber in den HH. 147'
313 bereits das Erforderliche bemerkt worden ist.

H. 317.

Die Personen- oder Klassen-Steuer hat schon,
hinsichtlich der Vercheilnng,Verbesserungen erfahren, in¬
dem die Abstufungen die Steuersätze vermehrt worden
sind. Ich lasse dahin gestellt seyn, ob nicht die Einrich¬
tung der französischen Personal- und Mobilar-Stenern
jener der Klassen-Steuer zur Erlangung der richtigsten
Vercheilnng vorzuziehen seyn dürfte.

Die Gewerbesteuer bedarf einer bessern Verchei¬
lnng, sowohl iir Beziehung ans die verschiedenen Klassen
der Gewerbetreibenden,von welchen manche gar nicht
stenerpstichrig sind, als auch hinsichtlich der Abstufung der
Steuersätze. Diese Mängel dürften am geeignetsten durch
ein ganz neues und besseres Gewerbesteuer-Gesetz geho¬
ben werden, welches um so mehr zu erwarten steht, als
die Gebrechen des gegenwärtigenvon den Staatsbehör¬
den ohne Zweifel eingesehen werden.

H. 318.

Indessen sind sowohl bei der Klassen- wie der Ge¬
werbe-Steuer die Mängel der Vercheilnng nicht so er¬
heblich, daß sie die im H. 315 angegebenen Übeln Fol-
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gen in großem Maße haben könnten. Die Grund¬
steuer ist dagegen im höchsten Grade fehlerhaft, sowohl
hinsichtlich der von den Provinzen und Bezirken als von
den einzelnen Steuerpflichtigen aufzubringendenSteuer
verrheilt, und dies; will ich beweisen. Die Beweise sind
folgende:

1) Das Anerkenntnis?der Staatsregiernng, indem
in dem Gesetze vom 30. Mai 1820 gesagt wurde, daß
zur Vollendung der Reform der Steuer-Gesetzgebung
vor Allem eine Revision der Grundsteuer in
sammtlichen Provinzen nothweudig sey. Die
in dem königlichen Finanz-Edikte vom 27. Okt. 1810
enthaltenen Bestimmungen gehören ebenfalls hieher. (Vill.
H. 109.)

2) Nach dem Gesetze vom 30. Mai 1820 ist die
Grundsteuer so sorterhoben worden, wie sie überall be¬
stand. Nun wäre es der wunderbarste Zufall, wenn
nicht die größten Ungleichheiten Statt fanden zwischen
der französischenGrundsteuer am Rhein, der königlich
westphälischenim Magdeburgischen, der schlesischen, von
1742 und 1779 herstammend,und zwischen den man¬
cherlei (im H. 120 angegebenen)sogenannten Grund¬
steuern, die, und verbunden mit sehr erheblichenSteuer¬
befreiungen, in den östlichen Provinzen bestehen. Die
Wunder werden aber immer seltener, und Einrichtungen,
die mit den heterogensten Absichten und unter den ver¬
schiedenartigsten Umstanden zu Stande gekommen sind,
können unmöglich in dem Haupt-Resultate, der Stener-
vertheilnng unter die Provinzen und Bezirke, etwas an¬
deres Heransstellen, als die größte Disharmonie.

2) Ehe die neueren preußischen direkten und indi¬
rekten Stenern eingeführt wurden, ließ die Staatsregie¬
rung zur Begutachtungdieser Stenern, oder vielmehr der
Einsüh»nng derselben, eine Kommission im Jahre 1818
in Koblenz zusammentreten. Es wurden derselben sehr
reichhaltige Materialien zur Benrtheilnng des Stenerwe-
sens vorgelegt, und sie erklärte darauf einstimmig, daß
die Einführung jener Stenern die Rheinprovinz,wegen
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der in der letztern bestehenden, vcrgleichnngs-
weise gegen die östlichen Provinzen so hohen
Grundsteuer, außerordentlich überbürden würde. Und
aus welchen Mitgliedern war die Kominission zusammen¬
gesetzt? aus dem Ober-Präsidenten,aus den sammtlichen
Chef-Präsidenten der Bezirks-Regierungenin der Rhein¬
provinz und aus einigen angesehenen von der Regierung
berufenen Eingesessenen.

4) Die große Ungleichheit der Grundsteuer in Be¬
ziehung aus die einzelnen Klassen der Grundbesitzer in
den Provinzen Sachsen, Brandenburg, Pommern und
Prcnßen ist bekannt und bedarf keines Beweises; aber
diese Ungleichheit beweiset zugleich diejenige der Verthei-
lung unter sämmtliehe Provinzen des Staates, und deshalb
sind Zahlen-Belege zur erstern hier am rechten Orte.

In der Provinz Sachsen bestehen vorzüglich die
Grundsteuer-Einrichtungen,welche vom ehemaligen Kö¬
nigreich Westphalen, und die, welche vom Königreich
Sachsen herstammen. Nach der erstern ist die Grund¬
steuer so ziemlich gleichmäßig auf den sämmtlichen Grund¬
besitz der Unterthanenvertheilt. In welchem Verhältnis
diese (ehemals königst wcstphälische) Grundsteller zn der
in der Rheinprovinz steht, kann aus einer Vergleichung
Magdeburgs mit Aachen beurtheilt werden. Der Ge-
sammt-Katastral-Reinertragder Grundgüter des Stadt¬
kreises Aachen beträgt nach der ersten Tabelle 228716
Rthlr.z nach dem Verhältnis; des rheinischen Katasters
ist der Reinertrag nur der Hauser in der Stadt Mag¬
deburg, wie im H. 35 angegeben wurde, zu 279606
Rthlr. zu veranschlagen; die im Jahre 1828 entrichtete
Grundsteuer steht aber in einem durchaus entgegengesetz¬
ten Verhältnis, sie betrug für den Stadlkreis Aachen un¬
gefähr 38760 Rthlr., und für Magdeburg ungefähr
17500 Rthlr., die Zulage-Centimen für Gemeinde-Be¬
dürfnisse unberücksichtigtgelassen. — Die vom König¬
reich Sachsen herstammende Grundsteuer kann durch fol¬
gende Zahlen ermessen werden:
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An Grundsteuer, oder richtiger, an Lehnspserdegel-
dern, ist zu einrichten:

^ <^, mit einem Betrag der macht vom

^>om . Reinertrag Steuer Reinertrag

^ von Rthlr. Rthlr. Prozent

3160 23 0,"

1!. 750 23 3/7

e. 600 14 2/2

v. 1200 23 1/-

Summe 5710 83 1/^

Von städtischen Grundstücken ist zu entrichten, aus«

schließlich der Kommunal-Zuschläge:

Bezeichu. ^ muthmaßl. Betrag der macht vom

d. Grund- Reinertrag Gr.Sreuer Reinertrag

gut. Rthlr. Rthlr. Rthlr. Thür. Sgr. Prozent

/mus 3700 123 9 17 7/2

dito 8000 267 19 — 7/'

dito 3100 103 11 23 11/-

Acker 200 10 1 22 17/-

Summe 15000 503 42 2 8/^

Von bauerlichen Grundgütern ist zu entrichten:

Tazirter Mmbmaß- Betrag der ^

W»,I. dcö Iich»Rm,- G..md- ««

-n.»z st-u., ».-"'-»mz

Rthlr. .Rthlr. Thtr. (sgr. Prozent

2200 88 12 7 13/°

3200 128 14 6 11/°

3000 120 5 13 4/-

1625 65 10 25 16/?

Summe 10025 401 42 21 10/^

In den Provinzen Brandenburg, Pommern

Und die vielen daselbst befindlichen Rittergüter nicht hö¬

her mir Grundsteuern belegt, als in Sachsen. Hinsichtlich
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der in dm Städten jener Provinzen zn entrichtenden
Grnndsteuer bietet Berlin ein Beispiel dar. Im H. 57
habe ich den Micrhwerth der Hauser in Berlin, nach
dem Maßstabe des rheinisch - westfälischen Katasters zu
3^ Mill. Rthlr. veranschlagt; nach der in Berlin vorge¬
nommenen Abschätzungbeträgt derselbe, (wie in der Be¬
merkung znm H. 37 nachzusehen ist,) 5 Mill. Rthlr.,
im Mittel beider Veranschlagungen daher 4,375000 Rthlr.
Redustren wir diese Summe, nach den in HH. 29, 30
ausgestellten Grundsätzen um 25 Prozent, so stellt sich
der Reinertrag nur der Hauser in Berlin auf 3,281250
Rthlr., und es bleiben die beträchtlichen, innerhalb der
Ringmauern befindlichen, unbebauten und wohl kulnvir-
ten Bodenstächen ganz unberücksichtigt. Die von Berlin
an den Staat zu entrichtende Grnndsteuer beträgt 131416
Rthlr.; dieß macht 4,°' Prozent vom Reinertrage.

Sowohl über die Provinz Preußen als Schlesien
und Posen fehlen mir spezielle Notizen, um die große
Ungleichheit, nnd besonders bei der erstem Provinz, die
niedrigen Satze der Grundsteuer durch einzelne Beispiele
darstellen zn können; indessen leidet keinen Zweifel, daß
die Ungleichheit und die niedrigen Satze bestehen.

Wenn wir nun sehen, daß in Sachsen von Ritter¬
gütern 1/5, von stadtischen Grundgütern 8/^, von
bäuerlichen Gütern 10/' Prozent des Reinertrageszu
entrichten sind; daß die Grundsteuer, wo sie nach dem
Maßstabe der frühern königl. westphälisehen Besteuernngs-
Gnindsatze entrichtet wird, in Städten kaum halb so
hoch als am Rhein ist; daß in Brandenburg, Pommern
und auch znm Theil in den andern östlichen Provinzen
die Rittergüter nicht mehr Grundsteuer wie in Sachsen
tragen; daß in Städten wie Berlin 4 Prozent vom Rein¬
erträge der Gruudgüter zu zahlen sind; — wo können
denn in diesen Provinzen die Grundgüter sich befinden,
welche um so viel mehr Grundsteuer tragen, daß diese
im Durchschnitt 21/2 Prozent wie in der Rheinprovinz,
oder 19/2 Prozent des Reinertrages, wie in Westpha-
lcn erreiche? Es giebt solche Grundgüter nicht, und es

25
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kann deren nicht geben, denn sollten anch deren einige vor¬

banden senn, die eben so hoch wie in der Rheinprovinz und

Westphalen belastet sind, so wird jeder mit dem Finanz-

sache mir einigermaßen vertraute Beamte als Unmög¬

lichkeit erkennen: eine nur irgend beträchtlich

höhere Grundsteuer als die rheinische in Pro¬

vinzen zu erheben, wo neben allen übrigen

Stenern die k o st b a r e p r e n ß i s ch e I n stiz -Ei n-

richrnng, Feudal-Lasten und mitunter noch Ge¬

werbe z w ang b e st e h e n.

Unterstützt wird dieser Beweis der ungleichen Ver-

theilnng der Grundsteuer unter die Provinzen durch den

Umstand, daß da, wo die Besteuerung nach französischen

Grundsätzen besteht, große Klage darüber geführt wird,

daß man früher viel weniger zu entrichten gehabt habe.

Der Beschwerde der Ritter in Brandenburg und Sach¬

sen, welche eine Zeit lang könig!. westphalische Umertha?

nen gewesen waren, erwähnte ich schon im H. 110. Die

Provinzialstande der Provinz Westphalen weisen nach,

daß die zu derselben gehörige Grafschaft Mark, welche

selbst nach dem frühern Grundsteuer - Verhältnis; nicht

niedrig belastet war, jetzt da sie die französische oder groß¬

herzoglich bergische Grundsteuer entrichtet, mehr als noch

einmal so viel aufbringen muß als vor dem Ialpre 1806.

5) Meine Untersuchungen über den Reinertrag der

Grundgüter, in Verbindung mit den Beiträgen der Pro¬

vinzen zur Grundsteuer, dargestellt in den Kapiteln 6, 7,

27 und in der Tabelle 7. ' Daß die von mir ermittelten

Resultate nicht so sehr von der Wahrheit sich entfernen,

und daß die darin enthaltenen Jrrthümer höchst

w ahrscheinlich e her die Unglei ch heitde r G r u n d-

stcuer-V errhcilnng in einem verkleinerten als

in einem vergröße'rten Verhältnis; erscheinen

lassen, dicß wird durch die vorstehend beigebrachten Be¬

weise bestätigt.

6) Die im H. 300 dargestellte Wirkung der Stenern

auf die Zunahme der Bevölkerung.
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Nach diesen Beweisen wird wahrscheinlich jeder
Zweifel darüber, ob eine grelle Ungleichheit der Grund¬
steuer-Vercheilimg zwischen den Provinzen Statt findet,
verschwinden,und die zu erörternde und weiter zu berich¬
tigende Frage wird künftig mir noch seyn können: wie
groß diese Ungleichheit wirklich ist, ob kleiner oder ob
größer, als in der siebenten Tabelle dargestellt worden ist.

tz. 319.

Diese letztere Frage hangt nahe zusammen mit der
Ausgleichung der Steuern, und insbesondere
der Grundsteuer zwischen den Provinzen.

Ich bin fern von der Anmaßung, meine Untersu¬
chungen, deren Resultate in den Tabellen 4, 7, kl ent¬
halten sind, für genügend zur Erlangung eines so viel
möglich richtigen Maßstabes der Ausgleichungzu erach¬
ten; sehr zufrieden bin ich, wenn meine Forschungen nur
einen starken Schritt weiter in der Annäherung der Wahr¬
heit führen, welche in dieser Hinsicht zu ergründen für
die Dynastie und die Unterthanen gleich nützlich und
nothwendig ist.

Eben so fern aber bin ich von der Meinung, daß
viele Jahre nothwendig seyen, um die Ausgleichung zu
bewirken. Soll diese vorgenommeil werden, so ist die
erste Bedingung, daß die Staatsregiernng den eisernen
Willen dazu habe, und daß alsdann Einheit und Har¬
monie in dem ganzen Verfahren herrschen; das eine wie
das andre ist bei der unumschränkt monarchischen Staats¬
verfassung gerade am leichtesten. Würde der Gegenstand
mit jeder provinzialständischcn Versammlung besonders
verhandelt, wirkte die grnndsteuerfreieAristokratie bindernd
oder lahmend auf den Gang des Ausgleichungs-Geschästs
ein; so wäre die Beendigungdes letztern nicht abzusehen.
Es kann dasselbe ohne Zweifel im stanfe des nächsten
Jahres so weit beendigt seyn, daß die Ausgleichung mit
dem Jahre 1834 in Wirksamkeit treten könnte. Nur muß
man sich einstweilen niit dem möglich Bessern begnügen:

23 "
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ein Mehreres wird doch nicht erreicht werden, wie lange
man anch zögern möchte, nnd das Vollkommene ist im¬
mer erst erreichbar, nachdem die Erfahrung die früheren
Mangel gezeigt hat. Uebrigens sind ohne Zweifel in
den Akten des Finanz-Ministeriums nnd bei dem stati¬
stischen Bureau so viele schätzbare Hülfsinirrel vorhanden,
daß das Ansgleichnngs-Geschäft dadurch wesentlich er¬
leichtert werden muß. Es wird nur daraus ankommen,
daß der Finanzminister die fähigsten nnd geeignetsten
Männer zur Benutzung jener Hülssmittel, zu den wei¬
tern Untersuchungen in den Provinzen nnd zur Endvcr-
gleichnng ernennen, und daß von vorn herein die
bei dieser anzuwendenden Grundsätze festge¬
stellt w erde n.

lieber ein Paar bei den letztern ohne Zweifel in
Anregung kommende Fragen will ich hier noch meine
Meinung sagen.

Wie werden die Provinzial - Steuern in
Anrechnung kommen? In Beziehung ans diese
Frage scheint dringend nothwcndigzu seyn, daß zuvör¬
derst ein Gesetz genau bestimme, was Staats- oder Pro¬
vinzial- oder Gemeinde-Steuernseyn sollen. Es finden
in dieser Beziehung, wenigstens in der Rheinprovinz,
Beschwerden oder Klagen Statt, daß erst die Staats-
steuern, insbesondere die Grundsteuer, sehr hoch wären,
und daß demnächst noch unter der Benennung von Pro-
vinzial-Stenern, oder von Provinzial-Zweckennoch ein¬
mal Stenern für Bestreitung von Kosten erhoben wür¬
den , die der Staat aus den allgemeinen Staatsstcuern
zu tragen habe, z. B. die Kathedral- und Hebammen-
Steuer, ein Theil der Zulage-Centimen für Wegebau.

Kommen die höhern Justiz-Kosten der
preußischen Justiz-Einrichtung, im Vergleiche
gegen jene der rheinischen Iustizpslege in An¬
rechnung nnd wie? Man sollte sagen, daß die
Staatsregiernng, in sosern die erster? Justiz nicht der
Inbegriff alles Vortrefflichen ist, veranlaßt seyn möchte,
wegen des großen (im H. 241 dargestellten,) llnterschie-
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des der Kosten so bald wie möglich jene Justiz-Einrich¬
tung völlig aufgehoben und den Haupt-Prinzipien nach
die rheinische überall einzuführen. Da aber dadurch eine
Menge Menschen weniger als Räthe, Assessoren, Alum¬
nen, Registratoren, Kassen-Rendanren,Jnstizkommissa-
rien :c. angestellt werden könnten, und da das Beam¬
ten-Element in Preußen eine wichtige Bedeutsamkeit er¬
langt hat, so steht noch dahin, ob die Staatsregiernng
sobald jenen Entschluß fasse. Deßhalb scheint notl,wen¬
dig zu seyn, über vorstehende Frage ein Wort zu sagen.
Da die Rheinpreußen ihre Justiz für die bessere halten,
die Bewohner der übrigen Provinzen dagegen für die
ihrige die nämliche Vorliebe haben, da diese Bewohner
folglich nach der rheinischen Jnstizpflege gar kein Verlan¬
gen tragen, vielmehr uns Rheinprenßen bemitleiden, daß
dieß Erzeugnis; der Franzosen, nnsre kurzen fünf Gesetz¬
bücher den nmfassendern und vielfältiger»Bestimmun¬
gen des Landrechts und der Gerichtsordnung,sammt al¬
len dazu gehörigen Nachträgen, Erläuterungenund Ju-
stiz-Ministerial-Reskripten vorziehen, daß wir gar nicht
einsehen können, wie gute Urtheile nach mündlichen Vor¬
trägen, sondern nur nach gehörigem Schristenwechsel und
nach dem Berichte eines Referenten gefällt werden kön¬
nen, und daß wir für andre Vorzüge eben so blind sind,
— so wäre es nach meiner Meinung unbillig, wenn
nicht auch jede Provinz die Vortheile oder Nachtheile ge¬
nießt oder leidet, welche hinsichtlich der Kosten mit der
einen oder der andern Justiz-Einrichtungverbunden sind.
Die Rheinprovinzhat bei einer Ausgleichung demnach
um so viel weniger Steuern aufzubringen, als die Ko¬
sten-Differenzder verschi.denen Justiz-Pflege beträgt.

Wenn eine Provinz in den indirekten und
besonders in den Verbrauchssteuern mehr als
eine andre aufbringt, muß alsdann derblnter-
schied durch die direkten Steuern wieder aus¬
geglichen werden? Diese Frage würde ich gar nicht
anführen, wenn nicht die Meinung eines Mannes, des¬
sen Andenken ich im höchsten Grade ehre, die Verau-
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lassung würde: der verstorbene Finanzminister von Mol;

bemerkt in dem Memoire vom 18. Mai 1880 den west-

phälischeu Provinzialstäitden wegen ihrer Beschwerde über

zu bolie Grundsteuer, „selbst wenn in den westlichen

Provinzen diese Steuer crwas mehr ans den Kopf betra¬

gen möchte, als in den östlichen, so fände dagegen hin¬

sichtlich der indirekten Stenern ein entgegengesetztes Ver¬

hältnis Statt, indem diese in den letztem Provinzen sich

ans eme Kleinigkeit mehr als in den erstem auf den Kops

der Bevölkerung berechneten." Hier kommt es nur dar¬

aus an, daß die indirekten Steuern nach gleichmäßigen

Grundsätzen erhoben werden; alsdann ist der größere

Ertrag ein Beweis größern Wohlstandes. Insbesondere

bei den Verbranchs-Stenern muß bei einer guten Steuer-

Verrheilnng allemal da der größte Ertrag sepn, wo die

direkten Steuern am höchsten nach dem Maßstäbe der

Bevölkerung sind. So ist es z. B. in Paris. Das

vom Finanzminister angegebene Verhältniß beweiset da¬

her gerade das Gegeutheil von dem, was damit bewiesen

werden soll. In einer Provinz, wo viele große Fabri¬

ken stnd, ist das durchschnittliche Vermögen jedes Men¬

schen kleiner, als in einer andern, wo der Ackerbau mehr

Hauptbeschäftigung ist, denn in der erstem ist die Anzahl

der Proletarien verhälmißmäßig am größten. Deßhalb

wird, wenn alle Steuer-, Personen-, Eigenthnms- und

stenerähnlichen Verhältnisse völlig gleich sind, der Be¬

wohner der Rheinprovinz viel weniger an Verbranchs¬

steuern einbringen, als jener der Provinz Sachsen. Die

obige Frage ist daher unbedingt verneinend zu beantwor¬

ten, und sie fordert nur zu einer gleichmäßigen Erhe¬

bungsweise der indirekten Stenern aus.

Die Grundgüter geben, es läßt sich nicht verkennen,

einen kleinern Ertrag, wenn der Besitz nicht völlig frei

ist, wenn Lelms-Verhältnisse das Eigenthnm und die

Benutzung desselben beschränken, wenn die Fendal-Lasten

nicht völlig abgeschafft sind, als wenn der Grundbesitz

frei, theilbar und veräußerlich ist. Dieß letztere findet in der

Rheinprovinz, das erstere mehr oder weniger in den übri-
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gen Provinzen Statt. Soll dieser Unterschied in

der Abschätzung des Reinertrages nnd folglich

in der Veranlagung der Grundsteuer berück¬

sichtigt werden? Ich antworte mit voller kkeberzen-

guug 3tein. Der Uebergaug aus dem erstern in den

letztern Zustand wird nur durch Opfer erkaust, die am

schwersten sind, wenn jener, wie in der Rhcinprovinz,

auf revolutionäre Weise erfolgt; glücklich sind die andern

Provinzen, daß sie diesen klebergang auf friedliche und

'gesetzmäßige Weise, ohne Fremdherrschast vollbringen.

Ungerecht würde meiner Meinung nach sevn, wenn eine

Provinz den Preis des Opfers nicht genießen sollte, weil

eine andre dasselbe noch nicht gebracht hat. Dieß wäre

ungefähr so, als wenn eine Provinz auf eigne Kosten

den Kataster vollendet, nnd wenn dieselbe hernach um

so höher mit Grundsteuer belegt würde, weil ohne

allen Zweifel eine gleiche Stenerverthcilnng

wie eine Stcnervermindernng wirkt. Deshalb

können auch die Sporteln wegen Ablösung der gutsherr-

lichen Verhältnisse eben so weitig bei einer Steuer-Aus¬

gleichung in Anschlag gebracht werden, wie die Znlage-

Eenrimen für Anfertigung des Katasters in der Rhein¬

provinz. Indessen dürsten obige Frage nnd die sich da¬

ran knüpfenden Bemerkungen eine verstärkte Aufforderung

für die Staatsregiernng sevn, die Feudal-Verhältnisse,

so weit solche von ihr abbängig sind, völlig aufzubeben,

und die Ablösung der gntsherrlichen Lasten so viel mehr

zn erleichtern und zu beschleunigen. Beides wird beför¬

dert durch Vereinfachung des Verfahrens nnd durch die

Grundsteuer; durch diese, indem der Gutsherr in dem

Verhältnis; zur Grundsteuer der belasteten Grnndgüter

herangezogen wird, in welchem der Reinertrag der letz¬

tem durch die darauf ruhenden gntsherrlichen Lasten ver¬

mindert wird. Es muß alsdann dem Gutsherrn freiste¬

hen, den Betrag dieser Lasten selbst niedriger, als

solche von den stenervertheilenden Bebörden abgeschätzt

worden, zu veranschlagen nnd.den ihn treffenden Grnnd-

stener-Antheil nach seiner eignen Abschätzung zu entrichten,



?6t)

wogegen diese letztere von dem Besitzer der belasteten
Grnndgüter als Norm bei der Ablösung angenommen
werden darf.

H. 320.

Eine Ausgleichung der Grnndstencr unter den Pro¬

vinzen ist nicht gedenkbar, ohne die Steuer-Befreiungen

oder Steuer-Begünstigungen der einzelnes 'Gruudgüter-

Besitzer aufzuheben. Es kann in dieser Hinsicht nichts

Treffenderes gesagt werden, als die königliche Ermahnung,

welche in dem Edikte vom 27. Oktober 1810 enthalten,

und im 109 angeführt worden ist.

Auch in dieser Schrift würden jene Grundbesitzer
Veranlassungfinden, der Aufhebung ihrer Steuer-Pri¬
vilegien nicht so sehr entgegen zu seyn; indessen so wie
nun einmal die menschliche Natur ist, muß man von ih¬
nen nicht erwarten, daß sie aufhören werden, die Aus¬
gleichung so viel möglich zu hindern und aufzuhal¬
ten. Die Weisheit, Gerechtigkeit und Kraft der
Staatsregicruug wird aber über diese Hindernisse zu
siegeil wissen.

Gegen die Gerechtigkeit der Maßregel konnte schon
früherhiu wol nichts mit Grund eingewendet werden;
fetzt aber kann in jener Beziehung auch nicht der leiseste
Zweifel obwalten, da die oberste gesetzgebende Gewalt
schon vor zwei und zwanzig Iahren auf das
deutlichste, unumwundenste und bestimmteste die Aufhe¬
bung aller mit der natürlichen Gerechtigkeitnicht ver¬
einbare Steuer-Exemtionen, und insbesondere festgesetzt
hat, daß alle Grundsteuer-Befreiungen aufhö¬
ren sollen. In allen Verkaufen, Vererbungen und
andern Verhandlungen, bei welchen eine Beziehung auf
Steuer-Befreiung und Steuer-Begünstigung obwaltete,
hat daher gehörige Rücksicht auf jene langst verkündeten
niemals aufgehobenen,nur noch nicht ausgeführten ge¬
setzlichen Vorschriften genommen werden können.
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H. 321.
Ich erachte als Pflicht gegen die Staatsregierung,

dieselbe auf die politische Wichtigkeit der Steuer-Ausglei¬
chung aufmerksam zu machen. Ans derselben beruhet
zum großen Theil der Grad der Festigkeit des Bandes
zwischen den östlichen und westlichen Provinzen, so wie
deS von der Staatsregierung angenommenen Regieruugs-
Systrmes.

Still und rnhig entwickeln sich die allgemeinenIdeen
und die Dinge, um so unbemerkter in Preußen, als die
Zensur keine gründliche Erörterung der den Staat betref¬
fenden apolitischen und selbst staatswirthschastlichenFragen
in preußischen Tagesschriften gestattet, wenn die Abfas¬
sung auch noch so anstandig und gemessen ist; unter ei¬
ner gründlichen Erörterung kann nur eine solche verstan¬
den werden, wo die Gründe und die Gegengründcvor¬
getragen werden dürfen; gründlich kannn fast keine staats-
wirthschaftliche Frage erörtert werden, wenn nicht auch
die Beziehungen derselben aus innere und äußere Politik
untersucht werden, denn nur bei höchst wenigen, vielleicht
bei keiner einzigen staatswirthschastlichen Frage finden
diese Beziehungen nicht Start. Ob diese Ausübung der
Zensur zweckmäßig oder nicht zweckmäßig ist, ob die Zen¬
sur überhaupt anders als auf solche Weise, nach dem
Zustande der Regieruugs-Elemente, in Preußen ausge¬
übt werden könne, darauf kommt es hier nicht an; ge¬
nug so ists.

Weil es nun so ist, verdienen andere Symptome,
aus welchen der Entwickelungs-Gang der Ideen und der
Dinge bemerkbar ist, die größte Aufmerksamkeitund die
ernsteste Berücksichtigung; eine Staatsregierung darf am
allerwenigsten das Verfahren der Acrzte nachahmen, wel¬
che erst dann an das Heilen denken, wenn die Krankheit
oder die Störung des gesunden Organismus eingetreten ist.

Es ist aber, um den gelindesten Ausdruck zu wäh¬
len, die grelle Steuer-Ungleichheit der westlichen und der
östlichen Provinzeit ein Entfremdungs - Element der-
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selben, und zugleich ein Beförderungs-Mittel des konsti¬

tutionellen Geistes in den westlichen Provinzen; dos letz¬

tere um so mehr, als früher die Ausgleichung der Grund¬

steuer den Stauden vorbehalten worden ist. Von diesem

Gesichtspunkte aus betrachte man: die srühern Vorstel¬

lungen der rheinischen und besonders der westphälischen

Provinzialstände wegen der Steuer-Ausgleichung; den

von den letztcrn Ständen im Jahre 1830, nachdem jene

Vorstellungen vergeblich gewesen waren, fast einstimmig

ausgesprochenen Wunsch, daß eine reichsständische Ver¬

fassung eingeführt werden möge, verbunden mit erneuer¬

ten Vorstellungen wegen der Steuer-Ausgleichung; den

Umstand, daß die Aristokratie in den westlichen Provin¬

zen, soweit solche nicht steuerfrei oder verarmt ist, zum

großen Theile ihre Interessen von den allgemeinen nicht

sondert, und nicht so wie anderswo in politischer Nich-

tigkett sich wohlgcfällt; dagegen die den Gegensatz ^er

Ansichten ausdrückenden, am 16. Januar 1831 gespro-

chenenWorte des Landtags-Marschalls (oder Präsidenten,)

der brandenburgischen Provinzialstände, „mögen andre

Völker nach Phantomen jagen, die sie nie erreichen kön¬

nen, wir haben unsrc Verfassung;" —- so dürften

schwerlich die Zeichen eines, die ernstesten und betrüben-

ften Betrachtungen erregenden, Ganges der Entwickelung

der Ideen und der Dinge zu verkennen sevn.

Es ist daher eine Veranlassung vorhanden, den

Keim eines solchen Entwickelungs-Ganges zeitig und

energisch zu unterdrücken; und dieß ist nach meiner voll¬

kommenen Ueberzengung die Aufgabe, deren Lösung für

die Sta ats regierung am dringendsten, und für

Jeden, der wahrhaft dem Könige und dem Staate er¬

geben, jetzt am wünschenswcrthesten ist.

H. 3ZZ.

Für die Rheinprovinz hat die Ausgleichung ein ganz

vorzügliches Interesse; denn diese dürfte dadurch eine

Steuer-Verminderung von etwa Einer Million Rthlr.,

oder 13 bis 14 Sgr. auf den Kopf der Bevölkerung,
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erlangen, und zwar wurde diese Erleichterung ganzlich

oder größtentheils dein wichtigstein Gewerbe, der Boden-

Kultur zu gut kommen. Dies; wäre eine viel erheblichere

Beförderung des Ackerbaues, als die auf Vieh und Ge¬

treide gelegten Eingangs-Zölle.

Es könnte annähernd in Zahlen nachgewiesen wer¬

den, um wieviel die Ste??er-k!eberbürdung der Rheinpro¬

vinz, abgesehen von den 12 Mill. Rthlr., welche dieselbe

nun seit zwölf Jahren zur Erhaltung der Steuer-Be¬

günstigungen in den östlichen Provinzen, im Verhältnis;

gegen diese letzten?, zu viel ausgebracht hat, hinsichtlich

der Bevölkerungs- ?u?d Vermögens-Zunahme Eintrag ge-

than hat durch die nachtheiligen Wirkungen auf Boden-

Kultur, den Preis der Lebensmittel und aller Produktio¬

nen. Ich unterlasse die Aufstellung einer solchen Rech¬

nung, und bemerke nur, wie die so erhebliche Steuer- -

kleberbürdung allein erklärlich macht, das; in der Rhein¬

provinz, nachdem sie den klebergang aus dem französi¬

schen Prohibitiv-Svsteme zur freien? Konkurrenz, so wie

die Nothjahre 1816, 18k7 überstanden hatte, die Wobl-

habcnheit und die Bevölkerung weniger, als in den öst¬

lichen Provinze?? zugenommen haben. Denn wenn die

Stetiern unter die Provinzen gleichmäßig nach richtigen

Grundsätzen vertheilt gewesen wären, so war die Rhein¬

provinz mit ihrer wohlfeiler?? Justiz, ihren einfachen Per¬

sonen- und Eigenth?m?s-Verhältnissen und ohne Fendal-

Lastcn und Gewerbezwang, in solche??? Vorthcile gegen

die andern Provinzen, das; sie diesen in der Zunahme

der Prosperität weit vorgeeilt sehn würde. Auch machen

die ans der Steuer-kleberbürdnng entspringenden Nach¬

theile erklärlich, wcßhalb die Rheinprovinz in einige?? ge¬

werblichen Erzeugnisse», ungeachtet der dabei übrigens

günstig wirkenden Verhältnisse, die Konkurrenz nicht mit

den östliche?? Provinzen zu halten vermag.
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Drei und siebzigstes Kapitel.
Der wohlfeile Transport und der freie Verkehr.

H. 323.
Wenige Ausgaben sind in so hohem Grade pro¬

duktiv, wie diejenigen, welche der Staat aus die Be¬
schaffung wohlfeiler Transport-Mittel verwendet.

In der Staatszeitnng No. 243 Jahrgang 1832
befindet sich eine Berechnung über die Zunahme des
National - Vermögens und der Bevölkerung durch den
Kunststraßenban, nach dem Verhältnis der Ersparung an
Zeit und an Pferden. Es wird nach dieser Berechnung
angenommen: 1. daß auf einer Knnststraße in Preußen
von 13 Meilen Lange täglich 50 Gespanne oder 200
Pferde passiren; 2. daß der Transport nur um den
vierten Theil geschwinder als früher geschieht; 3. daß die
Pferde nur 240 Tage im Jahre arbeiten, und daß als¬
dann 76 Pferde jährlich erspart werden, deren Unterhalt
zu 80 Rthlr. gerechnet, jährlich 6080 Rthlr. kostet;
4. daß mit diesen Pferden jährlich wenigstens 21900
Menschen die Straße befahren, welche also 5475 Ar¬
beitstage durch den schnellern Transport gewinnen, welche
nur zur 10 Sgr. gerechnet, 1825 Rthlr. jährlich betra¬
gen; daß ein Pferd zur Unterhaltungsoviel Land be¬
darf, wie 8 Menschen, und daß mitbin die Bevölkerung
sich um 608 Menschen verinebren müsse. — Diese An¬
nahmen sind offenbar nicht übertrieben,und man darf
füglich voraussetzen, daß nicht nur in der Geschwindig¬
keit des Transports der vierte Theil, sondern außerdem
noch wenigstens der achte Theil in der zu transportirenden
O.nantität gewonnen wird. Ferner ist der Verbrauch der
Pferde zu veranschlagen. Man darf annehmen, daß das
Pferd in 6 Jahren verbraucht wird und 60 Rthlr. ko¬
stet. Diese Annahmen zu denen in der Staatszeitnng
gerechnet, ergiebt sich, daß jährlich 12617 Rthlr. erspart
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werden, und daß die Bevölkerungum 912 Menschen
zunehmen muß, und zwar durch die Anlegung ei¬
ner guten, 13 Meilen langen Kunststraßc von
mittelmäßiger Frequenz.

H. 324.

Ein eben so großer, und vielleicht noch größerer Vor¬
theil der wohlfeilen Transportmittel besteht varin, daß
dadurch jedes Produkt soviel wohlfeiler an
denjenigen Ort gebracht werden kann, der für
den Absah am geeignetsten oder günstigsten ist.
Und daraus folgt dann weiter der außerordentliche Vor¬
theil, daß in jeder Gegend oder Lokalität so¬
viel mehr vorzugsweise diejenigen rohen Pro¬
dukte crzeugt oder durch Arbcit verfeinert wcr-
dcu köuuen, welche am wohlfeilsten, besten und
nützlichsten in einer Gegend oder Lokalität er¬
zeugt oder verarbeitet werden können.

Diese Vortheile werden noch nicht in dem Maße
und so allgemein gewürdigt, wie sie es verdienen; sonst
würden Wege-, Brücken-, Pflaster-, Gebiets- Thorsperr-
Gelder schon viel mehr völlig abgeschafft worden sehn,
als bis jetzt der Fall ist. Bei manchen Rcgierungs-und
Gemeinde-Behörden wird mit der Erbauung einer Kunst¬
straßc oder einer Brücke die Idee des Wege- oder Brük-
kengeldes so unzertrennlich verbunden, wie mit einer Hci-
rath die Idee der Kinder-Zeugung. Es werden über¬
haupt folgende Umstände nicht gehörig berücksichtigt:

1) Der Betrag der Abgabe ist nur ein Theil der
zu entrichtenden Steuer; ein anderer Theil derselben be¬
steht in dem Aufenthalte und der Störung des Trans¬
ports, die durch die Entrichtungder Abgabe veranlaßt
werden.

2) Die Anstellung so vieler Empfängerder Abga¬
ben so wie der Aufseher über die Entrichtung derselben
entzieht eine beträchtliche Anzahl Menschen der produk¬
tiven 'Arbeit.
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3) Die Vertheurung des Transports durch die den¬

selben direkt treffenden Stenern wirkt viel nachtheiliger

aus die Vertheuerung der Produktion, als wenn die Ko¬

sten der Beschaffung wohlfeiler Transportmittel durch

andere allgemeine Stenern aufgebracht werden.

Ein Beispiel mag jene Vortheile und den letztem

Umstand verdeutlichen.

Die Fracht von Berlin nach Aachen und umgekehrt

ist im Durchschnitt 3^ Rthlr vom Zentner. Wenn gar

keilte Transport-Abgaben zu entrichten waren, so würde

die Fracht die Hälfte betragen, oder doch um wenigstens

1? Rthlr. niedriger seyn; ich nehme das letztere an.

Für die rheinischen Tuchfabriken wird viel 'Wolle von

Berlin nach Aachen, und tungekehrt das Tuch von Aa¬

chen nach Berlin gesandt. Zwei Zentner Wolle liefern

ungefähr Einen Zentner Tuch. Es würden daher bei

diesen Umtausch der Erzengnisse auf eineu Zentner Tuch

4P Rthlr. erspart. Dieser Vortheil würde nicht den ein¬

zelnen Fabriken, sondern den Wollproduzenten und den

säminrlichen Tuch-Konsumenten zufließen. Ohne Zweifel

wirkt die auf diese Weise bewirkte größere Wohlfeilheir

des Tuches so vortheilhaft, daß dadurch allein die

zur Beschaffung der wohlfeilern Transportmittel zu ent¬

richtenden allgemeinen Stenern ausgeglichen werden, und

daß der größere Werth, den die Grundgüler in Bran¬

denburg durch den vermehrten Preis der Wolle erhalten,

ein beträcbrlicher Neben-Gewinn ist, der nicht erreicht

wird, wenn die Steuer direkt auf den: Transporte lastet.

Noch auffallender treten diese Verhältnisse bei den

Produktionen hervor, welche wegen eines, nach Maßgabe

des Gewichts, geringen Wcrthes nicbt weit verführbar

find, z. B. bei Steinkohlen, Holz, Steinen.

. 325.

Ist nun der Vortheil der gewöhnlichen Kunststraßen

und der abgabenfreien Benutzung derselben so groß, wie

viel beträchtlicher ist er, wenn durch Eisenbahnen und
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Kanäle der Transport noch viel wohlfeiler und, durch
erstere, schneller beschafft wird. Die Schnelligkeit dessel¬
ben ist, wegen der Kapital-Ersparuug, ebenfalls ein
Mittel zur Erlangung eineS wohlfeileru Transports. Wie
außerordentlich wird der Werth der Waldungen, Berg¬
werke und aller Boden-Erzeugnissevermehrt, die durch
soviel wohlfeilere Transportmittel drei bis sechsmal wei¬
ter als bisher für den nämlichen Preis verführt werden
können. Wie betrachtlich ist der Gewinn der Konsumen¬
ten der Produkte, welche diese letztern wohlfeiler erhalten,
wahrend die Produzenten durch vermehrten und verbrei¬
teten Absatz gewinnen.

H. 326.

Die Herstellung der wohlfeilsten Transportmit¬
tel in Preußen und in den kleinern deutschen Staaten
ist nur dann ausführbar, wenn ein freier Verkehr
zwischen diesen letztern und Preußen stattfindet, und wenn
die Erhaltung desselben so gesichert ist, daß daraufhin
große Unternehmungengemacht werden können. Denn:

k) Am wohlfeilsten können die Transportmittelnicht
beschafft werden, so lange nicht in den Hauptrichtungen
des Verkehrs gute Kunststraßen, Kanäle, Flußschiffahrt
oder Eisenbahnen, je nachdem eins oder das andre, oder
mehrere dieser Transportmittel zugleich am geeignetsten
und vortheilhaftesten hergestellt werden können, angelegt
werden.

2) Es kann nichts großes in dieser Art zu Stande
kommen, wenn solche Aulagen nicht in den Richtungen
geführt werden dürfen, welche die größten Vorthelle dar¬
bieten, und dies; kann nur dann geschehen, wenn die vie¬
len Gränzen der oben angeführten Staaten nicht mehr
wie bisher Hindernisse in den Weg legen.

3) Selbst wenn dieß letztere Momentan nicht der
Fall ist, werden sowohl die Staatsregierungen wie Pri¬
vat-Unternehmer nur insofern die Ausführung solcher
großen Aulagen wagen, als sie mit Zuversicht darauf
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rechnen können, daß nicht irgend ein Staat ans den Ein¬
fall komme, den freien Verkehr zu stören.

H. 327.
Wohlfeile Transportmittel und freier Verkehr inner¬

halb eines betrachtlichen Flächenramns und zwischen Ge¬
genden und Städten, welche die Erzeugnisse des Bodens
und der Kunst vortheilhaft umtauschen kommen, sind es,
welche sehr viel zur Begründung des Reichthums in Eng¬
land beigetragen haben, welche das lebhafteste Bedürf¬
nis der nenern europaischen Kultur bilden, welche am
leichtesten in großen' und gut arroudirten Staaten herge¬
stellt werden können, und welche daher, insofern die
kleiuern Staaten diese Schwierigkeiten nicht
heben, den Bewohnern der größcrn einen gro¬
ßen Vorsprung gegen diejenigen der kleiner»
Staaten gewähren.

Immer lebhafter und stärker wird dieß Bedürsniß
hervortreten, und um so mehr auf die Ansichten der Be¬
wohner der kleinern Staaten einwirken, je länger es un¬
erfüllt bleibt. Abgesehen von dem so erheblichen mate¬
riellen Interesse, waltet auch ein höchst wichtiges politi¬
sches bei dieser Frage vor. Wenig gefährlich sind nach
dem monarchischen Prinzip die jugendlichen Träume der
Einheit Deutschlands;'aber höchst gefährdend würde die¬
sem Prinzip werden, wenn der Mittelstand und selbst
der Stand der großen Grundbesitzer allgemein die lleber-
zeugung gewönnen, daß die Zerstückelung Deutschlands
und die in demselben vorhandenen kleinen Souverainitä-
ten ein dauerndes Hindernis des materiellen Wohlseyns
der lintcrthaneu sind. Unfehlbar aber würde diese !le-
berzengung eintreten, wenn man noch eine geraume Zeit
versäumte, die Hindernisse zu beseitigen, welche der Er¬
langung der wohlfeilen Transportmittelund des freien
Verkehrs im Wege'stehen.

H. 338.
Die Erreichung dieses Zweckes seht voraus, daß in
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allen Staaten, welche für denselben zusammentreten, ein

gleichförmiges System der Zölle und Verbrauchssteuern

bestehen.

Ich habe diese Idee schon im 269 angeführt

und auf den Nutzen ihrer Ausführung aufmerksam ge¬

macht. Außerdem habe ich daS Wesen der preußischen

Zölle und Verbrauchsstenern anschaulich zu machen ge¬

sucht. Unpartheiische lleser werden daraus, wie ich hoffe,

die Ueberzeugung schöpfen, daß in keinem großen

Staate diese Klasse der Abgaben-Entrichtung

so gut und zweckmäßig wie in Preußen geord¬

net ist, und daß die noch obwaltenden Mangel

und Gebrechen leicht allmählig aufgehoben

und verbessert werden können.

Eben so wenig dürste von Unpartheiischen verkannt

werden, daß kein deutscher Staat so wirksam die Erlan¬

gung eines ausgedehnten freien Verkehrs verfolgt hat,

wie Preußen.

Gleichwohl erheben sich anS den kleinern deutschen

Staaten viele Stimmen gegen das preußische Zoll-Sy¬

stem und gegen den Zutritt zu demselben. ThcilS treffen

die Einwendungen jenes System, theils beruhen sie ans

der Besorgnis, daß daS größere Preußen mit unum¬

schränkter monarchischer Verfassung gefährlich für daS

konstitutionelle Wesen der kleinern Staaten werden könne.

Mir scheint, daß bei diesen Einwendungen folgende Um¬

stände nicht gehörig berücksichtigt werden.

1) Es ist billig und den Verhältnissen angemessen,

daß ein kleinerer Staat zuvörderst seine Zoll-Einrichtun¬

gen nach denen des größern umändere, nicht daß aus ei¬

nem umgekehrten Wege verfahren werde; denn es han¬

delt sich darum, eine Einrichtung in einem größern Maß¬

stäbe als sonst in einem kleinen Staate möglich, einzu¬

führen, und der großen damit verbundenen Vortheile des

freien Verkehrs in einem weiten Gebiete theilhastig zu

werden. Da muß die kleinere Rücksicht der größeru wei-
2-4
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che», zumal die Resultate des preußische» Zoll-Wesens
durch Erfahrungen vorliege», diese letzter» aber »och bei
de» Ansichten der Geguer über dasselbe maugelu.

2) Die preußische Zoll - Besteueruug ist eine der
zweckmäßigste» Arte» der Abgaben-Erhebung, uud die
iu de» preußische»Zollverein eiutretcudeu kleiner» Staa¬
te» könne» gegen den Ertrag der Zölle andre drückendere
Steuern ansheben.

3) Das biblische Gleichniß von dem Splitter und
dem Balken ist hänftg anwendbar, den» die den Ver¬
kehr oder Transport treffenden Abgaben sind in den klei¬
nern Staaten hänftg viel drückender als in Preußen.
Im Altenburgisehcn, Renßischen, in den sächsischen Her¬
zogtümern und in Frankfurt am Main z. B. ist dieß
der Fall. Rechnet man die Wege-, Pflaster-, Thor¬
sperr-, Geleits- und Zoll-Gelder, oder wie sonst die
Abgabe» genannt werden mögen, welche auf die Durch¬
fuhr von Waaren und Personen dort gelegt sind, nach
dem Verhältnis; des Areals und der Bevölkerung dieser
Staaten, so sind sie viel beträchtlicher, als die preußi¬
sche!; Wege- und Pflaster-Gelderund Transito-Gebühren.

4) Das Vollkommenste und Beste muß man zwar
allezeit als das Ziel betrachten, deshalb aber nicht das
Bessere, welches mit großen Vortheilen, aber auch mit
einigen Mängeln verbunden ist, wegen den letzten; ver¬
werfen; denn diese können und werden im Lauf der Zeit
verschwinden.

5) Gerade daß Preußen keinen Anstand nimmt,
freien, folglich lebhaften; Verkehr mit konstitutionellen
Staaten zu eröffnen, ist großartig. Ist das konstitutio¬
nelle Softem unter den neuer» Verhältnissen zweckmäßig,
ist es geeignet, das Glück der Völker und eine gute Re-
giernngsweise zu begründen, so wird der Sinn für das¬
selbe durch den lebhafter«; Verkehr in Preußen befördert.
Uebrigens ist, wie ich früher gezeigt habe, der Geist der
preußischen Staatsregiernng weit weniger monarchisch und
aristokratisch, als derstlbe gewöhnlich gehalten wird.
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H. 339.
Nach den Ansichten, welche ich über den wohlfeilen

Transport nnd den freien Verkehr in diesem Kapitel nnd
an andern Stellen dieses Werkes entwickelt habe, sind
folgende Grundsätze zn befolgen:

1) Alle Wege-, Pflaster-, Brücken-, Thorsperr¬
und Uebersahrts-Geldersind abzuschaffen.

2) Die Abgaben, welche für die Benutzung der
Kanal- nnd Fluß-Schiffahrt entrichtet werden, sind, so¬
viel der Finanzzustand erlaubt, abzuschaffen oder zu ver¬
mindern, und wenigstens soweit nur immer thuulich, zu
vereinfachen.

3) Der Kunststraßen- nnd Brücken-Bau für Rech¬
nung von Privat-Unternehmern,die dagegen Wege- und
Brückengelder erheben, muß nur als eine temporaire Aus¬
hülfe betrachtet werden, im Falle der Staat wegen man¬
gelnden Fonds, oder weil nöthigere Wege-Bauten zu
machen sind, nicht die unternehmen kann, welche Privat¬
leute für ihre Rechnung zu unternehmen sich erbieten.
Der Staat hat sich in jedem Fall das Recht vorzubehal¬
ten, solche für Privat-Rechnnng erbaute Kunststraßen und
Brücken nach gewisser Zeit unter Rückerstattung der Ko¬
sten selbst zn übernehmen. Kunststraßenund Brücken
verbunden mit Entrichtung von Wege- und Brückengel¬
dern sind zwar schon in hohem Grade vortheilhaft zur
Beförderung der Produktion, und in jedem Falle in die¬
ser Beziehung unendlich dem Mangel daran vorzuziehen,
weßhalb die StaatSregiernng auch solche Unternehmun¬
gen zu befördern hat; aber es muß doch der Grundsatz
im Auge behalten werden, daß alle Kunststraßen
und Brücken abgabenfrei zu benutzende Staats-
vdcr Departemental-, oder Kreis-, oder Kom¬
munal - Anstalten sehn sollen, und es ist Vor¬
sorge zu treffen, daß dieser Grundsatz spater ausgeführt
werden könne, insofern dies; nicht bei allen Neubauten
von Anfang an geschehen kann.
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4) Die Anlage von Eisenbahnen und Kanälen er¬
fordert so große Kapitale, daß wenn der Staat schnell
in den Genuß der außerordentlich betrachtlichen,mit die¬
sen wohlfeilen Transportmitteln verbundenen Vortheile
gelangen soll, die Privat-Unternehmungenvorerst das
meiste zur Beschaffung derselben thnn muffen. Indessen
auch bei diesen Anlagen hat der Staat, wenn sie von
Privat-Unternchmerngemacht werden, den vorstehend bei
den Kunststraßen- und Brucken-Bau dargestellten Grund¬
satz zur Erlangung des Eigenthums-Rechts in spaterer
Zeit zu befolgen; denn grundsätzlich soll der
Staat, nach meiner Meinung, Eigenthnmer die¬
ser für die Staatsverwaltung so wichtigen
Kommnnikations - Mittel seyn. Es versteht sich
von selbst, daß ich darunter nicht verstehe, daß aus den
Kanälen und Eisenbahneil der Transport für Rechnung
des Staates zu betreiben sei. Vielmehr ist

5) meine Meinung, daß die Post-Privilegien hin¬
sichtlich des Güter- und Personen-Transports gänzlich
eingehen müssen.

6) Von den im 71. Kapitel nachgewiesenen Erspa-
rungen an unproduktivenAusgaben müßten 4 bis 5 Mill.
Rthlr. zur Vergrößerung der Fonds für Anlage von
Kunststraßen, Brücken, Eisenbahnen und Kanälen jähr¬
lich verwendet werden.

HD
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Vier und siebzigstes Kapitel.
Resultate.

H 330.

Die in den vorhergehenden Kapiteln vorgeschlagenen
Maßregeln sind, übersichtlich dargestellt, folgende:

1) Beschränkung der Ausgaben um 16^
Mill. Rthlr., welche unproduktiv und ohne Nothwendig-
keit verwendet werden.

2) Verminderung der Steuern um ungefähr
11 Mill. Rthlr., oder um ungefähr 26 Sgr. aus den
Kopf der Bevölkerung, und zwar, durch Abschaffung und
Verminderungderjenigen Steuern, welche vorzugsweise
die untern Volksklassen drücken und der Produktion am
nachtheiligstensind.

3) Verminderung des Druckes der Steu¬
ern vermittelst der Ausgleichung derselben.

4) Vermehrung des National-Vermögens
und zwar:

u) indem wenigstens 60000 arbeitsfähige Soldaten,
Beamte und Angestellte, anstatt einer unproduktiven
und einer zugleich produktiven Arbeit der andern
Unterthanen erschwerenden Beschäftigung gewidmet
zu sehn, zu produktiven Beschäftigungen übergehen;

b) indem die Produktion erleichtert wird, theils durch
die Abschaffung lind Verminderungder dieselbe be¬
sonders erschwerenden Steuern, theils durch eine
Mehr-Verwendung von 5^ Mill. Rthlr. zu den
ProduktivestenStaats - Ausgaben;

o) durch Abschaffung der Feudal-Lasten und des Ge¬
werbe - Zwanges;
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6) durch Beförderung des freien Verkehrs.

Die Resultate dieser Maßregeln dürften aller Wahr¬
scheinlichkeit nach sehn:

1) Die Steuern, anstatt durchschnittlich in Preußen
5^ Rthlr. auf den Kops zn betragen, würden zuvörderst
auf 4^ Rthlr. beschrankt werden, und in der Rheinpro¬
vinz würden sie nur ungefähr 4 Rthlr. betragen.

3) Die Bevölkerung würde in 30 bis 25 Jahren
ungefähr die Hälfte, und das National-Vermögen um
zwei Drittel bis drei Viertel zunehmen.

3) Diese Zunahme der Bevölkerung und des Na-
tional-Vermögcus würde, ohne Erhöhung der Steu¬
ern, den Ertrag der letzten, allmählig um eine größere
Summe erhöhen, als die Steuervermiuderuug beträgt.

4) Theils wegen des vorstehenden Umstandes, theils
wegen der sich alljährlich vermindernden Staatsschuld
könnte daher nach und nach eine noch weitere Vermin¬
derung der Steuern eintreten, oder der Staat könnte noch
mehr die auf produktive Ausgaben zu verwendende Sum¬
me vergrößern. Ans eine wie die andre Weise würde
die Zunahme der Bevölkerungund des National-Ver¬
mögens noch nm so mehr befördert werden.

5- 331.

Zuerst fragt sich aber, sind die vorstehendenWahr-
scheinlichkeits-Angabenrichtig? Ich glaube, daß sie es
im Wesentlichen sind, und daß dieß sich durch die Prü¬
fungen uupartheiischer und einsichtsvoller Staatswirthe
bestätigen dürste.

In jedem Fall wird aber die Richtigkeit dadurch be¬
dingt, daß der Staat nicht durch innere und äu¬
ßere Unruhen oder Kriege, oder durch andre
große Unglücksfälle heimgesucht werde.
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Zweitens fragt sich, ob die von mir vorgeschlagenen
Maßregeln, die Richtigkeit der Resultate vorausgesetzt,
ausführbar sind. Nach meiner Meinung ja und nein,
jenachdem man die Frage versteht; ausführbar an und
für sich, nicht ausführbar oder nur zum kleinern Theil
ausführbar, weil zur Durchsetzungso durchgreifender Maß¬
regeln eine hohe Kraft der Regierung erfordert wird, weil
das Beamten-Element hindernd entgegen wirkt, weil die
wohlhabendem Volksklasseu zu wenig politische Bildung
und keine die Staatsregierung unterstützende politische
Kraft besitzen.

Und dennoch hoffe ich, nicht unnütz geschrieben zu
haben.

Wenn nur einige Staatsmänner mehr die eigentliche
Natur der Gefahren einsehen, welche dem monarchischen
und aristokratischen Prinzip drohen; wenn diese Einsicht
sich auch bei deu durch Geburt oder Vermögen angese¬
henem Unterthanen erweitert; wenn nur über einige der
herrschenden politischen und staatswirthschaftlichenJrrthü-
mer das Licht der Wahrheit verbreitet wird; wenn die
Ausführung von nur einigen Verbesserungen befördert
wird; wenn die Staatsregierung zu der Ueberzeuguug
gelangt, daß die Steuer-Ausgleichung in politischer und
staatswirthschaftlicherHinsicht eine Lebensfrage ist, deren
Lösung nicht durch jahrelange Verhandlungen mit den
Provinzialstandcnhingehalten werden darf, und nur da¬
durch erledigt werden kann, das; alsbald Hand an das
Werk gelegt wird; wenn die Ueberzeuguug vondcnwohl-
thätigen Folgen des Friedens, der gesetzlichen Ordnung
und der allmähligcnund ohne Konvulsionen erfolgenden
gesellschaftlichenReformen sich verbreitet; wenn irrige
Urtheile über die preußischen Staatseinrichtungen und
Regiernngs - Maßregeln berichtigt werden; wenn, wie
ich hoffe, meine Schrift nur einigermaßen zu alle
diesem beitragt; — so habe ich uicht vergeblichge¬
schrieben.

2kk
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H. 332.

In den östlichen Provinzen hört man häufig die

Meinung äußern, daß die Rheinprovinz weniger eintrage

als sie koste, und eine Last für Preußen sei, indem die

Sicherstellnng dieser Provinz beträchtliche Festnngs-An¬

lagen erfordert habe; selbst Beamte, welche keine geborne

Rheinländer sind, bei denselben aber Anstellung gefun¬

den haben, vergessen sich zuweilen so weit, diese Mei¬

nung sogar in der Rheinprovinz auszusprechen. Ich hoffe,

daß durch diese Schrift die Ueberzeugung verbreitet werde,

daß keine preußische Provinz, nach dem Ver¬

hältnis des Narional - V ermögenS, me h r e i n-

trägt, und keine wohlfeiler verwaltet wird,

als die Rh einprovinz; ich hoffe, daß künftig die

Verhältnisse mehr von dem allgemeinen politischen Stand¬

punkte als nur einseitig betrachtet werden, und daß sich

alsdann die Ansicht aufdringen müsse, wie ohne die

R h einprovinz mitihren Boll w erken a m R h e i n

gar kein starkes Deutschland oder Preußen ge¬

denkbar ist, und wie daher diese Bollwerke nicht al¬

lein wegen der Rheinprovinz, sondern wegen des gemein¬

samen Vaterlandes errichtet werden mußten.

Zum Schluß noch ein Wort an diejenigen, welche

noch immer den Vorwurf, daß die Rheinpreußen fran¬

zösisch gesinnt wären, nicht fallen lassen.

Seit tausend Jahren und länger sind die Rhcin-

preußen im Besitze politischer Rechte gewesen, selbst un¬

ter der Herrschaft eines fremden Volkes und eines Des¬

poten sind diese Rechte grundsätzlich noch erweitert wor¬

den und thatsächlich nicht ganz untergegangen; erst seit¬

dem die Rheinlande nach dem Sturze Napoleons preu¬

ßisch wurden, sind die Stenern der Rheinprovinz unter

der preußischen Regierung in FriedcnSzeit höher als un¬

ter der französischen Herrschast eines Kriegers; jahrelang

ist in der Rheinprovinz der Verlust der so heilsamen und
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völlig eingebürgerten französischenJustiz-Einrichtung be¬
fürchtet worden; das französische Gerichtsverfahren,wel¬
ches doch einein Napoleon zur Abnrtheilnng politischer
Verbrechen und Vergehen genügte, hat der preußischen
Staatsregierung nicht sicher genug für diesen Zweck ge¬
dünkt, und jene Verbrechen oder Vergehen müssen nach
preußischem Verfahren ohne Oeffenrlichkeitund ohne Ge¬
schworene untersucht und gerichtet werden. Aber an die
Stelle politischer Rechte, und strenger Handhabung der
Verwaltungs-Gesehe ist die Hnmanüat und der wohl¬
wollende Sinn der preußischen Administrationgetreten,
und die Rheinprenßen haben sich damit begnügt; sie ha¬
ben die hohen Abgaben regelmäßigentrichtet, und er¬
warten ruhig von der Staatsregierung eine Verminde¬
rung und Ausgleichung der Stenern; gegen die Abschaf¬
fung der französischen Justiz-Einrichtunghaben die Rhein¬
preußen ihre Einwendungen unumwundenund offen aus¬
gesprochen, und schnell haben sie vergessen, daß jene Ab¬
schaffung beschlossen war, und daß ihre Gegen-Vorstel¬
lungen von unfähigen Köpfen als französische Gesinnung
ausgelegt worden waren; nur die Dankbarkeitüber den
Erfolg dieser Vorstellungen ist in Erinnerung geblieben,
lind hat die Liebe zum König verstärkt; was theils Folge
des Friedensznstandes, der nenern Personen- und Eigcn-
thnms-Verhältnisse, der vielen, die Wohlfeilheit der Pro¬
duktion befördernden neueren Erfindungenund des Prin¬
zips der Theilnng der Arbeit gewesen ist, — die Zu¬
nahme des Wohlstandes haben die Rheinprenßen ganz
der Staatsregierung zugerechnet, und was diese dafür
gcthan hat, durch Anhänglichkeit an den Thron und das
gemeinsame Vaterland, durch Sinn für Gesetz und Ord¬
nung vergolten. Willig erkennen sie das Gute und die
guten Absichren der Staatsregierung an; offen tragen sie
dieser ihre Bitten und Beschwerden vor, ohne die Bahn
der Gesetzlichkeit zu verlassen; selbst wenn ein Nachbar¬
volk größere politische Freibeit genießt und kleinere SraatS-
lasten trägt, gehören die Rheinpreußen lieber den Stam-
mesgenossen und einer edeln deutschen Dynastie an. So

23 *



37»

beweiset dieß biedere Volk, daß es würdig war, der
Fremdherrschaft entrissen, und mit Preußen und Deutsch¬
land vereinigt zu werden. So bekundet es, daß Natio¬
nalität kein leerer Schall, sondern ein machtiges Bin¬
dungsmittelunter Stammesgenosseu ist. Auch die Ideen,
wenn groß und herrschend, sind mächtige Kräfte; ehre
daher jeder Preuße die deutsche Nationalität, und ver¬
damme kein anderes Volk, wenn es für die seinige ma¬
terielles Wohlseyn opfert.

Leipzig,
gedruckt bei I. B, Hirschfnd.
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